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Es ist nicht zu Ubersehen: eine stetig voranschreitende, auf einen Kollaps zusteuernde Klima- und
Umweltkatastrophe, globale Finanz- und Wirtschaftskrisen und weiter zunehmende Ressourcenkon-
flikte sowie extreme soziale Unterschiede bedrohen immer mehr Menschen in inrer Existenz und 16-
sen somit auch immer mehr Fluchtbewegungen aus. Eine Wirtschaftspolitik mit dem Wachstumsprin-
zip ,,immer schneller, immer weiter, immer mehr* fUhrt in die falsche Richtung. Und noch immer ver-
weigern viele Menschen die Einsicht, endlich einen Weg aus dieser Wachstumsfalle finden zu mUs-
sen, obwonhl ethische und ékologische Grenzen in den globalisierten Markten I&ngst Gberschritten
sind:

Unser begrenzter Planet Erde |Gsst sich nicht endlos ausbeuten!

Klar ist: Wir leben derzeit von der Substanz, denn der Verbrauch Ubersteigt deutlich die verfGgbaren
erneuerbaren Ressourcen (Erduberlastungstag bereits im Mai). Nachfolgende Generationen kdn-
nen dieses Defizit nicht mehr ausgleichen! Es ist hdchste Zeit fUr eine ver&nderte Politik mit Weitblick,
weit Uber die ndchsten Wahlen hinaus. Der Weisheit folgend ,,Wir haben die Erde nicht von unseren
Eltern geerbt, sondern von unseren Kindern geliehen*, muss der Fokus auf dem Erhalt unserer Le-
bensgrundlagen liegen.

Dazu ...

... brauchen wir eine effiziente und méglichst regionale, ressourcenschonende und nachhaltige
Kreislaufwirtschaft und dauerhaft gute Lebensbedingungen, eine intakte Natur, sinnvoll gestaltete
Arbeitsplatze, Existenzsicherheit, Teilhabe am kulturellen Leben und ausgeglichene soziale Bezie-
hungen. Neue Erkenntnisse und Moglichkeiten (z. B. die digitale Transformation) kénnen diese Ziele
unterstUtzen, bergen aber auch die Gefahr, neue Probleme zu erzeugen (z. B. erhbhten Ressour-
cenverbrauch, soziale Entfremdung, drohende Uberwachung). Die Politik muss deshalb fir ein éko-
logisches und gemeinwohlorientiertes Wirtschaften férderliche Rahmenbedingungen setzen.

... brauchen wir ein ausreichendes Grundeinkommen, vordringlich fUr Personen, die Uber kein eige-
nes bzw. ein unter dem Existenzminimum liegendes Einkommen verfugen. Dazu z&hlen fUr uns u. a.
Kinder, Erwerbsunfahige, familiGre Sorgearbeit Leistende und eine wachsende Zahl an Rentnerin-
nen und Rentnern. Mit einem Grundeinkommen fUr sie alle wird ihrem Anspruch auf soziale Sicher-
heit und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben Rechnung getragen.

... brauchen wir eine gerechte und nachhaltige Gesellschaftspolitik, die die Kluft zwischen wenigen
immer reicheren und immer mehr armen Menschen wieder verringert und dem Abstieg groBer Teile
der Mittelschicht begegnet. Auch die Verwirklichung eines fairen Generationenvertrags zwischen
Alt und Jung stellt ein wichtiges Element der gesellschaftlichen Integration dar. SchlieBlich stérkt das
Empfinden eines ,,Wir-alle-zusammen" die Akzeptanz einer konsequent 6kologischen, auch ver-
zichtbegleitenden Politik und den Erhalt einer stabilen, aber sich weiterentwickelnden Demokratie.

... brauchen wir eine weitschauende Politik, ein Weniger an materiellem Uberfluss, ein Mehr fUr den
Erhalt unseres gesellschaftlichen Friedens und unserer natUrlichen Lebensgrundlagen. Das erfordert,
die Politik stérker auf langfristige und nachhaltige Ziele auszurichten sowie den Mut, unbequeme
Wahrheiten auszusprechen und die notwendigen Konsequenzen daraus zu ziehen.

... brauchen wir eine bewusst wahrgenommene Balance zwischen dem ,Ich” und dem ,,Wir". Dies
bedeutet fUr uns als 6kologische Demokratinnen und Demokraten sowohl Rechte zu haben als
auch Verantwortung und Pflichten fUr die Gesellschaft und unsere Lebensgrundlagen zu Uberneh-
men.

Entscheiden auch Sie sich fUr ein neues Politikverst@ndnis, fUr die Alternative zu einer zerstorerischen,
nur von Wettbewerb und persénlichen Vorteilen dominierten Gesellschaft. Entscheiden Sie fUr die
ODP, die Naturschutzpartei, fir eine lebensfreundliche und weitblickende ,,Enkel-Politik”. Helfen Sie
uns dabei, ein

gutes Leben fiir alle

zu verwirklichen.






Ein stabiles Klima, Artenvielfalt und eine intakte Umwelt sind unsere Lebensgrundiagen. Die ODP be-
trachtet diese Lebensgrundlagen als nicht durch menschliche Leistung geschaffene und nicht
selbstverstdndliche Daseinsvoraussetzung. Sie sind nicht beliebig verfGgbar. |hr Schutz muss daher
im Interesse der zukUnftigen Generationen oberstes Leitbild allen Handelns sein. Darum ist alles zu
fordern, was dem Erhalt der Lebensgrundlagen dient, und alles andere so zu begrenzen, dass alle
Menschen im gleichen MaB eingeschrénkt werden. DarUber hinaus sind Tiere und Pflanzen als Le-
bewesen mit eigenem Wert auch um ihrer selbst willen zu schutzen.

1.1 Klimapolitik - Es geht ums Ganze!

Die Verdnderung der Okosysteme durch den menschengemachten Klimawandel, die Vernichtung
der Lebensrdume vieler Arten und die Uberlastung der Aufnahme- und Anpassungsfahigkeit der
Umwelt durch menschliche Eingriffe vollziehen sich weltweit mit einer in der Erdgeschichte beispiel-
losen Geschwindigkeit und in einem seit vielen Millionen Jahren nicht mehr erreichten Ausmag.
Jede dieser drei globalen Verdnderungen birgt fUr sich, erst recht aber im Zusammenspiel, das Ri-
siko der weitgehenden Vernichtung der Lebensgrundlagen aller Lebewesen des Planeten. Klima-
schutz mit der dafUr erforderlichen Energie- und Agrarwende, der Erhalt natUrlicher Lebensr&Gume
und der Artenvielfalt, sowie die Begrenzung menschlicher Eingriffe in die Umwelt sind darum vorran-
gige Ziele der ODP.

Im Klimaabkommen von Paris vom 12. Dezember 2015 haben sich 195 Staaten verpflichtet, den
weltweiten Temperaturanstieg auf 2 Grad, mdglichst auf 1,5 Grad gegenuber dem vorindustriellen
Niveau zu begrenzen. Die Berichte des Weltklimarats (IPCC) unterstreichen mit zunehmender Deut-
lichkeit, dass es verheerende globale Folgen haben wird, wenn dieses Ziel verfehlt wird. Klimaschutz
spielt eine Schlusselrolle, da die Destabilisierung des Klimas das Artensterben verstarkt und umge-
kehrt MaBnahmen zur Stabilisierung des Klimas auch positive Effekte fUr Artenvielfalt und eine
stabile Umwelt nach sich ziehen. Das politische Handeln der meisten Staaten, auch Deutschlands,
wird dieser Situation und der GréBe und Dringlichkeit der Probleme jedoch nach wie vor nicht ge-
recht; der Beifrag jedes einzelnen Landes, auch Deutschlands, ist aber unverzichtbar.

1. Klimaziele

e Die Erderwdrmung muss auf unter 1,5 Grad gegenuber dem vorindustriellen Niveau begrenzt
werden. Die gesamte Politik muss verbindlich darauf ausgerichtet sein.

o Da bereits die heutige Erderwdrmung erhebliche dkologische Folgen mit sich bringt, muss als
langfristiges Ziel eine Stabilisierung des Klimas angestrebt werden. Uber die Einhaltung der 1,5-
Grad-Grenze hinaus muss eine langfristige Absenkung der CO2-Konzentration in der Atmo-
sphdre von derzeit 420 ppm auf den sicheren Wert von 350 ppm erfolgen.

e Deutschland muss seiner vertraglichen Verpflichtung aus dem Klimaabkommen von Paris ge-
recht werden und bis 2030 klimaneutral werden. Durch Importe in anderen Ldndern verursachte
Treibhausgasemissionen sind dem deutschen CO2-Kontingent anzurechnen.

2. MaBnahmen zur Klimastabilisierung
Die zentralen Bausteine fUr Klimaneutralitdt sind:

e eine deutliche Reduktion des Energie- und Ressourcenverbrauchs, eine komplette Abkehr von
der Nutzung fossiler Energiequellen und eine Umstellung der Energieversorgung auf erneuerbare
Energien bis 2030;

e eine Umstellung auf Okolandwirtschaft, eine deutliche Verringerung der Nutztierbestdnde bis
2030, und ein damit verbundener sofortiger Ausstieg aus der Massentierhaltung;

¢ eine deutliche Verringerung der Zementherstellung;



e sowie die Vermeidung jeglicher Emissionen von Treibhausgasen aus sonstigen Quellen.

Zur Stabilisierung des Klimas muss weiterhin CO2 aktiv aus der Atmosphdre entnommen werden, be-
sonders durch die Wiederherstellung des natUrlichen Kohlenstoffgehalts im Boden. Gleichzeitig soll
dadurch die natirliche Fruchtbarkeit von Ackerbdden zurGckgewonnen werden. Wird der naturli-
che Humusaufbau durch Pflanzenkohleeinbringung und weitergehende Verfahren zur Verbesse-
rung der Fruchtbarkeit, wie Terra Preta, ergdnzt, kann weiterer Kohlenstoff mit landwirtschaftlichen
Verfahren dauerhaft gebunden werden.

Dies wird erg&nzt durch Erhalt und Wiederherstellung von natdrlichen Lebensrumen, insbesondere
Mooren und Grinland, r&umlich und zeitlich gestaffelte Revitalisierung land- und forstwirtschaftlich

genutzter Moore, Wiederanlegen von Schutzhecken an und auf Ackern und die Umstellung auf hu-
musaufbauende 6kologische Landwirtschaft.

3. Bepreisung von Treibhausgasemissionen und Emissionshandel

e Die ODP setzt sich fur die zOgige Einfihrung eines weltweit verbindlichen Systems zur Reduzie-
rung von Treibhausgasen ein. Zu berUcksichtigen sind alle Treibhausgase gemas ihrer Klimawir-
kung. Bestehende europdische Emissionshandelssysteme ist sinnvoll. Weltweit ist der Aufbau re-
gionaler Emissionshandelssysteme notwendig. Die ergénzende Ausgestaltung nationaler Ver-
brauchssteuern (z. B. Energie- und Mineraldlsteuern) oder Emissionssteuern (z.B. CO32) bleibt da-
von unberUhrt.

¢ Die Menge der Emissionszertifikate ist anhand wissenschaftlicher Erkenntnisse zum Verlauf des
Klimawandels zu reduzieren, um die absehbare Uberschreitung des mittlerweile hochgradig ge-
f&hrdeten 1,5-Grad-Ziels zu begrenzen.

e Ein Mindestpreis fur Emissionszertifikate ist méglichst schnell auf das Niveau der zu erwartenden
Schadenskosten der emittierten Treibhausgase zu erhéhen.

¢ Die Vergabe kostenloser Zertifikate an sogenannte ,,carbon leakage*-Unternehmensbranchen
zwecks ihrer internationalen Wettbewerbsfahigkeit muss sehr restriktiv gehandhabt und so bald
wie moglich beendet werden, vor allem mithilfe eines CO2-Grenzausgleichsmechanismus.

e Die Bepreisung von Treibhausgasemissionen ist im Sinne einer 6kologisch-sozialen Steuerreform
aufkommensneutral zu gestalten. Sie muss dazu beifragen, die Schere zwischen Arm und Reich
zu schlieBen. Dazu ist eine ein alterunabhdngiges personenbezogenes Klimageld einzufGhren.

4. Internationaler Klimaschutz

Der Import von klimaschddlichen Produkten ist bis 2030 auf null zu fUhren. Dazu sind geeignete
Handelsbeschrénkungen und Emissionsabgaben, wie ein [Uckenloser CO2-
Grenzausgleichsmechanismus auf EU-Ebene, umzusetzen.

Deutschland muss seinen globalen Einfluss beim Klimaschutz geltend machen. Klimapolitik ist Teil
einer umfassenderen Menschenrechtspolitik, die kinftige Generationen miteinschlieBt. Sie ist ins
Zentrum aller auBenpolitischen BemUhungen zu ricken. Wirtschaftshilfen und Handelsabkommen
sind an die Einhaltung ausreichend wirksamer KlimaschutzmaBnahmen zu knUpfen.

1.2 Energiewende - Die Lebensgrundlagen sichern

Fossile Energienutzung ist klimaschadlich, unsicher und undemokratisch

Die Nutzung fossiler Energietrager wie Kohle, Erd6l und Erdgas zerstért unsere Landschaften, Umwelt
und unser Klima: Die Férderung fossiler Energietrdger geht mit groBfléchigen Landschafts- und Le-
bensraumzerstérungen einher, sowie dem Eintrag giftiger und radioaktiver Substanzen in die Um-
welt. Sie ist die Hauptursache des menschengemachten Klimawandels.



Fossile Energie ist keine sichere Energie. Ihre Nutzung erfordert groBe Forder-, Transport- und Verar-
beitungsstrukturen, zentrale Kraftwerke und lange Ubertragungsleitungen. Naturkatastrophen, Sa-
botageakte und militdrische Angriffe kdnnen zu weitrGumigen Ausfdllen einer fossilen Energieversor-
gung fGhren.

Fossile Energie ist keine Friedensenergie und férdert nicht den Aufbau und die Starkung demokrati-
scher Strukturen und sozialer Teilhabe: GroBe kapitalintensive Infrastrukturen beginstigen zentrale
Machtstrukturen. Sie fUhrt zu einem hdheren Anteil leistungslosen Einkommens in Form von Kapital-
zinsen fur wenige und zu mehr gesellschaftlicher Ungleichheit. Die Konzentration der Férderung auf
wenige Lander mit oft autorité@ren Regierungen ebnet den Weg fir Menschenrechtsverletzungen,
intfernationale Spannungen und militérische Konflikte.

Dezentral genutzte erneuerbare Energien sind sauber und sicher

Im Vergleich damit ist die Nutzung erneuerbarer Energien mit sehr geringen Eingriffen in Landschaf-
ten und LebensrGume, und mit dezentralen und kleinteiligen Versorgungsstrukturen moglich. Sie
fOhrt zu groBerer Unabhdngigkeit einzelner Lander und Regionen, weniger Ressourcenkonkurrenz
und internationalen Spannungen. Sie ist klimafreundlich und kann auf etwa é % der Landesfldche
Deutschlands in Einklang mit Anwohner-, Arten-, Natur- und Landschaftsschutz gestaltet werden.

Unter erneuerbaren Energien versteht die ODP nur solche, die besténdig verfigbar sind oder sich
durch naturliche Zyklen wie Pflanzenwachstum innerhalb kurzer Zeit vollst&ndig regenerieren. Atom-
kraft, fossile Brennstoffe (einschlieBlich Erdgas) sowie nicht nachhaltig gewonnene Biomasse, Torf
und nicht recyclebare Abfall- und Reststoffe, die aus fossilen Energietrégern hergestellt wurden,
sind keine erneuerbaren Energien.

Dezentrale erneuerbare Energieversorgung ist besser gegen Unterbrechungen von Lieferketten,
Natfurkatastrophen, Sabotageakte und militérische Angriffe geschitzt, da Ausfdlle besser rdumlich
eingegrenzt werden kdénnen. Sie bendtigt keine militdrische Absicherung. Wird der Aufwand fUr ei-
nen Saboteur oder militdrischen Aggressor, die Energieversorgung fir eine groBe Zahl an Menschen
zu unterbrechen, durch Dezentralisierung zu hoch, lohnen sich Sabotageaktionen und milit@rische
Angriffe fUr ihn nicht mehr. Dezentralitdt schotzt!

Kernenergie ist keine Alternative. Ihre Nutzung ist zu gefdhrlich und zu teuer. Ein militarischer Angriff
oder eine schwere Sabotageaktion gegen ein Atomkraftwerk kann eine ganze Region langfristig
unbewohnbar machen. Die Férderung von Uran fGhrt zu schweren Umwelt- und Landschaftszersto-
rungen. Der Betrieb von Atomkraftwerken produziert langlebige radioaktive Abfdlle, deren Endla-
gerung nicht geklart ist. Teilweise werden radioakfive Stoffe auch im Normalbetrieb an die Umwelt
abgegeben. Die Bauzeit neuer Atomkraftwerke ist zu lang und ihr Beitrag kdme fUr den Klimaschutz
zu spat. Dies gilt erst recht fUr die Kernfusion. Bislang liefert kein einziger Fusionsreaktor Energie.
Atomkraftwerke jeder Art wirden zentrale Versorgungsstrukfuren zementieren. Sie wéren anfdallig fir
Sabotage und militarische Angriffe und nurim Interesse weniger, die sich von ihnen Macht und
hohe Gewinne zu Lasten des Gemeinwohls erhoffen.

Dezentral genutzte erneuerbare Energien sind giinstig

Die hohen Kosten von erneuerbaren Energien und Speichertechnologien sind Vergangenheit. Seit
dem Jahr 2000 sind die Kosten rasant zurGck gegangen, insbesondere bei Photovoltaikanlagen und
Batteriespeichern. Seit Anfang der 2010er Jahre ist eine 100 Prozent erneuerbare Energieversorgung
kostenguUnstiger als eine fossile. Der schnelle Umstieg war und ist jedoch nicht im Interesse derer, die
mit fossiler Energie Geld verdienen. Er wurde gezielt und massiv ausgebremst, im Namen der ,,Wirt-
schaftlichkeit", zum kurzfristigen Vorteil weniger und zu Lasten vieler, vor allem der kommenden Ge-
nerationen. Es ist allerhdchste Zeit, dass die Mdglichkeit der gUnstigen Energieversorgung aus erneu-
erbaren Quellen allen Menschen unseres Landes zugutekommt, ganz besonders denjenigen, die
nur Uber begrenzte finanzielle Spielrdume verfugen.



Das Ziel der ODP ist ein vollstandiger Umstieg auf erneuerbare Energien aus Uberwiegend europdi-
schen, moglichst regionalen Quellen im Einklang mit Anwohner-, Arten-, Natur- und Landschafts-
schutz bis 2030. Dazu sollen dezentrale, sichere und weitgehend importunabhdngige Versorgungs-
strukturen Uberwiegend im Besitz von BUrgerinnen und BUrgern geschaffen werden.

Weniger ist mehrl Es geht nicht nur um den Ersatz fossiler und nuklearer Energien durch erneuerbare.
Die ODP méchte gutes Leben fir viele mit weniger Einsatz von Energie ermdglichen:

e Durch eine bessere rdumliche Verbindung von Arbeiten, Nahversorgung, Freizeit und Wohnen
Uber kurze Wege;

e durch eine umfassende Mobilitdtswende mit einem Vorrang fUr FuB- und Radverkehr, sowie 6f-
fentlichen Verkehr;

e durch sich dndernden Bedurfnissen anpassbare Wohnangebote mit einem hohen Anteil ge-
meinschaftlich genutzter RGume; durch gemeinschaftliche Nutzung, Verleih und Tausch von
Fahrzeugen, Werkzeug u.a.;

e durch reparaturfreundliche, langlebige und bevorzugt aus nachwachsenden Rohstoffen herge-
stellte Produkte;

e durch einen intelligenten Mix verschiedener erneuerbarer Energien und durch gemeinschaftli-
che Energiekonzepte auf Quartiersebene (Kommune, Stadttell).

Dadurch wird erreicht, dass wesentlich weniger Energie als heute bendtigt wird, fir deren Bereitstel-
lung weniger Ressourcen notwendig sind und weniger Flidchen in Anspruch genommen werden.
Wenn Energie genutzt wird, soll dies effizient erfolgen: durch Kreislaufwirtschaft, durch energetisch
sanierte Gebdude, durch elekirische statt Verbrennungsantriebe, durch energieeffiziente Gerdate.

Damit die Energieversorgung widerstandsfahig gegen Naturkatastrophen, Cyberangriffe und milité-
rische Aktionen ist, muss eine méglichst weitgehende Deckung des Bedarfs regional und zeitweise
unabhdngig von vorgelagerten Netzen und Energietransporten moglich sein. Dafir muss BUrgerin-
nen und BUrgern konsequent ermdglicht werden, sich mit erneuerbarer Energie selbst zu versorgen
und sich zusammenzuschlieBen, um gemeinsam erneuerbare Energien zu nutzen, zu speichern, zu
teilen und damit zu handeln. Eine solche Energieversorgung macht uns in der EU unabhdngig von
fossilen Energieimporten aus Staaten, die Friedensbewahrung, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
missachten.

Um eine gunstige und sichere Energieversorgung aus erneuerbaren Quellen allen Burgerinnen und
BUrgern zugdnglich zu machen, sind Quartierenergiekonzepte, Erneuerbare-Energie-Gemeinschaf-
ten und lokale Handelsplattformen fUr Energie durch einen geeigneten gesetzlichen Rahmen,
gunstige Kredite und Absicherung von Investitionsrisiken zu férdern. Dies muss ergdnzt werden durch
Handlungsleitfdden, insbesondere fir Kommunen, und personelle wie finanzielle UnterstGtzung bei
der Einbindung von BUrgerinnen und Burgern, dem Aufbau gemeinschaftlicher Organisationsfor-
men und der Entwicklung von Versorgungskonzepten. Es muss flankiert werden durch Beratung und
finanzielle UnterstUtzung von EnergiesparmaBnahmen, insbesondere fur einkommensschwache
Haushalte.

Ausbau der Energieerzeugung aus erneuverbaren Quellen

e Der Schwerpunkt der Energieerzeugung wird auf die Nutzung der Photovoltaik und der Wind-
kraft gelegt, da diese konkurrenzlos gunstig und fl&dcheneffizient sind. Sie sind beschleunigt aus-
zubauen. Das schlieBt andere Quellen erneuerbarer Energie nicht aus, die inrem lokalen Poten-
zial entsprechend genutzt werden sollen.

e In allen Féllen ist ein angemessener Anwohner-, Arten-, Natur- und Landschaftsschutz zu beach-
ten. HierfUr sind bundeseinheitliche Richtlinien aufzustellen. Im AuBenbereich sollen mit diesen
Richtlinien Vorranggebiete fir die Nutzung erneuerbarer Energien festgelegt werden.



2 % der Landesflache Deutschlands sind als Vorrangfladche fUr die Nutzung der Windkraft auszu-
weisen. Mindestabstdnde zwischen Windkraftanlagen und Siedlungen bis zu 600 m durfen pau-
schal festgelegt werden. Bei kleineren Abstdnden als dem pauschal festgelegten Mindestab-
stand sind Windkraftanlagen ohne weitere Begrindung ausgeschlossen. Bei groBeren Abstdn-
den muss der Ausschluss ortssperzifisch durch Anwohner-, Natur- oder Landschaftsschutz begrin-
det sein.

Photovoltaik- und Solarthermieanlagen sind grundsdatzlich zundchst auf Ddchern und an Fassa-
den von Gebduden und auf bereits versiegelten Fidchen wie Parkplétzen zu installieren. Ihr Bau
wird durch Bau- und Befriebspflichten auf &ffentlichen, Industrie-, Gewerbe- und Wohnbauten
beschleunigt.

1 % der Landesfldche Deutschlands sind fUr Freifldchen-Photovoltaikanlagen auszuweisen. Da-
fUr sind vorrangig Flichen mit degradierten B&6den zu verwenden. Sie sind als Biotope zum
Schutz der Artenvielfalt zu gestalten.

Die ortsansdssige Bevdlkerung wird an den Erfrdgen der Windkraft- und Freifldchen-Photovolta-
ikanlagen angemessen beteiligt.

1 % der Landesfldche Deutschlands werden fUr geeignete Kombinationen von Photovoltaikan-
lagen mit landwirtschaftlichen Kulturen ausgewiesen (Agriphotovoltaik).

Der Ausbau der Nutzung der Geothermie zur Strom- und Wé&rmegewinnung wird beschleunigt
und an geeigneten Standorten mit der Gewinnung von Rohstoffen aus dem Tiefenwasser ge-
koppelt (etwa Gewinnung von Lithium). Damit wird als Nebeneffekt der Nutzung der Geother-
mie minimalinvasiver Bergbau betrieben, der Eingriffe in die Natur an anderen Stellen reduziert.
Das Risiko von Fehlbohrungen bei der Nutzung der Geothermie wird vom Bund getragen, sofern
es durch Voruntersuchungen hinreichend eingegrenzt wurde.

Die energetische Nutzung von Biomasse wird grundsatzlich auf Rest- und Abfallstoffe begrenzt,
die weder als Lebens- oder Futtermittel noch als Rohmaterialien verwendet werden kénnen. Be-
stehende Biogasanlagen werden, sofern noch nicht erfolgt, zu hochflexiblen Erzeugungsanla-
gen zum Ausgleich der fluktuierenden Stromerzeugung von Photovoltaik- und Windkraftanlagen
umgebaut. Holzfeuerungen werden ausnahmslos mit hocheffizienter Filtertechnik ausgestattet.
Die Nutzung der Wasserkraft wird ausschlieBlich unter umfassender BerUcksichtigung von An-
wohner-, Arten-, Natur- und Landschaftsschutz weiter zugelassen.

Batterien in E-Fahrzeugen werden Uber bidirektionales Laden als mobile Kurzzeit-Energiespei-
cher genutzt. Ausgediente E-Fahrzeugbatterien mit hinreichender Restkapazitét werden als sta-
tiondre Energiespeicher weiterverwendet.

Die Sektforen Strom, Warme, Mobilitdt und Grundstoffproduktion werden gekoppeli:

- Strom mit Warme mittels Warmepumpen,

- Strom mit Mobilitédt durch eine weitgehende Elektrifizierung des Mobilitétssektors und

- Strom mit der Grundstoffproduktion durch die Herstellung von grunem Wasserstoff und synthe-
tischen Folgeprodukten (Methan, Ammoniak, Kerosin, Diesel, Wachse u. a.).

Durch diese Sektorenkopplung entstehen Energiespeicher in Form von Batterien, Warmespei-
chern und chemischen Grundstoffen, mit denen die fluktuierende und im Tages- und Jahresver-
lauf schwankende Stromerzeugung aus Photovoltaik- und Windkraftanlagen an den Bedarf an-
gepasst werden kann. Die chemischen Grundstoffe grGner Wasserstoff und grines Methan sind
primdr stofflich zu nutzen, k&nnen aber auch in lGnger dauernden Zeiten niedriger erneuerbarer
Stromerzeugung in Gasturbinen wieder verstromt oder in BHKW zur Bereitstellung von Strom und
Warme genutzt werden.

Die bestehende Erdgasinfrastruktur wird fir die Langzeitspeicherung von Energie in Form von
erneuerbarem Wasserstoff und erneuerbarem Methan umgebaut und nur noch im erforderli-
chen Umfang aufrechterhalten.

Die Bundesldnder werden bei der Auflegung von Programmen zur beschleunigten Ausbildung
und Umschulung von Fachkraften fUr erneuerbare Energien und klimafreundliches (Um)Bauen
und Sanieren unterstitzt.



Aufbau einer moglichst vollsténdigen Produktion der fUr diese Energiewende erforderlichen
Komponenten und Anlagen in der EU, von der Rohstoffgewinnung bis zur betriebsbereiten An-
lage.

Verbot des Energie-, Rohstoff- Komponenten- und Anlagenimports aus Staaten mit Menschen-
rechtsverletzungen. Verpflichtung von Unternehmen, entlang ihnrer gesamten Lieferkette Men-
schenrechte, Sozial- und Umweltstandards einzuhalten.

Konsequenter Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energien

Der Braunkohleabbau wird sofort beendet. Der Kohleausstieg erfolgt deutlich vor 2030.

Der Einbau von Olheizungen wird sofort verboten, der von Erdgasheizungen grundsatzlich ab
2025. Zugelassen sind neue Gasheizungen nur dann, wenn kein Einbau einer Warmepumpe
oder ein Anschluss an ein Warmenetz moglich ist. In diesen Fallen muss nachgewiesen werden,
dass die neue Gasheizung mit Gas aus erneuerbaren Quellen (Biogas, erneuerbarer Wasserstoff
oder erneuerbares Methan) betrieben wird. Es wird ein Programm zum Tausch von Ol- und Gas-
heizungen gegen Warmepumpen, feinstaubarme Holzheizungen und Solarthermieanlagen, ins-
besondere im Rahmen von Quartierversorgungskonzepten, aufgelegt.

Der Bau jeglicher Infrastruktur zur weiteren Nutzung fossiler Energietréger wie z.B. Flussiggastermi-
nal unterbleibft.

Der Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energie in allen Bereichen wird durch die CO2-Bepreisung
und eine dkologisch-soziale Steuerreform beschleunigt.

Konsequenter Ausstieg aus der hochriskanten Nutzung der Kernenergie

AuBenpolitisches Ziel wird der weltweite Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie. Der Eu-
ratom-Vertrag wird sofort gekindigt. Eine Haftpflichtversicherung, die auch die Kosten einer
moglichen Reaktorkatastrophe abdeckt, und eine angemessene Kernbrennelementesteuer
werden auf EU-Ebene eingefordert.

Alle Atomkraftwerke in Deutschland bleiben abgeschaltet und die deutschen Stromkonzerne
werden zur KUindigung beziehungsweise Auslaufen-Lassen der Bezugsvertrdge fir Atomstrom
aus anderen Landern verpflichtet.

Der Betrieb aller sonstigen Infrastruktur zur Erforschung, zur energetischen Nutzung der Kernener-
gie und ihrer sonstigen Nutzung zu Forschungszwecken ist ebenfalls einzustellen und ein RUck-
bau einzuleiten. Dazu gehdéren die Urananreicherungsanlage in Gronau, die Brennelementferti-
gungsanlage in Lingen und die Forschungsreaktoren in Garching bei MUnchen und in Mainz.

Es erfolgt eine strikte Kontrolle der Atommoulitransporte auf Einhaltung der gesetzlich vorgeschrie-
benen Grenzwerte. Die Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente aus deutschen
Atomkraftwerken in anderen Landern, eingeschlossen Mitgliedsstaaten der EU, wird verboten.
Das Gesetz zur Neuordnung der Verantwortung in der kerntechnischen Entsorgung vom 27. Jo-
nuar 2017, darf nur abgedndert oder ergdnzt werden, sofern dies der Erhbhung der Sicherheit
dient. Insbesondere durfen die Atomkraftwerksbetreiber nicht wieder aus der Verantwortung fir
die gesamte Abwicklung und Finanzierung der Bereiche Stillegung, RUckbau und fachgerechte
Verpackung der radioaktiven Abfalle entlassen werden.

Die bisherigen Standortzwischenlager, die keinerlei Schutzfunktion haben, werden durch we-
nige Hochsicherheits-Zwischenlager ersetzt, die auch gegen Terrorangriffe und Flugzeugab-
stUrze gesichert sind.

Es erfolgt eine ergebnisoffene Standortwahl fUr die Endlagerung hochradioaktiver Abfdalle aus-
schlieBlich nach wissenschaftlichen Kriterien.

Der Export von Komponenten fUr Atomkraftwerke wird verboten. Stattdessen werden weltweit
L&nder beim Ausstieg aus der Kernenergienutzung und bei der Umstellung auf erneuerbare
Energien unterstUtzt.



Jegliche deutsche Beteiligung an der Entwicklung neuer Kernreaktoren und an der Kernfusion
als Energiequelle wird beendet.

Ginstige erneuverbare Energie fir Burgerinnen und Burger

BUrgerinnen und BUrger werden in die Gestaltung der Energieversorgung vor Ort eingebunden
und allen Einkommensschichten der Zugang zu und der sparsame Umgang mit ginstiger erneu-
erbarer Energie ermdglicht.

Die Grindung und der Aufbau von Energiegemeinschaften (s. u.) wird durch einfache und un-
bUrokratische Genehmigungsprozesse, Beratung, Anschubfinanzierung, ginstige Kredite und
die Ubernahme von Ausfallbirgschaften fir Investitionen unterstitzt. Der Umfang der Férderung
bemisst sich danach, inwieweit Energiegemeinschaften dem Gemeinwohl dienen, etwa durch
Einbindung einkommensschwacher Personen ohne eigenes Vermogen.

Kommunen werden bei der Erstellung von Konzepten fir 100 Prozent erneuerbare Energiever-
sorgung und nachhaltige Mobilitéat unter umfassender Beteiligung von Birgerinnen und Burgern
personell und finanziell unterstUizt.

Die Warmeversorgung wird weitgehend auf Quartiersebene mit Warmenetzen und Energiespei-
chern sichergestellt. Als Wé&rmequellen dienen die Tiefengeothermie, groBe Warmepumpen,
Solarthermie und Kraft-Wdarme-Kopplungsanlagen, die ausschlielich erneuerbare Energietréger
nutzen. Als Energiespeicher dienen Batterien und Warmespeicher auf Quartiersebene. Vorhan-
dene Erdgasspeicher werden zur Speicherung von erneuerbarem Wasserstoff und erneuerba-
rem Methan weitergenutzt, um jederzeit eine Energiereserve zu haben.

Durch die UnterstUtzung des Aufbaus lokaler Handelsplattformen wird BUrgerinnen und BUrgern
ermdglicht, in einfacher Weise Strom aus erneuerbaren Energien selbst zu erzeugen, zu spei-
chern und vor Ort zu nutzen, so dass der Bedarf an vorgelagerten Stromnetzen begrenzt wird.
Sozialtransfers und Hilfsprogramme werden an steigende Energiepreise angepasst, ohne den
Energieverbrauch durch preisbasierte Subventionierungen zu férdern.

Falls im Rahmen einer sozialen HilfemaBnahme Wohnungen mit Elektroger&ten ausgestattet
werden, ist auf Energieeffizienz und auf die gesamten Kosten wdhrend der Lebensdauer der
Gerdate zu achten.

Ein gesetzlicher Rahmen fiir eine wirkliche Energiewende

Energiegemeinschaften werden als zentrale Organisationsformen der Energieversorgung im
Energiewirtschaftsgesetz verankert. Dabei werden die Méglichkeiten maximal ausgeschdpft,
die durch die EU-Richtlinie zur Férderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen
vom 11. Dezember 2018 fUr Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften und die EU-Richtlinie zum
ElektrizitGtsbinnenmarkt vom 14. Juni 2019 fUr BUrgerenergiegemeinschaften geschaffen wur-
den.

Energiegemeinschaften werden von Steuern und Abgaben, ausgenommen Netznutzungsent-
gelten, befreit, bis in Deutschland mindestens 80 % der Versorgung mit Strom, Warme und Mobi-
lit&t aus erneuerbaren Energien erreicht ist und mindestens 80% der stofflich fUr die Produktion
chemischer Grundstoffe verwendeten fossilen Energietrdger durch erneuerbaren Wasserstoff
ersetzt wurden.

Netznutzungsentgelte werden an die realen Kosten des tatséchlich genutzten Netzes ange-
passt. Sie sollen sich in erster Linie nach der maximal bendtigten Leistung bemessen.
Energiespeicher werden als eigene Kategorie im Energiewirtschaftsgesetz verankert und von
ungerechftfertigten Doppelabgaben fUr Erzeuger und Verbraucher entlastet.

Es wird ein Marktdesign fUr den Strommarkt geschaffen, das Anreize fur die beteiligten Marktak-
teure, Erzeuger, Verbraucher und Beftreiber von Energiespeichern schafft, sich so zu verhalten,
dass insgesamt die Nutzung erneuerbarer Energien optimiert und die Kosten von deren Nutzung
minimiert werden. Dazu gehdren z. B. zeitvariable Netznutzungsentgelte.



o Als Teil des Marktdesigns werden lokale Handelsplattformen erméglicht, auf denen Burgerinnen
und Burger einfach und unburokratisch mit lokal erzeugter Energie, Speicherkapazitdten und
zeitlichen Verschiebungen des Energieverbrauchs handeln kédnnen. Dabei ist die Gesamtsitua-
tion der lokalen Energieversorgung fUr alle fransparent darzustellen, persénliche Daten aber zu
schitzen.

e Bisin Deutschland mindestens 80% der Versorgung mit Sfrom, Wé&rme und Mobilitat aus erneuer-
baren Energien erreicht ist und mindestens 80% der stofflich fUr die Produktion chemischer
Grundstoffe verwendeten fossilen Energietrdger durch erneuerbaren Wasserstoff ersetzt wur-
den, werden Netzbetreiber weiterhin verpflichtet, Strom aus erneuerbaren Quellen abzuneh-
men und nicht unter Markfpreisen zu verguten. Zugleich werden Anreize geschaffen, den er-
zeugten Strom selbst zu verbrauchen oder Uber eine Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft, eine
BUrgerenergiegemeinschaft, eine lokale Handelsplattform oder Uberregional anzubieten, so
dass insgesamt ein kostendeckender Betrieb méglich ist.

e Die generelle Verpflichtung zur Messung von Energieflissen entfallt, um Energiekonzepte mit
dem geringsten gerade noch fUr eine sichere und zuverldssige Energieversorgung notwendigen
Messaufwand zu erméglichen.

¢ Wo die Kosten der Messung von Energieverbrauch 20 Prozent der Kosten der Bereifstellung die-
ser Energie Ubersteigen, soll es mbdglich sein, auf die Messung der Energie zu verzichten und vo-
lumenbegrenzte Pauschalliefervertrdge abzuschlieBen. Statt der Einzelverbrduche wird in sol-
chen Féllen der Verbrauch der Gesamtheit gemessen, um die sichere Steuerung der Energie-
versorgung zu gewdhrleisten. Das spart Ressourcen und Kosten, und erlaubt einen besseren Da-
tenschutz.

e  Wo immer méglich soll die DatenUbertragung kabelgebunden erfolgen, um einer Erhbhung der
Mobilfunk-Strahlenbelastung entgegenzuwirken.

e Eswerden gerzielt Forschung und Entwicklung unterstUtzt, die darauf abzielen, eine vollstGndig
erneuverbare Energieversorgung resilient zu gestalten, ohne dass jeder noch so kleine Energie-
strom gemessen und die Daten dazu gespeichert werden mussen. Kleinere Einheiten wie Kom-
munen und systemrelevante Gebdude sollen im Katastrophenfall unabh&ngig von vorgelager-
ten Strom- und Gasnetzen sowie unabhdngig von der Lieferung von Brenn- und Kraftstoffen zu-
mindest rudimentdar Uber einen Zeitraum von mehreren Wochen funktionieren kénnen. Die lo-
kale Steuerung dieser Einheiten auf der Grundlage eines rein lokalen Datenaustauschs mUssen
mdoglich sein. Dafur werden Steuerungskonzepte entwickelt, die mit einem Minimum an Mess-
vorgdngen und an Datenaustausch auskommen.

1.3 Mobilitatswende: Mobilitat mit weniger Verkehr!

Mobilitét ermdglicht Menschen die Teilhabe in unserer Gesellschaft, wenn dafir Distanzen zu Uber-
winden sind. Verkehr erméglicht dies. Videokonferenzen, Home-Office u.a. Uberwinden jedoch
ebenso Distanzen - ohne Verkehr. Dezentralisierung verkirzt Wege. Durch sie rGcken Wohnungen,
Arbeitsstatten, Schulen, Einkaufsméglichkeiten, medizinische und andere Einrichtungen rédumlich
zusammen (,, 15-Minuten-Stadt*”). Dadurch wird die gleiche Mobilitat mit weniger Verkehr und mit
umweltfreundlicheren Verkehrsarten moglich. Die ODP steht fir eine umfassende dkologische Mo-
bilitadtswende. Diese ist mehr, als nur die herkémmlichen Verkehrsmittel gegen dkologischere auszu-
tauschen. Sie umfasst Dezentralisierung durch eine bessere Stadt- und Raumplanung, Verkehrsver-
meidung, Verkehrsverlagerung, Vernetzung verschiedener Verkehrsoptionen und &kologischere
Anfriebskonzepte.

Oberstes Ziel ist Mobilitdt mit so wenig Verkehr wie méglich. Mobilitdt muss Burgerinnen und Birgern
erlauben, umweltfreundlich, komfortabel, zOgig und flexibel Distanzen zu Uberwinden. Dafur sind



alle Optionen zu férdern, die Verkehr vermeiden oder reduzieren. Weiterhin sind im Rahmen der
CO2-Bepreisung und der 6kologisch-sozialen Steuerreform der Verbrauch von Prim&renergie und
Rohstoffen sowie die Verursachung von Umweltschdden zu belasten. Das verschafft dkologischen
Transport- und Verkehrsmitteln einen finanziellen Vorteil und begunstigt die Verkehrsvermeidung. So
wird es erméglicht, die genannten MaBnahmen einzuleiten, die fUr eine nachhaltige 6kologische
Mobilitatswende unerl@sslich sind.

Kombination und Vernetzung verschiedener Verkehrsmittel (Multi- und Intermodalitct)

e EinfUhrung einer einheitlichen, europdischen Buchungsplattform fUr alle &ffentlichen Verkehrs-
mittel, wie Nah-, Regional- und Fernverkehr einschlielich Fahrradmitnahme, Car- und Bike-Sha-
ring-Angebote sowie Bedarfsangebote wie Rufbusse (On-Demand) im l&ndlichen Raum

¢ Nutzerfreundlicher und barrierefreier Zugang zu Buchungssystemen unter Beachtung strenger
Datenschutzkriterien und Beibehaltung der Option von klassischen Tickefts.

FuBverkehr

e massiver Ausbau der FuBwegeinfrastruktur

e durchgdéngig breite und barrierefreie Gehwege

e Vorrang des FuBverkehrs, sofern eine Mitbenutzung von Gehwegen fir den Radverkehr erlaubt
ist

e getfrennte FUhrung von Radverkehr und FuBverkehr, sofern moglich

Radverkehr

¢ Aufbau, Ausbau und Lickenschluss des Radwegenetzes

e Emichtung ausreichender Fahrradstellplétze im éffentlichen Raum und an OPNV-Haltestellen

e Verpflichtung zur Errichtung von Radwegen bzw. Radschutzstreifen auf allen kommunalen Stra-
Ben, deren StraBenquerschnitt gemdas RAST (Richtlinien fur die Anlage die StadtstraBen) eine
ausreichende Breite und valide verkehrstechnische Merkmale aufweisen

e Vorgaben fUr Abstellplatze fUr Lastenrdder und Dreirdder von gesundheitlich eingeschrénkten
Personen, ggf. entsprechend gekennzeichnet, vor allen Supermdarkten/GroBhandel und &ffentli-
chen Einrichtungen (Kitas, Schulen, Sportstatten, etc.)

¢ Vereinfachung der gesetzlichen Vorgaben und Bereitstellung eines besseren Planungsinstru-
mentariums fur die Errichtung von Radschnellwegen (analog dem Standard bei der Planung
von AutostraBen)

¢ MaBnahmenpaket zur Erhdhung der Radverkehrssicherheit: radverkehrsfreundliche Gestaltung
von Verkehrskreuzungen z. B. linsenférmige leicht erhdhte Schutzinseln die den Rad- vom Auto-
/Lkw-Verkehr trennen (gemdaB umfassender Erfahrungswerte aus Ddnemark und den Niederlan-
den)

¢ Konsequente Verfolgung des Gehwegparkens sowie Messung und Ahndung des MindestUber-
holabstandes (innerorts 1,50 m, auBerorts 2,00 m)

e Vermeidung und Umbau von Autoparkpldtzen an Radwegen und Radschutzstreifen (Unfallprd-
vention)

e Fdrderung von Rad-Sharing-Angeboten u. a., Aufbau von kommunalem Lastenrad-Sharing

e Finanzielle Anreize fUr BUrger, die ein Pedelec bzw. Lastenrad mit StVZO-Zulassung kaufen

e RegelmdBige Erhebung der kommunalen Verkehrsmittelwahl (Modalsplit) und Zielvorgaben fir
den Radverkehrsanteil

¢ Kommunale Kampagnen (Online, Print, Veranstaltungen) zur Steigerung des Radverkehrsanteils
am Gesamtverkehr



OPNV

e Bereitstellung von mindestens 24 Mrd. Euro pro Jahr fUr gUnstigen und intermodalen Personen-
nahverkehr

e Uberregionale/interkommunale Vemnetzung des OPNV Uber Landkreis- und Bundeslandgrenzen
hinweg

e Abschaffung der Besteuerung von Bahn- und Busfahrkarten, moglichst EU-weit

e FErleichterte Mithnahme von Fahrrédern, Kinderwagen und Rollstthlen im OPNV und Bahnverkehr,
insbesondere durch Ausweisung von mehr und geeigneten StellplatzkapazitéGten

Bahnverkehr

e Organisation des Schienennetzes in einer bundeseigenen, nicht gewinnorientierten Gesellschaft

e Erhéhung der Investitionen in ein fldchendeckendes Schienennetz auf mindestens 12 Mrd. Euro
pro Jahr

e RUckbaustopp fUr Bahnstrecken und Reaktivierung stillgelegter Strecken

o forderpolitische Gleichbehandlung von Netzinstandsetzung und Neubauprojekten

e Elekirifizierung moglichst aller Bahnverbindungen

e Beschleunigte Umsetzung international vereinbarter Bahnprojekte

e Ausbau von Strecken, auch fur den Hochgeschwindigkeitsverkehr

o Keine weiteren Privatisierungen der staatlichen Bahnbetriebe

e Steigerung des SchienengUterverkehrs

e Ersatz des innereuropdischen Flugverkehrs durch Hochgeschwindigkeits- und Nachtzige

e Buchungsmoglichkeit fUr europdische Verbindungen mit Anschlussgarantie und entsprechen-
den Fahrgastrechten

e Barrierefreier Ausbau aller Bahnhéfe auch in kleineren Orten

o RUckkehr zu einer ,,Bahnhofskultur” mit Laden, Imbiss, Restaurants und KleinkunstbUhnen

o Weiterentwicklung des autonomen Fahrens auf der Schiene, um Chancen fUr kostengUnstige
Angebote zu erschlieBen

Motorisierter Individualverkehr

e Reduktfion der PKW-Flotte auf unter 20 Millionen Fahrzeuge bis 2035 durch attraktive Alternativen
zum eigenen Auto wie Car-Sharing-Angebote

e Reduktion der durchschnittlichen FahrzeuggréoBe und des Ressourceneinsatzes durch steuerli-
che und ordnungsrechtliche MaBnahmen

e Zulassungsstopp fur Neuwagen mit Verbrennungsantrieb ab 2027 und danach bevorzugt Be-
tankung zuvor zugelassener Verbrennerfahrzeuge mit synthetischen Kraftstoffen

o  Wasserstoff und regenerative Kraftstoffe prioritdr fUr Bus-, Schwerlast-, Schiffs- und Flugverkehr

e Fdrderung der Nutzung von E-Fahrzeugen im Bereich der kommunalen Fahrzeuge und des Car-
Sharing

¢ Prifung von Méglichkeiten der UmrUstung von Verbrennerfahrzeugen auf elektrische Antriebe

e Kfz-Steuer nach Emissionen und Ressourcenverbrauch

e Gleichartige Besteuerung von Diesel und Benzin

e Beschrdnkung der Abschreibung von Betriebsfahrzeugen auf die Kosten von Referenzfahrzeu-
gen und Deckelung der finanziellen Férderung privat genutzter Firmenfahrzeuge

o Uberarbeitung des Bundesverkehrswegeplans 2030 und kritische Prifung der Notwendigkeit des
StraBenaus- oder Neubaus

e Neubaustopp fur Autobahnen und FernstraBen; Ausbau nur in Einzelfdllen

e Beschleunigter Ausbau der Ladesduleninfrastruktur mit genugender Dichte der Ladestationen

e Reform der Tempolimits: 120 km/h auf Autobahnen, 80 km/h auBerorts und 30 km/h in geschlos-
senen Ortschaften mit Ausnahme geeigneter HauptstraBen



e Verlagerung des GUterverkehrs von der StraBe auf Schiene oder Wasserwege
¢ Keine Subventionen fUr autonomen motorisierten Individualverkehr, Flugtaxis und jegliche Mobi-
litdtsform, bei der eine breite gesellschaftliche Teilhabe nicht absehbar ist

Schiffsverkehr

e AusschlieBlich ékologisch vertraglicher Ausbau der Schifffahrtswege

e Schiffsantrieb nur ohne wassergefdhrdende Treibstoffe

e UnterstUtzung des Antriebs von Hochseeschiffen durch Nutzung der Windkraft

e Verbot der Eigenstromerzeugung mit Verbrennungsaggregaten auf Schiffen in Hafen und an
Anlegestellen

Flugverkehr

Der Flugverkehr wird global nur von einer Minderheit auf Kosten der Allgemeinheit in Anspruch ge-
nommen. Er wird seit Jahrzehnten durch milliardenschwere Steuervorteile und Subventionen unter-
stotzt. Der Flugverkehr verursacht erhebliche Klimaschdden, weil Treibhausgase in Luftschichten
emittiert werden, in denen ihre Klimawirksamkeit 2 bis 5-mal hdher ist als bei bodennahen CO»-
Emissionen. Das wird auch nicht dadurch verbessert, dass fossiles Kerosin durch erneuerbares ersetzt
wird.

e Streichung aller Subventionen fUr Flugverkehr und Flughafen

e FErsatz von fossilen Flugkraftstoffen durch synthetische Kraftstoffe auf Wasserstoffbasis

e Besteuerung der Flugkraftstoffe im selben Umfang wie Benzin oder Diesel

e Kein Aus- und Neubau von Flughafen

e Beendigung des innerdeutschen Flugverkehrs

e Verbot von Fligen unter 1.000 km Luftlinie, die durch bodengebundenen &ffentlichen Verkehr
ersefzt werden kénnen

Energietrager und Ressourcen fir Verkehrsmittel

o Muskelbetriebene Verkehrsmittel haben Vorrang, gefolgt von elektrischen Antrieben

e Falls Kraftstoffe erforderlich sind, sollfen sie wasserstoffbasiert und aus erneuerbaren Energien
sein

e Verbot des Imports und der Beimischung pflanzlicher Kraftstoffe

Méglichst vollsténdige Gewinnung der bendtigten Rohstoffe sowie Produktion der Mobilitatsinfro-
struktur und Fahrzeuge in der EU; Importe aus Drittstaaten nur unter strenger Beachtung von Men-
schenrechten, Sozial- und Umweltstandards.

1.4 Siedlungsstrukiuren menschen- und umweltgerecht gestalten

Durch die Automobilisierung verlor die rdumliche N&he an Bedeutung. Die Entfernungen zwischen
Wohnung, Arbeitsplatz, Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen konnten immer gréBer werden, weil
sie sich bequem und schnell mit dem Auto zurUcklegen lassen. Gleichzeitig konzentriert sich die wirt-
schaftliche Entwicklung auf wenige Ballungsrdume und hinterldsst entleerte Randregionen. Der
landliche Raum im Umfeld von Wirtschaftszentren wurde hingegen zunehmend zersiedelt, weil die
individuellen Vorteile fUr Hausbesitzer, Unternehmen, Einkaufs- und Freizeitzentren gréBer sind als die
individuellen Nachteile: Die GrundstUcke und Immobilien sind billiger als im Stadtgebiet und kénnen
entsprechend groBzUgiger ausfallen; die hdheren Fahrkosten sind aufgrund des geringen Benzin-
preises und der Pendlerpauschale akzeptabel.

Das ist jedoch aus 6kologischer und sozialer Sicht eine Fehlentwicklung, denn der FiGchenver-
brauch ist mit bundesweit Uber 70 ha/Tag weiterhin dramatisch hoch und der Verkehr ist heute fir



rund 30 Prozent des Energieverbrauchs und CO2-AusstoBes verantwortlich. Staft den zunehmenden
Autoverkehr durch neue und immer breitere StraBen zu bewdltigen, sollten seine Ursachen mini-
miert werden. Das I&sst sich durch die Férderung von dezentralen Wirtschaftsstrukturen, mit sinnvol-
len Bebauungsdichten und einer intelligenten Begrenzung des Neu-Fidchen-Verbrauchs erreichen.
Den Verbrauch von fruchtbaren Béden und 6kologisch wertvollen Flidchen wollen wir in unserem
bereits dicht besiedelten Land mittelfristig auf null senken.

Nahversorgungszentren fur die téglichen Bedurfnisse mUssen fuBlaufig erreichbar sein. Sonstige Ver-
sorgungseinrichtfungen, Arbeitsplatze, Bildungs- und Freizeiteinrichfungen mussen sich mit dem
OPNV erreichen lassen — zeitlich und preislich konkurrenzféhig zu Fahrten mit dem Auto. Die Stadt-
und Regionalplanung muss eng mit der OPNV-Planung verknipft sein.

Um den Klimawandel zu begrenzen, sind auch massive Energie- und Treibhausgas-Einsparungen im
Gebdudesektor notwendig. Die Gebdude muUssen schneller als bisher energetisch saniert werden.
Dabei sind naturliche Baustoffe zu verwenden, da diese gegenuUber konventionellen Baustoffen
mehrere Vorteile aufweisen. Die energetische Sanierung des Gebdudebestands muss dabei fUr je-
den erschwinglich sein.

1.4.1 Politische und administrative MaBnahmen

Im Bereich der Siedlungstatigkeit und des Stadtebaus reichen rein marktwirtschaftliche MaBnah-
men zur Verbesserung der Situation nicht aus. Vielmehr spielen bei allen Bau- und Siedlungsvorha-
ben auch politische Ziele, Vorgaben in Raumordnungs- und Entwicklungsplédnen sowie Genehmi-
gungsverfahren eine wichtige Rolle.

¢ Die EinfGhrung von bundesweit handelbaren Fldchenzertifikaten (&hnlich der Idee eines Emissi-
onsrechtehandels) soll den RUckbau ungenutzter Siedlungs- und Verkehrsfldchen férdern und
einen finanziellen Ausgleich fir momentan stark von Absiedlung betroffene Kommunen schaf-
fen. Die Uberplanung von landwirtschaftlich genutzten Fldchen fir zusétzliche Baugebiete und
Verkehrsprojekte wird durch die Kosten fur die Fldchenzertifikate gebremst.

e Notwendiger Wohnraum wird durch SchlieBen von Baulicken, Nutzung von ehemaligen militari-
schen Liegenschaften, Sanierung von leer stehendem Wohnraum, Altbausanierung und Dach-
geschossausbauten gewonnen.

e Die Sanierung von Altlastenfladchen ist verstarkt zu férdern. Der Bund hat auf seinen Liegenschaf-
ten mit gutem Beispiel voranzugehen.

e Die Verpflichtungen zu AusgleichsmaBnahmen mussen streng konftrolliert werden. Die Aus-
gleichsfldchen muUssen in rdumlichem Zusammenhang zu den Bauvorhaben stehen.

o Mittelfristig wollen wir Wohn-, Arbeits- und Erholungsrdume im Rahmen von Entwicklungspldnen
zum &kologischen Staddteumbau enger miteinander verzahnen, sodass Verkehr, Energiever-
brauch und Umweltverschmutzung vermieden werden. Davon werden nicht zuletzt Kinder so-
wie dltere und behinderte Menschen profitieren, deren BedUrfnisse wir verstarkt berUcksichtigen
wollen.

e Statt derimmer weiteren Ausdehnung in die freie Fidche mit zunehmender Zersiedelung der
Landschaft und Versiegelung der Béden befUrwortet die ODP die Innenentwicklung der Stédte
und Dérfer. Dabei muUssen in erster Linie Brach- und Konversionsfldchen und bereits versiegelte
Fldchen wie Parkpl@tze und eingeschossige Gewerbe- und Burogebdude genutzt werden.

e Eine qualitdtsvolle Nachverdichtung bestehender Siedlungen ist gegebenenfalls notwendig,
darf aber nicht zulasten von Grun-, Aufenthalts- und Spielfldchen gehen, die fUr die Menschen
ebenfalls wichtig sind.

¢ Kompakte Gebdudegruppen sollen nahe liegende, zusammenhdngende Grinzonen, Begeg-
nungsorte, Spielfldchen fUr Kinder, Gaststatten und Laden fUr den taglichen Bedarf statt vieler
kleiner Grinfldchen bekommen.



Bevor Neubaugebiete ausgewiesen werden, sind bestehende Siedlungsgebiete zu sanieren.
Dabei sind MaBnahmen zur energetischen Modernisierung durchzufGhren, die es ermoglichen,
den kUnftigen Heizenergiebedarf komplett mit regenerativen Energien wie Sonnenenergie und
Erdwdrme zu decken.

Kommunale und staatliche Neubauten sowie stddteplanerische Sanierungsgebiete wollen wir
von Anfang an als Okosiedlungen mit Niedrigenergieh&usermn unter Verwendung gesunder Bau-
und D&mmstoffe konzipieren und planen. Wo moglich und sinnvoll sollen zudem die Energieer-
zeugung aus erneuerbaren Energiequellen und die Regen- sowie Grauwassernutzung integriert
werden. Die Energieversorgung neuer Siedlungen ist von vornherein auf der Ebene der ganzen
Siedlung und nicht auf der Ebene der einzelnen Hauser zu opfimieren. Dabei sind Warmenetze
und Quartierenergiespeicher vorzusehen und eine zumindest zeitweise autarke Deckung des
Grundbedarfs an Energie sicherzustellen.

FUr bestehende und neu geplante 6ffentliche Bauten wird eine Pflicht zum Bau und Betrieb von
Photovoltaikanlagen zur Stfromerzeugung eingefuhrt, sofern keine gravierenden Grinde dage-
gensprechen. In neuen Bebauungsplénen fir Industrie-, Gewerbe- und Wohnbauten wird
ebenfalls eine Verpflichtung zur Nutzung der Dachfléichen fUr Photovoltaikanlagen eingefUhrt.
Alternativ kénnen DachflGchen begrint werden.

Das Baugesetzbuch (BauGB) wollen wir so gestalten, dass die Kommunen verpflichtet werden,
Vorrangfl&dchen fur Windenergie, dezentrale Energieversorgung mit Warme-Kraft-Kopplung und
Regenwassernutzung auszuweisen.

Wir fordern und férdern intfensive AufklGrung Uber gesunde Baustoffe und ,,Wohngifte".

Der Bau und die Modernisierung von Wohnungen brauchen die staatliche Férderung. Zu for-
dern ist auch der Erwerb von Wohnungseigentum durch Familien. Die Férderung muss aber an
die ErfUllung hoher &kologischer und sozialer Standards geknUpft sein. Das Bauen mit Baumateri-
alien aus nachwachsenden und CO2-bindenden Rohstoffen ist dabei besonders zu férdern, da

1. esim Vergleich zum Bauen mit Stahl, Beton und Ziegeln mit sehr wenig Energieaufwand
verknUpft ist,

2. nachwachsende und CO2-bindende Rohstoffe regional erzeugt werden kénnen und
damit die regionalen Wirtschaftsstrukturen stérken,

3. in nachwachsenden Rohstoffen groBe Mengen CO2 gespeichert sind, die ansonsten
kurz- und mittelfristig wieder freigesetzt wirden.

Eine fuBlaufige Erreichbarkeit von moglichst vielen Einrichtungen wie Kindergdarten, Schulen, L&-
den, Sportstatten und Erholungsfldchen ist anzustreben. Die nicht fuBlaufig erreichbaren Einrich-
tungen sind so anzusiedeln, dass sie sich bequem mit dem OPNV erreichen lassen. Dafir mis-
sen die Siedlungsentwicklung und die OPNV-Planung eng aufeinander abgestimmt sein.
Gewerbegebiete, Einkaufszentren und landwirtschaftliche Neubauten mitten in der grinen
Landschaft lehnen wir ab. Die Belange des gewachsenen Einzelhandels und die wohnortnahe
Versorgung haben Vorrang.

Industrieansiedlungen in Wasserschutzgebieten werden untersagt.

1.4.2 Forderung des Denkmalschutzes

Bei den vielfdltigen Verdnderungen in Stadt und Land wollen wir den Belangen des Denkmalschut-
zes und der Denkmalpflege Rechnung tragen. Die Aufgabe des Bewahrens gilt nicht nur der Um-
welt und Natur, sondern auch den Bau- und Bodendenkmadalern als den Zeugnissen unserer Ge-
schichte und Kultur.



Die chronische personelle und finanzielle Unterversorgung fGhrt sehr oft zur ungenigenden Erfas-
sung und Sicherung von Denkmdlern im Zusammenhang mit Um- und Neubauten. Die BaumaBnah-
men werden dadurch vermeidbar verzbgert und verteuert oder aber die Denkmaler unwieder-
bringlich zerstért.

¢ Im Rahmen der Bauleitplanung wollen wir verstarkt die Belange des Denkmalschutzes beachtet
sehen.

e Der Untferversorgung der Denkmalschutzbehdrden ist seitens des Bundes durch neue Forderpro-
gramme zu begegnen.

1.5 Landwirtschaft fur Mensch und Natur

Die ErnGhrung der Menschen und die Art und Weise, wie wir zukUnftig Landwirtschaft betreiben
werden, ist weltweit ein zentfrales Thema auf der politischen Agenda. Im September 2015 haben die
Vereinten Nationen im Rahmen der Agenda 2030 fUr nachhaltige Entwicklung die Ziele fUr eine
nachhaltige Entwicklung der Erde (Sustainable Development Goals — SDGs) bis 2030 beschlossen,
die gleichermaBen fur alle Lander gelten.

Die Bekdmpfung der Armut und des Hungers sind die beiden ersten der insgesamt 17 SDGs:

¢ Weltweite Beendigung der Armut in allen ihren Formen.
¢ Beendigung von Hunger, Erreichung von Erndhrungssicherheit und verbesserter Ernédhrung und
Forderung nachhaltiger Landwirtschaft.

Deutschland gehdrt zu den Mitunterzeichnern. Die ODP fordert eine kohdrente, d.h. in allen Politik-
bereichen auf diese Ziele ausgerichtete, widerspruchsfreie Politik. Bei der Landwirtschaftspolitik sind
daher grundsétzliche Anderungen erforderlich.

Die Landwirtschaft hat — zusammen mit dem Gartenbau und der Forstwirtschaft - eine Sonderrolle in
unserem Wirtschaftssystem, da sie unmittelbar an und mit den Lebensgrundlagen Boden, Wasser
und Luft arbeitet. Dieser Teil unseres Wirtschaftssystems ist daher als einziger in der Lage, diese Le-
bensgrundlagen bei entsprechender Sorgfalt zu verbessern. Alle anderen Beteiligten des Wirt-
schaftssystems sind darauf angewiesen, diese Lebensgrundlagen mehr oder weniger stark in An-
spruch nehmen zu kénnen.

Erforderlich ist eine verantwortungsvolle Wirtschaftsweise, die unsere Lebensgrundlagen erhdlt bzw.
dort regeneriert und verbessert, wo durch eine falsche Bewirtschaftung Sché&den entstanden sind.
Daher ist die Agrarpolitik verstarkt daran auszurichten, dass die Landwirte die Aufgabe der Erhal-
tung und Verbesserung unserer Lebensgrundlagen erfillen und dabei wirtschaftlich Uberleben kon-
nen.

Die bisherige Landwirtschaftspolitik und die Logik des EU-Subventionssystems haben zu Uberschis-
sen und Preisverfall bei landwirtschaftlichen Produkten sowie einem fortschreitenden Hofesterben
gefuhrt. Die Landwirtschaftsbetriebe in Europa werden immer mehr in eine Abh&ngigkeit von Saat-
gut-, Futter- und DUngemittelkonzernen getrieben. Es wird immer deutlicher, dass der eingeschla-
gene Weg ein Irrweg ist, der schleunigst verlassen werden muss.

Bei dem so ausgeldsten Konkurrenzkampf bleiben vor allem kleinere traditionell wirtschaftende
bduerliche Familienbetriebe auf der Strecke. Sie sind Opfer einer Landwirtschaftspolitik, die auf
~Wachsen oder Weichen" ausgerichtet ist, weil die heutige Agrarordnung groBe, intensiv wirtschaf-
tende und hochsperzialisierte, weiter expandierende Betriebe begUnstigt, ja geradezu fordert.
Dadurch halt das Hofesterben seit Jahrzehnten ungebremst an.


https://sustainabledevelopment.un.org/post2015/transformingourworld

Die GroBe der Betriebe allein ist jedoch kein MaBstab fur die dkologische Ausrichtung. Beispiels-
weise haben einige ostdeutsche GroBbetriebe vollstGndig oder teilweise auf dkologischen Anbau
umgestellt.

Die Abhdangigkeit der Landwirtschaft von der chemischen Industrie, von Banken, von Ol- und Futter-
mitteleinfuhren steigt stetig. Der gesamte Bereich Landwirtschaft, Lebensmittelproduktion und Ver-
marktung wird zunehmend zum Geschdaft von wenigen global wirtschaftenden GroBkonzernen, wo-
bei die EinfUhrung gentechnisch verdnderter Nutzpflanzen und -tiere diese Entwicklung weiter vo-
rantreibft.

Der Boden ist die Grundlage fUr die Landwirtschaft und damit fUr die Erndhrung der Menschen —
weltweit. Erist inzwischen in vielfacher Weise durch Eintrdge aus der Landwirtschaft (z.B. Pestizide,
GUlle, Kunstdunger), Auswaschungen aus der Atmosphdre (z.B. saurer Regen) und giftigen Kldr-
schlamm belastet. Die Bodenfruchtbarkeit ist durch einseitige Bewirtschaftungsweisen gefdhrdet,
die den Boden auslaugen, sodass das Bodenleben verarmt.

Die Landwirtschaft kann einen entscheidenden Beitrag leisten, um den Klimawandel zu bremsen.
Dazu muss die Landwirtschaft hin zu regenerativen Systemen umgebaut werden (,,Regenerative
Landwirtschaft*). Nur wenn es gelingt, schadliche Treibhausgase aus der Atmosphdre zu entfernen
und in der Humusschicht der Boden zu speichern, kdnnen die angestrebten Klimaziele erreicht und
lebenswichtige Ressourcen erhalten bleiben.

Die Instrumente der Politik mUssen gezielt regenerative Bewirtschaftungsmethoden unterstitzen.
Das betrifft vor allem Forschung und Ausbildung aber auch den Einsatz von Agrarférdermitteln. Fal-
sche Bewirtschaftung wie z.B. Uberdingung und massenhafter Einsatz von Pestiziden gefdhrden die
naturliche Fruchtbarkeit der Boden, erodieren den Mutterboden und wirken sich vor allem Uber die
Belastung mit Nitrat verheerend auf Grund- und Oberfldchenwasser aus.

Jahrlich Zehntausende von Tonnen ausgebrachte ,,Pflanzenschutzmittel” t&ten Mikroorganismen in
der Ackerkrume und reichern Giftstoffe in den Nahrungsketten, im Grundwasser und in der Atmo-
sphdre an. RUckstdnde von Pestiziden und Medikamenten finden sich im Trinkwasser und in Lebens-
mitteln wieder. Entwdsserung von Feuchtgebieten, Begradigung von Bachldufen und Rodung von
Hecken zerstdren natlrliche Lebensgemeinschaften und Landschaften. Die Tier- und Pflanzenwelt
verarmt,

Das bestehende Agrarsystem mit seiner Ausrichtung auf den Weltmarkt ist ein dkonomisches und
Okologisches Desaster. Es 6ffnet der Lebensmittelspekulation TUr und Tor. Statt dem energievergeu-
denden Import von sogenannten "Superfoods” ist der Anbau von Nutzhanf zu ermdéglichen und die
Nufzung zu erleichtern und auszuweiten. Dieser Hanf weist die Vorteile einer dkologisch hochwerti-
gen und vielseitig verwendbaren Nutzpflanze auf, insbesondere auch zu medizinischen Zwecken.
Die betriebsgréoBengebundene Anbauerlaubnis muss nach Abschnift 217 ff. auf eine generelle An-
bauerlaubnis des Nutz-Hanfes ausgeweitet werden. Gezielte, staatliche Forderung der Forschung
soll das moégliche Einsatzspekirum fur die Zukunft klGren.

Langfristiges Ziel der ODP ist eine nachhaltige Landwirtschaft, die weit Uber die heutigen Vorgaben
einer ,,ordnungsgemdaBen Landwirtschaft” hinausgeht. Sie erfordert eine ressourcenschonendere
Bewirtschaftungsweise, die nicht ausschlieBlich auf eine vermeintlich ,,effiziente” Nutzung von Bo-
den und Tieren gerichtet ist. Der dkologische Landbau ist die nachhaltigste Form béuerlicher Land-
wirtschaft, da diese Bewirtschaftungsweise mit der Natur und nicht gegen sie arbeitet. Diese be-
wdhrte Anbaumethode ist daher besonders férderungswirdig.

Sie ist im Sinne einer ,,agrarékologischen Intensivierung" weiter zu entwickeln. Entsprechende ag-
rarékologische Konzepte grinden dabei auf fraditionellem und lokalem Wissen und seinen Kulturen
und verbinden es mit Erkenntnissen und Methoden moderner Wissenschaft. Inre Starke liegt in der
Verbindung von Okologie, Biologie und Agrarwissenschaften, aber auch von Erndhrungskunde,
Medizin und Sozialwissenschaften. Agrardkologie setzt auf die Einbeziehung des Wissens aller Betei-
ligten.



Zu einer 6kologischen Landwirtschaft gehéren eine nachhaltige Bodenbearbeitung, maBvolle or-
ganische DUngung, Verzicht auf Kunstdinger und synthetische Biozide sowie zahlreiche weitere
MaBnahmen wie Auswahl der Pflanzenarten und -sorten (nach Standort), Untersaaten, Zwischen-
frchte und angepasste Fruchtfolgen. Wesentliches Merkmal einer &kologischen Landwirtschaft
sind die geschlossenen Produktionskreisi@ufe, die bewirken, dass kein Abfall entsteht, sondern alles,
was im Betrieb erzeugt wird, auch wieder im Betrieb verwertet wird.

Lebensmittel sollen dezentral erzeugt wie auch vermarktet werden, damit feste regionale Wirt-
schaftskreisldufe entstehen k&dnnen und die Abhdngigkeit von GroBkonzernen abnimmt. Das HO-
festerben muss auch deshalb gestoppt werden, weil kleine und mittlere b&duerliche Familienbe-
friebe am ehesten in der Lage sind, dkologische und regionale Gesichtspunkte zu berUcksichtigen.

Der Staat hat die Aufgabe, die 6kologische Ausrichtung von Landwirtschaftsschulen sowie der ag-
rarwissenschaftlichen Fakultdten der Fachhochschulen und Universitéten und die Beratung zur 6ko-
logischen Lebensmittelproduktion zu férdern und zu unterstitzen.

Wir achten die Landwirte nicht nur als Lebensmittelproduzenten, sondern auch und vor allem als
Kulturtrger und Landschaftspfleger. DarUber hinaus erkennen wir die Rolle der Landwirte als Ener-
gieproduzenten an, solange dies Okosysteme nicht auf unnachhaltige Weise beeintrachtigt und
dies weltweite Nahrungsmittelknappheiten und die wirtschaftliche Situation der Landwirtschaft in
anderen L&dndern weder direkt noch indirekt verschlimmert.

¢ Auf- und Ausbau von LehrstGhlen fUr den dkologischen Landbau.
e Ausreichende Bereitstellung von staatlichen Mitteln
o zu weiteren Erforschungen der Klimarelevanz der Landwirtschaft (z.B. Lachgasemission
bei Stickstoffdingung, Bindung von Kohlenstoff durch Humusanreicherung im Boden)
o zur Erforschung der Phosphatproblematik (Endlichkeit der Phosphatlagerstétten, Uber-
dUngung der Meere, Phosphatmangel bei langjédhrigem ékologischem Anbau)

e Handelsklassen haben nur einen geringen Informationsgehalt fr den Verbraucher. Sie diskrimi-
nieren zudem den naturgemdBen Landbau. Sie mussen durch dkologische Qualitdissiegel er-
gdnzt oder ersetzt werden.

e Bei Lebensmitteln sind klar ablesbare Herkunftsangaben sowohl zur Erzeuger- als auch zur Verar-
beiterregion, sowie zur Anbau- bzw. Haltungsmethode erforderlich. Ebenso mussen N&hrwert
und Inhaltsstoffe klar ablesbar sein.

e EinfOhrung einer Steuer auf Pflanzenschutzmittel mit dem Ziel, deren Einsatzmengen zu minimie-
ren. Einbeziehung dieser Steuer in die dkologisch-soziale Steuerreform.

e Verbot von Pflanzenschutzmitteln, die als Wirkstoff oder Metabolit im menschlichen Organismus
oder im Grundwasser wiederholt nachweisbar waren (z.B. Glyphosat).

e Verbot von sog. ,,Beizmitteln”, die Zuchtbienen, Wildbienen und andere (bestGubende) Insek-
ten gefdhrden.

e Reform der intensiven Landwirtschaft zum Abbau der Bodenvergiftung, der Bodenverdichtung,
der Bodenerosion und Uberdingung. Ziel ist der Aufbau von gesundem, ndhrendem, lebendi-
gem Boden.

e RegelmdaBige Uberwachung des Bodens und des Grundwassers auf Gifte und Radioaktivitét,
insbesondere in der Nahe von MUlldeponien und potentiellen Altlasten. Mulldeponien sind so
abzusichern, dass es nicht zu einer Umweltgef&hrdung durch Sickerwasser kommen kann.



1.5.1 Tragfahiges Modell zur Forderung der Landwirtschaft — ein Exis-
tenzsicherungsprogramm

Grundsatzlich begriBt die ODP die Produktionsrichtlinien der dkologischen Anbauverbdnde. Wir
wollen jedoch auch bisher konventionell wirtschaftenden B&uerinnen und Bauern den schrittweisen
Einstieg in eine ressourcenschonende, umweltvertrdgliche Bewirtschaftung erméglichen. Dazu sind
Teilumstellungen, wie z.B. die Grinlandbewirtschaffung ohne Kunstdinger, der Getreideanbau
ohne synthetische Pflanzenschutzmittel oder die Milchviehhaltung mit Weidegang, zu férdern.

Die Landwirtschaft, als Inbegriff einer 6kologischen Kreislaufwirtschaft, funktfioniert nicht nach den
Gesetzen industrieller Produktion. In der Landwirtschaft haben wir es mit Lebewesen zu tun, die na-
tUrlichen GesetzmdaBigkeiten und Grenzen unterliegen. Die Natur lehrt uns, dass es kein unendliches
Wachstum gibt. Die jetzige Agrarpolitik orientiert sich aber nicht an den Leitlinien einer umweltver-
fraglichen b&uerlichen Landwirtschaft, sondern an den Forderungen einer ausschlieBlich auf quan-
titatives Wachstum fixierten Wirtschaftspolitik.

Bisher profitieren von den staatlichen Beihilfen vor allem groBe Betriebe. Dem setzen wir ein Foérde-
rungssystem mit Fldchenprémien entgegen, die zwar ebenfalls von den erzeugten Nahrungsmitteln
unabhdngig sind. In unserem Modell sind die Férderungsprédmien jedoch abhdngig von der GroBe
der Betriebe, der Zahl der dort beschdaftigten Arbeitskrafte und der Art der Tierhaltung. Die gerin-
gere Férderung fUr groBere Fiichen und die Hochstgrenzen der Férderung begUnstigen kleine und
mittlere b&uerliche Familienbetriebe.

¢ Im Sinne einer nachhaltigen Landwirtschaft sind folgende Forderungen umzusetzen:

e Begrenzung des Viehbesatzes auf 2,0 GroBvieheinheiten pro Hektar. Dadurch wird auch die Nit-
ratbelastung der Boden und des Trinkwassers reduziert.

e Es muss verstarkt auf vielfaltigen Fruchtwechsel und extensiven Landbau hingearbeitet werden.
AuBerdem ist auf eine ausgeglichene Mischung von Viehzucht und Ackerbau zu achten. In Re-
gionen, in denen die (Intensiv-)Tierhaltung aktuell dominiert, ist gezielt auf eine ausgeglichene
Mischung hinzuarbeiten.

e Verzicht auf gentechnische Methoden und genmanipulierte Futtermittel. Kein Einsatz genmani-
pulierter Nutztiere, Pflanzen oder Organismen. Vollstdndiges Verbot der Hormonbehandlung bei
Nutztieren.

e Wirksame Durchsetzung des bestehenden Verbotes, dass Anfibiotika im Futter nicht als Leis-
tungsforderer in der Tiermast eingesetzt werden durfen.

o Die Hohe der Fidchenprdamie ist nach ékologischen und sozial-gesellschaftlichen Wertkriterien zu
ermifteln. Beim Anbau von (nicht gentechnisch verdnderten) EiweiBpflanzen ist eine spezielle
Forderung anzubieten.

e FUr standortbedingt benachteiligte Betriebe (z.B. hoher Anteil schwer zu bewirtschaftender
Hanglagen mit entsprechenden Erosionsschutzauflagen) sind separate Ausgleichszahlungen
der EU erforderlich. Das bestehende Vergleichszahlensystem ist zu Uberarbeiten.

1.5.2 Naturnahe Landwirtschaft durch die ékologisch-soziale Steuerre-
form — Landwirte als Energie- und Rohstoffproduzenten

Die von der ODP vorgeschlagene &kologisch-soziale Steuerreform hat positive Auswirkungen for
eine naturnahe und ékologische Landwirtschaft. Hohere Energiepreise verteuern den Einkauf che-
mischer DUnge-, Schadlingsbekdmpfungs- und Unkrautvernichtungsmittel sowie die energieauf-
wdandige intensive Landwirtschaft. Kleinere landwirtschaftliche Betriebe und dezentrale Vermark-
tungsstrukturen werden wieder rentabler, weil menschliche Arbeit durch Senkung der Lohnneben-
kosten billiger wird.



Die ODP setzt sich fUr eine naturvertrégliche Biomassenutzung im Rahmen einer nachhaltigen Land-
wirtschaft ein. Insbesondere die Biogaserzeugung mit gezielt daflr angebautem Mais hat jedoch
auch negative Auswirkungen auf Landschaftsbild und Biodiversitdt. Im Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) und in der ,,Guten Fachlichen Praxis" der Landwirtschaft mUssen verbindliche Frucht-
folgeabsténde vorgegeben werden, so dass Mais hdchstens alle drei Jahre auf derseloen FiGche
angebaut und so der ,,Vermaisung" der Landschaft Einhalt geboten wird.

Der Bonus beim Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen (Nawaro-Bonus) muss abgesenkt werden
und soll nur bei einer Fruchtfolge von mindestens vier verschiedenen Feldfrochten gewdhrt werden,
um die Verwertung von Reststoffen zu erhdhen. Gleichzeitig muss Biogas-GroBprojekten, die auf An-
baubiomasse statt auf Reststoffen basieren, ein Riegel vorgeschoben werden.

Die Nutzung von Reststoffen muss starker Ober das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) belohnt wer-
den. Dies gilt auch fur den Einsatz von GUlle aus bduerlichen Befrieben. Gulle aus Massentierhal-
tungsanlagen muss von der Férderung ausgeschlossen sein. Blockheizkraftwerke fUr Biomasse und
Biogas auf der Basis von nachwachsenden Rohstoffen und Reststoffen sowie Hackschnitzel- und
Schwachholzfeuerungen werden aufgrund ihrer Okobilanz im Vergleich zu fossilen Energietrégern
wirtschaftlich. Regional angepasste BlUhmischungen und alternative Energiepflanzen wie Schilfgré-
ser oder Durchwachsene Silphie und andere innovative Entwicklungen verdienen besondere Auf-
merksamkeit, speziell in zOchterischer Bearbeitung und im Saatgutwesen.

Dies erdffnet Landwirten zus&tzliche Absatzmoglichkeiten im regenerativen Energiebereich. Es for-
dert zudem Biodiversitat (auch in der Begleitflora und im Schutz der heimischen Fauna) und gene-
rell die 6kologische Stabilitdt in méglichst naturnah bewirtschafteten Landschaften.

1.5.3 NaturgemaBe Forstwirtschaft fUr den Schutz unserer Walder

Wald ist Lebensraum fUr unzdhlige Lebewesen, Schutzschild gegen Naturgefahren, Rohstoffliefe-
rant, CO2-Speicher und Erholungsraum. Die Notwendigkeit eines Waldumbaus hin zu naturndheren,
stabileren und widerstandsfahigeren Wéldern ist eine Aufgabe, der wir uns heute stellen mussen.
Eine vorrangig auf wirtschaftlichen Ertrag ausgerichtete Forstwirtschaft wird das Ziel des Waldum-
baus verfehlen.

Die Helsinki-Resolution von 1993 definiert die nachhaltige Waldwirtschaft umfassend als ,,die Be-
handlung und Nutzung von Wdldern auf eine Weise und in einem AusmalB, das deren biologische
Vielfalt, Produktivitat, VerjUngungsfdhigkeit, Vitalitat sowie deren Fahigkeit, die relevanten ékologi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Funktionen gegenwdartig und in der Zukunft auf lokaler, natio-
naler und globaler Ebene zu erfillen, gewdhrleistet, ohne anderen Okosystemen Schaden zuzufi-
gen."

Walder besitzen darUber hinaus ein wichtiges Speicherungspotenzial von Kohlendioxid, sodass auf
einen wirksamen Schutz des Klimas ohne Schutz von Wdaldern in nationalem wie internationalem
Umfang nicht verzichtet werden kann.

Die Bewirtschaftung und Gestaltung der Wélder ist entsprechend der Definition der Helsinki-Resolu-
tion vorzunehmen. Daran orientieren sich die ODP-Grundsdtze:

e Ausweitung der naturnahen Waldwirtschaft, die Anwendung des Dauerwaldprinzips, den Ver-
zicht auf Altersklassenwdalder, Verbot der Neuanlage von Monokulturen (Mindestanteil von 25 %
Laubholz bei WaldumbaumaBnahmen), die Forcierung des Waldumbaus hin zu naturnahen Le-
bensrdumen mit standortgerechten Baumgesellschaften Uberwiegend aus Laub- und
Mischwdldern mit einer vielfaltigen heimischen Pflanzen- und Tierwelt sowie einem gesunden,
artenreichen Wildbestand. Férderung einer boden- und bestandsschonenden Waldwirtschaft
ohne chemische Pflanzenschutzmittel und Kalkung. Aufbau gesunder, stabiler und naturnaher



Walder mit Wechsel von strukturreichen Nutzwaldzonen und bewirtschaftungsfreien Naturwald-
zonen (wie Urwalder). Erhalt alter Bume und von Totholz. Honorierung von MaBnahmen zum
Waldnaturschutz.

Entwicklung von Wildnisgebieten in daflr geeigneten Arealen (2-Prozent-Ziel).
Schutz, Pflege und Neuanlage von Waldmd&nteln und -s&umen.
Schutz von unzerschnittenen Rdumen, Anlage von Grunkorridoren.

Landschaftsschutz: Etablierung von Hecken, Feldgehdlzen und Waldinseln als 6kologische Tritt-
steine auch in landwirtschaftlich genutzten Flidchen durch gezielte FérdermaBnahmen. Erhalt
und Ausbau von Alleen und Baumreihen entlang von StraBen und Feldwegen, innerhalb wie
auBerhalb urbaner Siedlungsréume. Férderung von Neu-, Licken- und Nachpflanzungen.

Foérderung von Agroforestry-Systemen

Aufbau und hinreichende Ausstattung von Landes-Katastrophenschutzzentren zur Waldbrand-
bekdmpfung.

Fldchendeckende Beratung aller Waldbesitzer, Basisfldchenprdmie for Wald, Zusatzfldchenpra-
mie fUr dkologische Bewirtschaftung. Je mehr Initiative zum Waldumbau, je mehr Mischwald,
desto hoher die FiGchenprdmie.

Erhalt und Wiederaufforstung von Bergwaldern.
Wald — Wild — Mensch: Férderung dkologischer KreislGufe

Dort, wo Schalenwildbestinde nachweislich zu hoch sind, ist die Jagd so auszuuben, sodass
sich ein natUrlich verjiongter Mischwald weitgehend ohne weitere SchutzmaBnahmen gegen
Wildverbiss entwickeln kann. Eine Erhdhung der Jagdstrecke allein reicht jedoch fir den Umbau
unserer Wdalder nicht aus. MaBnahmen zur Férderung der Naturverjingung, insbesondere durch
Auflichtung der Baum-Oberbestdnde, gegebenenfalls Pflanzung von Laubbdumen und Beja-
gung mussen Hand in Hand gehen.

Der Leitsatz ,Wald vor Wild" problematisiert nicht das Schalenwild an sich, sondern das Phdano-
men, dass es immer noch Bejagungsstrategien gibt, die Schalenwildarten teilweise wie in einem
Freilandzoo ,,hegen" und kinstlich hochhalten, um mdéglichst viel Beute machen zu kénnen. Sol-
che Jagd und Hege widersprechen sowohl waldbaulichen Zielen als auch anzustrebenden na-
turnahen Verhdltnissen.

Der jagdliche Hegebedgriff ist weiter zu fassen und sollte dem Ziel der Férderung dkologischer
KreislGufe und eines den landschaftlichen und landeskulturellen Verhdaltnissen angepassten, ar-
tenreichen und gesunden Wildbestandes sowie der Pflege und Sicherung seiner Lebensgrundlo-
gen, einschlieBlich der weitgehenden Vermeidung von Wildsch&den, dienen. Dabei kann der
Wolf eine wichtige Rolle einnehmen.

Der sogenannte ,Wald-Wild-Konflikt* ist eher ein ,,Holz-Jagd-Konflikt*. Wild braucht Wald, Wald
braucht Wild, Schalenwild und Beutegreifer.

Keine Personalkirzungen im Forstbereich seitens des Bundes und der Lander.



1.6 Die Natur verschwendet keinen Abfall: Von der
Abfallwirtschaft zur Kreislaufwirtschaft

In der Natur gehen keine Ressourcen verloren. NatUrliche Kreisldufe mUssen in der Abfallwirtschaft
durch technische ergdnzt werden, damit wir zu einer echten Kreislaufwirtschaft gelangen. Alle Pro-
dukte, die wir gebrauchen (z. B. Fahrzeuge, Elekirogeréte), mUssen am Ende wieder als ,,techni-
scher Nahrstoff* in Form von recycelten Roh- und Grundstoffen zur VerfGgung stehen. Alles, was wir
verbrauchen (z. B. Waschmittel, Abrieb von Reifen), muss biologisch abbaubar sein - also geeignet
fUr naturliche KreislGufe. Der Verbrennung werden ausschlieBlich nicht kreislauffahige Stoffe zuge-
fUhrt. Die Deponierung ist im Wesentlichen toxischen und umweltgefdhrdenden Reststoffen sowie
Schlacken aus der MUllverbrennung vorbehalten.

Unbegrenztes Wachstum ist der Natur fremd. Ein st&ndiges Wachstum von Produktion und Ver-
brauch ist weder erstrebenswert noch méglich. Die Kreislaufwirtschaft ist das Gegenkonzept zum
gegenwadrtigen linearen Wirtschaftsmodell unserer ,, Wegwerfgesellschaft". Kreislaufwirtschaft be-
deutet, dass Produkte so lange wie moglich genutzt, geteilt, geleast, wieder verwendet, repariert,
aufgearbeitet und danach recycelt werden. Nachdem ein Produkt das Ende seiner Lebensdauer
erreicht hat, verbleiben dessen Ressourcen so lange wie maglich im Wirtschaftskreislauf.

Wo Rohstoffe abgebaut werden, muss dies mit geringstméglichen Folgen fUr die Umwelt und unter
Einhaltung von Menschenrechten und sozialen Standards geschehen. Dazu fordern wir eine aus-
fOhrliche Prifung, wie der Abbau mit Natur und Menschen vor Ort am besten vereinbar ist. Kritisch
ist insbesondere die aktuelle Praxis des Abbaus von Rohstoffen auBerhalb Europas zu sehen, die oft
zulasten artenreicher Okosysteme und der anséssigen Bevélkerung erfolgt. Darum ist zu prifen, ob
es auch entfsprechende Rohstoffe in Europa gibt, was zudem Transportwege verkUrzt und die Ver-
sorgungssicherheit erhdht. Weiterhin sind Unternehmen zu verpflichten, entlang ihrer gesamten Lie-
ferkette Menschenrechte sowie Sozial- und Umweltstandards einzuhalten.

Die Transformation zu einer Kreislaufwirtschaft wird durch eine dkologisch-soziale Steuerreform fur
geférdert. Konsumreduktion, die gemeinschaftliche Nutzung langlebiger Produkte, Reparatur sowie
die Wiederverwendung und -verwertung von Materialien werden durch sie wirtschaftlicher als eine
Neuanfertigung aus Primdarrohstoffen. Lange Transportwege werden unwirtschaftlich. Die Einspa-
rung von Ressourcen wird Arbeitsplatze in den Bereichen Verleih, Reparatur, Wiederverwendung
und -verwertung schaffen. Innovationen unter ékologischem Vorzeichen werden vorangetrieben.

Ziel ist eine Kreislaufwirtschaft mit einer selektiven Abfallwirtschaft und folgenden PrioritGten:
1. Abfallvermeidung

o Verbot geplanter Obsoleszenz

e Produkigewdhrleistung von fUnf Jahren fUr fechnische Produkte mit Beweislast auf Seiten des
Herstellers

e ressourcenschonende Produkte und Technologien in allen Produktionssparten

e Umsetzung der Abfallvermeidungsprogramme in Bund und L&ndern

e messbarer Abfallmengenrickgang durch Umsetzung von Vorgaben und Zielen des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes

¢ Umsetzung der Produktverantwortung der Betriebe

e Erfolgsnachweise fUr betriebliche Abfallbeauftragte

e Forderung von Okodesign

¢ einheifliche Kennzeichnung ressourcenschonender Produkte

¢ schnellstmégliche Umsetzung des EU-Aktionsplans zur Kreislaufwirtschaft

e sachkundiges Personal fur Kreislaufwirtschafts- und Abfallberatung in Betrieben, Schulen und bei
gezielten Kampagnen



e Reglementierung von Einwegprodukien zugunsten von Mehrwegalternativen z. B. bei Verpao-
ckungen

e resiliente, méglichst regionale Produktion in Europa unter hochsten Umwelt- und Sozialstandards

e Verbot des Energie-, Rohstoff-, Komponenten- und Anlagenimports aus Staaten mit Menschen-
rechtsverletzungen

¢ Verpflichtung von Unternehmen, entlang ihrer gesamten Lieferkette Menschenrechte, Sozial-
und Umweltstandards einzuhalten

2. Nutzen statt besitzen

Produkte, die gemeinschaftlich genutzt werden (z. B. Autos, Maschinen, Werkzeuge), werden in ge-
ringerer Zahl produziert und es entstehen weniger Abfdélle und Stoffe, die im Kreislauf gefUhrt wer-
den muUssen. Die gemeinschaftliche Nutzung von Produkten z. B. durch Verleih und Tausch muss da-
rum gestérkt werden.

3. Wiederverwendung
Die ODP fordert:

e Recht auf Reparatur

o systematische Reparatur- und Wiederverwendungsangebote, insbesondere fUr Elektro- und
Elektronikgerdte, Fahrzeuge und Batterien, Textilien, Mdbel und Transportverpackungen

¢ umfassende EinfUhrung von einheitlichen Mehrwegsystemen, generelle Pfandpflicht fir mehr-
wegfdhige Verpackungsarten sowie hdheres Pfandgeld

e Produktion von nachhaltigen reparaturfdhigen Produkten mit einem maglichst groBen Anteil
recycelbarer Materialien

e Verbot der Vernichtung genieBbarer Lebensmittel durch den Handel

e Pflicht zur kostenlosen Abgabe abgelaufener Lebensmittel fur den Handel

e Fdrderung des Prinzips ,cradle to cradle” (konsequente Wiederverwendung eingesetzter Mate-
rialien) insbesondere im Bauwesen

e Gebdude so zu gestalten, dass eine Anderung der Nutzung (Verkaufsraum, Biro, Wohnraum)
erleichtert wird

4. Produkte fur die Kreislaufwirtschaft
Die ODP fordert:

e Langlebige, leicht reparierbare, effiziente und energiesparende technische Produkte

e Bevorzugung von Rohstoffen mit niedrigem Energiebedarf bei Herstellung und Verarbeitung

e Prioritat fir nachwachsende Rohstoffe (z. B. Holz, Pflanzenfasern) unter BerUcksichtigung des
Vorrangs der Lebensmittelversorgung und im Einklang mit der Bewahrung der Artenvielfalt

¢ Herstellung nicht nachwachsender Grundstoffe mithilfe erneuerbarer Energien auf Wasserstoff-
basis (Methan, Ammoniak, synthetische Kohlenwasserstoffe u.a.)

e Zurickgewinnung und erneute Nutzung von Abfallstoffen (z. B. Kunststoffen, Metalle) als Grund-
stoffe

e Sortenreine Trennbarkeit und Vermeidung von Verbundstoffen

5. Verwertung, Recycling und stoffliche Abfallverwertung
Die ODP fordert:

¢ Ausweitung der Produktverantwortung der Hersteller, sowie RUcknahmepflicht fur alle nicht
mehrwegfdhigen Verpackungen und deren stoffliche Verwertung (kein Export von Abfall)
e Kennzeichnungspflicht fUr alle Materialien zur Verbesserung der Verwertbarkeit



Umsetzung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes durch Recycling nach dem Stand der Technik
ErfUllung und weitere Steigerung der Recyclingquoten und sowie hdherwertiges Recycling
Prifung der VerhdaltnismdaBigkeit des Wasser-, Energie- und Chemikalieneinsatzes beim Recyc-
ling im Vergleich zu dem bei der Neuproduktion unter BerUcksichtigung des Nutzens der beim
Recycling entstehenden Produkte

Verbot von umweltschadlichen und gefdhrlichen Substanzen

6. Behandlung und sichere Beseitigung der verbleibenden Restabfdlle

Die ODP fordert:

o strikte Einhaltung von Emissions- und Effizienzvorgaben fUr MUllverbrennungsanlagen und wirk-
same Kontrollen

e Filtertfechnik nach dem Stand der Technik

¢ Umsetzung von Kraft-Wéarme-Kopplung

7. Abfalliberwachung und -kartierung auf deutscher und europdischer Ebene
Die ODP fordert:

e Verbot des Abfallexports auBerhalb der EU
e wirksame Umsetzung von BuBgeldvorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes durch sachkun-
dige Umwelt-Uberwachungsorgane

1.7 Mikroplastik stoppen

Unsere gesamte Lebenswelt ist mit Plastik durchsetzt. Infolgedessen gibt es auf der ganzen Erde fast
keinen Bereich mehr, der nicht mit Plastik verunreinigt ware: Béden, Binnengewdsser, Meere — mit
fUr jeden sichtbarem Plastikabfall in der Natur oder mit kaum mehr oder nicht mehr erkennbarem
Mikroplastik (kleiner als 5 mm). Das Mikroplastik ist aber auch in der Nahrungskette angekommen
und wurde schon in vielen Lebewesen, sogar im menschlichen Blut, nachgewiesen. Hauptquellen
fUr Mikroplastik sind an erster Stelle der Reifenabrieb vom StraBenverkehr mit etwa einem Drittel,
Verluste bei der Abfallentsorgung, sowie der Abrieb von Asphalt und StraBenmarkierungen, von
Sport- und Spielplatzen, aber auch von Schuhsohlen, Kunststoffverpackungen und Textilwdsche.

Forderung der Entwicklung von umweltvertraglichen Alternativen fUr den Abrieb von Reifenbe-

IGgen.

e Verbot von Kunstrasen und Kunststoffbeldgen auf Sport- und Spielplatzen.

e Verbot von Mikroplastik in Kosmetika, Wasch- und Reinigungsmitteln.

e Ausfilterung von Mikroplastikpartikeln in Klarwerken.

e Sofortiges EU-weites Verbot von MuUllexport in Staaten auBerhalb der EU.

¢ Kostendeckende Abgaben auf alle Plastikprodukte fUr die Entsorgung bzw. fir Wiederherstel-
lungs- und AusgleichsmaBnahmen.

e Verbot der Verwendung von Plastik fUr Produkte, die unter BerGcksichtigung einer umfassenden,
realistischen Okobilanz besser und gUnstiger aus anderen Grundstoffen hergestellt werden kén-
nen.

e FEinsatz der Bundesregierung fur den Abschluss einer UN-Vereinbarung zum globalen Verbot des

unkonfrollierten Plastikeintrags in die Umwelt.



1.8 Rechte der Natur im Grundgesetz (GG) verankern

Im bisherigen Rechtsverstandnis gibt es bei uns eine starke Trennung von Mensch und Natur. Jenes
Weltbild, das den Menschen in den Mittelpunkt stellt, wird als anthropozentrische Weltanschauung
bezeichnet. Bislang wird die Natur im Grundgesetz als Rechtsobjekt des staatlichen Umweltschutzes
begriffen.

In Deutschland existieren Uber 1.000 Gesetze und Regelungen zum Schutz von Umwelt und Natur.
Dennoch nehmen Ausbeutung und Artensterben — sowohl national als auch global — weiter zu. Oft
verhindern wirtschaftliche Interessen und traditionelle Nutzungsgewohnheiten die Umsetzung effek-
tiver SchutzmaBnahmen.

Das Tierschutzgesetz regelt hauptsdchlich die Nutzung von Tieren, statt sie wirklich zu schitzen. Un-
ser Artenschutzgesetz unterliegt regelmdaBig vor Gericht, wenn es um die wirtschaftlichen Interessen
von Landwirten, EigentUmern und Investoren geht. Die aktuellen Umweltschutzgesetze versuchen
vor allem, die negativen Folgen menschlichen Handelns durch Uberwachung und Strafen einzu-
ddmmen, konzentrieren sich jedoch meist auf einzelne Probleme wie Verschmutzung. Die Umwelt-
schutzgesetzgebung regelt die Zerstérung der Umwelt, aber beendet sie nicht. Insgesamt dienen
diese Gesefze vor allem den Interessen des Menschen, wdhrend ein umfassender und dauerhafter
Schutz der Umwelt fehlt. Denn trofz ausufernder Umweltschutzgesetzgebung und -bUrokratie ist es
nicht gelungen, das Artensterben, die Zerstérung vieler Okosysteme sowie die Klimakrise zu stop-
pen.

Damit die Natur (Okosysteme, Flora und Fauna) den Schutz erhdlt, der so dringend erforderlich ist,
fordern wir die Okologisierung des Rechts und Eigenrechte fir die Natur. Die Natur darf nicht langer
nur als Ressource betrachtet werden - sie muss eigene Rechte erhalten und sogar in der Verfas-
sung verankert werden. Eine Reform des Grundgesetzes, die ,,Rechte der Natur" einschlieBt, ware
zwar keine Lésung aller Probleme, aber ein wichtiger Schritt zur Bewdaltigung der dkologischen Krise.
Wie wirde die Welft aussehen, wenn FlUsse, Berge und Walder als vollwertige Rechtspersonen aner-
kannt wirden - als natUrliche Einheiten, die unabhdngig vom Menschen existieren und aus natirli-
chen Prozessen hervorgehen?

Erste Entwicklungen in diese Richtung sind bereits weltweit sichtbar. Der kalifornische Rechtswissen-
schaftler Christopher D. Stone legte 1972 mit seinem einflussreichen Artikel ,,Should Trees Have
Standing?2" den Grundstein fUr die Rechte der Natur. Er forderte, dass auch B&dume, FlUsse und
ganze Okosysteme als Rechtssubjekte anerkannt werden. Zeitgleich entwickelte der deutsch-chile-
nische Anwalt Godofredo Stutzin &dhnliche Ideen, die er mit indigenen Philosophien begrindete.
Beide waren Uberzeugt, dass die Natur einen eigenen Wert besitzt, der sich nicht allein auf den
Menschen zurUckfUhren I&sst.

Auch der Bericht ,,Die Grenzen des Wachstums* (1972) des Club of Rome trug dazu bei, die welt-
weite Diskussion Uber 6kologische Probleme anzustoBen. Er warnte vor den Folgen rasanter Industri-
alisierung, wachsender Bevolkerung, der Erschopfung nicht erneuerbarer Ressourcen und einem
zunehmend schlechten Zustand der Umwelt. Im Jahr 2006 setzte Pennsylvania einen Meilenstein,
indem es als erste US-Stadt ein Gesetz verabschiedete, das der Natur Schutzrechte zuspricht. Es ver-
bot unter anderem das Abladen giftiger Abfélle und erkannte das Recht von Natur und Gemein-
schaften an, sich gegen Umwelizerstérung zu wehren. Angeregt durch diese Vorreiterrolle und den
Einsatz des Community Environmental Legal Defense Fund (CELDF) folgten &hnliche Initiativen in
Stadten wie Pittsburgh und Santa Monica. Im Jahr 2008 verlieh dann die ecuadorianische Verfas-
sung der ,,Mutter Natur" eigene Rechte. Spdater folgten verfassungsmaBige Anerkennungen in Boli-
vien (2010), fUr einen neuseeldndischen Nationalpark (2014) sowie drei Jahre spater fur den welt-
weit ersten Fluss als Rechtsperson, dann erste Bergmassive oder etwa Nebelwdlder, in Indien Teile
des Ganges, ebenso der Afrato-Fluss in Kolumbien, der ebenso Naturrechte erhielt. Auch in Bolivien,
Chile, Kolumbien, Kanada und anderen Ladndern wurden entsprechende Gesetze erlassen und
richtungsweisende Gerichtsurteile gefdillt.

In Europa gibt es ebenfalls Fortschritte: 2022 wurde die Salzwasserlagune Mar Menor in Spanien zur



Rechtsperson erklart. Eine Volksinitiative mit mehr als 640.000 Unterschriffen brachte diesen wegwei-
senden Schritt ins Rollen, sodass nun sowohl natUrliche als auch juristische Personen die Rechte des
Mar Menor vor Gericht geltend machen kénnen.

Weltweit gibt es fast 500 Initiativen in Gber 45 Ladndern, die fUr die Anerkennung von Rechten der
Natur k&mpfen. Auch in Spanien soll der Schutz weiterer FlUsse und Okosysteme durch eigene
Rechte verbessert werden. Acht europdische Staaten — darunter Finnland, Frankreich, Irland, die
Niederlande, Portugal, Schweden und die Schweiz — prifen derzeit, ,Rechte der Natur" in ihre Ver-
fassungen aufzunehmen. Zudem wurde im Mdarz 2024 die erste EU-Direktive verabschiedet, die Um-
weltkriminalitét dhnlich wie ,,Okozid" strafbar macht.

Die UN erkannte zudem schon 2021 das Menschenrecht auf eine saubere Umwelt an — ein Recht,
das uns verpflichtet, die Umwelt fUr heutige und zukinftige Generationen zu schitzen. Artikel 20a
des deutschen Grundgesetzes fordert ebenfalls den Schutz der naturlichen Lebensgrundiagen und
der Tiere. Allerdings wird die Natur hier zumeist nur ungenigend als Mittel fir menschliche Interes-
sen betfrachtet. Der Klimaschutz-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 24. M&rz 2021
machte wiederum deutlich, dass Deutschland seine eigenen Klimaziele verfehlt. Es betonte, dass
der Schutz des Lebens auch einen wirksamen Schutz vor den Folgen des Klimawandels einschlie3t.
Es kritisierte, dass das Klimaschutzgesetz zwar vorsieht, die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 55 %
Zu senken, aber klare Regeln fUr die Zeit danach fehlen. Dadurch werden hohe Reduktionsaufga-
ben in die Zukunft verschoben, was die Rechte zukinftiger Generationen gefdhrden kédnnte. Am 2.
August 2024 erkannte dann erstmals ein deutsches Gericht die Nafur als eigenst@ndiges Rechtssub-
jekt an. Das Landgericht Erfurt! entschied unter Richter Dr. Martin Borowsky, dass die Natur als ein-
klagbares Subjekt gelten soll — ein Meilenstein fUr eine Balance zwischen menschlichen und naturli-
chen Interessen.

Die ,,Rechte der Nafur" bieten also eine echte Alternative: Sie machen die Natur zu einem rechtlich
geschutzten Subjekt, das um seiner selbst willen erhalten werden muss. So sollen alle Lebensformen
- Menschen, Tiere, Pflanzen und Okosysteme — das Recht auf Existenz, Erhalt und Erholung erhalten.
FlUsse, Seen und Berge wie Rhein, Bodensee oder Brocken bekdmen damit einen eigenen rechtli-
chen Schutz. ,,Rechte der Natur" kdnnten auch dazu beitragen, machtige Wirtschaftsunternehmen
in ihre Schranken zu weisen. Bislang haben Unternehmen als Rechtspersonen zahlreiche Mdglichkei-
ten, ihre Interessen juristisch durchzusetzen. Durch die Anerkennung der Natur als Rechtssubjekt wir-
den Gewdsser, Walder und andere Okosysteme ein eigenes Recht auf Existenz, Fortbestand und
Weiterentwicklung erhalten — so kdnnten sie sich gegen Ausbeutung und Verschmutzung verteidi-
gen, ohne nachweisen zu mussen, dass Menschen zu Schaden gekommen sind.

Angesichts zunehmender Umwelizerstérung und des Klimawandels sind stabile rechtliche Strukturen
noétig, um bedrohte Okosysteme langfristig zu sichern. Eine Reform des Grundgesetzes mit der Aner-
kennung der Natur als Rechtssubjekt kdnnte einen entscheidenden Wandel im Rechtsverstdndnis
bewirken - insbesondere zum Schutz gefdhrdeter Naturgebiete. Indigene Perspektiven betonen zu-
dem, dass die Natur als integraler Bestandteil des Ganzen betrachtet werden sollte — als Teil eines
wechselseitigen Verhdltnisses, das auf kontinuierlichem Geben und Nehmen basiert, anstatt auf
rein wirtschaftlicher Nutzung.

Damit ,Rechte der Natur" wirksam durchgesetzt werden kdnnen, bedarf es klar definierter Verfah-
ren und fester Vertreter vor Gericht. Ein Blick nach Ecuador zeigt, dass dort sowohl Einzelpersonen
als auch Organisationen Gerichtsprozesse im Namen der Natur fGhren kdnnen. Neuseeland hinge-
gen setzt auf feste Reprdsentanten, die nicht nur in Gerichtsverfahren aktiv sind, sondern auch frih-
zeitig Umweltaspekte in politische Planungen integrieren. Dieses Modell verhindert, dass ,Rechte
der Natur" bloBe Schadensabwehr bleiben - es férdert eine vorausschauende BerUcksichtigung
Okologischer Belange. Eine besonders wichtige Erkenntnis aus Ladndern wie Ecuador und Neusee-
land ist die zentrale Rolle der Verfassungsgerichte, die diesen Rechten erst wirklich Gehalt verleihen.
Menschenrechte und ,,Rechte der Natur* gehen dabei Hand in Hand. Letztlich sollen die ,,Rechte

Thttps://www.lto.de/recht/hintergruende/h/Ig-erfurt-8083622-rechte-der-natur-zweites-urteil
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der Natur" dazu beitragen, das Verhalten der Menschen nachhaltig zu verdndern - sie sind also
weit mehr als bloBe symbolische ErklGrungen.

Das ODP-Konzept:

e Zur Erweiterung des Grundgesetzes sollen neue Artikel aufgenommen werden, die der Natur ei-
gene Rechte zusprechen und ihren Schutz gewdhrleisten. Die Reform orientiert sich an den vom
»Netzwerk Rechte der Natur e.V." 2 vorgeschlagenen und juristisch gepriften Gesetzestexten.

e Rechte fUr die Natur — Vorschlag fUr eine Grundgesetzreform:

Grundgesetz Gesetzestext (neu = fett)
GGArt. 1 . .. . . .. .
. (1) Die Wiirde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schitzen ist

Abs. 1 unveran- . .
dert Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.
GG Art. 1 (2) ,Die Wiirde der Natur gebietet, die natiirlichen Lebensgrundlagen zu schiit-

) zen, zu pflegen und zu wahren und den Eigenwert der natiirlichen Mitwelt im
Abs. 2 neu N

Ganzen der Natur zu achten.

GG Art. 1 (3) Das deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unverdufRerli-

chen Menschenrechten und Rechten der Natur als Grundlage jeder menschlichen

Abs. 2 wird Abs.
bs. 2 wird Abs. 3 Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.

GG Art. 1 (4) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt
Abs. 3 wird Abs. 4 |und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persdnlichkeit, soweit er

GG Art. 2 nicht gegen die Rechte anderer einschlieBlich der natiirlichen Mitwelt oder ge-
Abs. 1 gen die verfassungsmaRige Ordnung oder das Sittengesetz

verstoRt.
GG Art. 14 Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohl der Aligemeinheit
Abs. 2 und der natiirlichen Mitwelt dienen.
GG Art. 19 (4) Die Grundrechte gelten auch fiir die Natur, soweit sie ihrem Wesen nach auf
Abs. 4 neu diese anwendbar sind. Die Natur ist rechtsfihig. Sie ist durch die Gesetzgebung,
Abs. 4 (alt) wird  |durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung mafRigeblich
Abs. 5 zu achten und zu schiitzen.

Jedes Lebewesen hat seine naturgegebene Wiirde und das Recht - im Rahmen
natiirlicher Kreislaufe, Nahrungsketten und Biotope -, seiner Natur nach zu le-
ben. Der Staat schiitzt auch in Verantwortung fir die kiinftigen Generationen die
Rechte der Natur, die natirlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen
der verfassungsmaBigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach MaRgabe
von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.

GG Art.20a

2https.//www.rechte-der-natur.de/de/das-netzwerk.html
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Grundgesetz Gesetzestext (neu = fett)

"Ich schwore, dal’ ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, sei-
GG Art. 56 und nen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, die natiirliche Mitwelt schiitzen,

Art. 64 das Grundgesetz des Bundes wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissen-
Abs. 2 haft erfiillen und Gerechtigkeit gegeniliber jedermann tiben werde. So wahr mir
Gott helfe."

1.9 Tiere sind unsere Mitgeschopfe

Tiere sind Mitgeschopfe und keine seelenlosen Waren; daher gibt es keine ethische Rechtfertigung,
Tiere einfach zu ,verbrauchen", zu ,,produzieren”, gentechnisch zu veréndern oder zu misshandeiln.
Der Mensch hat kein Recht, die Arg- und Wehrlosigkeit seiner Mitgeschoépfe auszunutzen.

e Tiere haben einen eigenen Rechtsstatus als Lebewesen. Als Konsequenz daraus sind Tierqudlerei
und Tierdiebstahl als Straftatbesténde neu zu fassen und scharfer als bisher zu bestrafen.

o Verbot dller physisch oder psychisch qudlerischen und leidvollen Experimente an und mit Tieren.

e Verbot der qudlerischen Massentiernaltung. Flichengebundene Nutztierhaltung unter artge-
mdaBen und verhaltensgerechten Bedingungen, d.h. ohne gentechnische Manipulationen zur
Steigerung der Leistung oder Verdnderung der Arten.

e Wesentlich wirksamere Kontrolle von Tierhaltung, Tierzucht und Tierhandel. Verbot von Qual-
zuchtungen, der Pelztierzucht, des Handels mit Tieren, die physisch oder psychisch qudlerischen
und leidvollen Experimenten unterzogen wurden oder werden sollen, sowie artwidriger und
qualvoller Veranstaltungen mit Tieren. Verbot der Haltung und des Einsatzes von Tieren im Zirkus
und in Unterhaltungsshows.

e Einfuhr- und Handelsverboft fUr Pelze und Reptilleder sowie fUr Produkte von Tieren, die unter das
wWashingtoner Artenschutzabkommen* fallen, z.B. Elfenbein, Horn vom Rhinozeros. Europawei-
tes Einfuhr- und Handelsverbot fur Produkte, die auf tierqudlerische Art und Weise gewonnen
werden, wie z.B. Gansestopfleber, Froschschenkel, Schildkrotenfleisch, Haifischflossen u.a.

e Schlachtviehtransporte nur vom Erzeuger zu einem nahegelegenen Schlachthof. Kein Transit
von Schlachttieren durch die Bundesrepublik.

e Ausnahmsloses Verbot der Schlachtung ohne Betdubung und strengere Kontrollen der
Schlachtmethoden in Schlachthdfen und bei Hausschlachtungen.

e Verbot der Intensivhaltung und qudlerischen Tétung von zum Verzehr bestimmter Tiere in Ge-
schaften und Gaststétten (z.B. Hummer).

o Verbot fierqudlerischer Jagdmethoden, der qudlerischen Fallenjaogd sowie Verbot von Herstel-
lung, Verkauf und Besitz von entsprechenden Fanggerdten (z.B. ,Schwanenhals”).

¢ Wesentlich bessere finanzielle und materielle UnterstUtzung von Tierheimen.
e Scharfere Strafverfolgung des Aussetzens von Haustieren als bisher.

e Uberall bei Bund, Lander und Kommunen qualifizierte und unabhéngige Tierschutzbeauftragte
bzw. Tierschutzbeirdte, die Uber entsprechende rechtlich verbindliche Kompetenzen verfugen,
fUr die Interessenvertretung von Tieren.

e Verbandsklagerecht fUr die anerkannten Tierschutzverbdnde in allen Bundesi@ndern und auf
Bundesebene.



Die ODP zur industriellen Intensiv-Tierhaltung:

Viele Fleischprodukte in unserer Gesellschaft, die angeboten werden, kommen aus industrieller In-
tensiv-Tierhaltung. Deshalb sind sie so billig und deshalb essen die meisten Menschen so viel Fleisch.
Hier ist ein Umdenken notwendig.

Qudlerische Massentierhaltung ist unethisch und sie ist zudem auf vielfdltige Weise schadlich und
gefahrlich:

Industrielle Intensiv-Tierhaltung ...

... ist Raubbau an der Natur, weil durch sie Landschaften zerstort und Urwalder unwieder-
bringlich vernichtet werden,

... ist schadlich fUr die Umwelt, weil Boden und Grundwasser durch GUlle und Gifte belastet
werden,

... ist nachteilig fur das Klima, weil ein erheblicher Anteil der von den Menschen verursach-
ten schadlichen Gase (CO2, Methan, Lachgas usw.) Folge der intensiven Tierhaltung in der
Landwirtschaft ist,

... ist qualvoll fUr die Tiere, weil diese in engen Boxen oder Kafigen dahinvegetieren mussen,

... ist gefd@hrlich fUr unsere Gesundheit, weil wir zu UbermdBigem Fleischkonsum verfUhrt wer-
den,

... birgt gesundheitliche Risiken, well sie Brutstatte fUr Infektionserreger und Seuchen ist,

...f0hrt zum Missbrauch von Antibiotika und damit zur Entstehung und Ausbreitung resistenter
Keime.

Deshalb lehnt die ODP Massentierhaltung strikt ab. Sie tritt fir eine zukunftsfdhige und nachhaltige
Nutztierhaltung auf bdauerlichen Betrieben ein und somit gegen Agrarfabriken. Die ODP schlieBt sich
den Forderungen des Netfzwerks ,,Bauernhofe statt Agrarfabriken® an:

Agrarsubventionen mussen strikt an Leistungen fur den Tier- und Umweltschutz gekoppelt werden.
Die Tierschutzstandards sind anzuheben. Die Tierhaltungsformen mussen auf allen Lebensmitteln gut
sichtbar angegeben werden entsprechend dem Vorbild der Eierkennzeichnung. Die regionale Fut-
termittelerzeugung muss gestarkt und heimische Futtermittel mussen ohne Gentechnik produziert
werden. Importierte tierische Lebensmittel, die mit gentechnisch verdnderten Futtermitteln erzeugt
wurden, sind verbindlich zu kennzeichnen.

1.10 Lebensquell Wasser schutzen

Wasser ist das wichtigste Lebensmittel. Auch in Landwirtschaft und Industrie ist es unentbehrlich. Ob-
wohl die Vorkommen an Trinkwasser begrenzt sind und daher duBerst behutsam genutzt werden
mussten, bringt der Mensch auch in Deutschland durch groben Leichtsinn diese wichtige Lebens-
grundlage in Gefahr:

e Trotz Auflagen und Grenzwerten werden von der Industrie groBe Mengen an Schadstoffen legal
in die Gewdsser eingeleitet. Anstaft in Technik zu investieren, die Schadstoffe vermeidet, miUssen
Schadstoffe mit groBem technischem Aufwand aus dem Trinkwasser entfernt werden.

e Von den landwirtschaftlich genutzten Fldchen gelangen immer noch zu groBe Mengen an
Gulle und Kunstdinger in die Gewdsser, wo sie zu Uberdingung und Sauerstoffmangel fGhren.

o Statt Gewdsser reinzuhalten, damit sie auch fUr die Wasserversorgung genutzt werden kdnnen,



werden auch in Deutschland Grundwasserreserven angegriffen, die sich erst in Jahrtausenden
erneuern. Das fUhrt zur Absenkung der Grundwasserpegel und zu groBfldchigen dkologischen
Schaden.

Die Begradigung und Kanalisierung der FlUsse erhoht die Hochwassergefahr, da die gleiche
Wassermenge ein kleineres Flussbett zur VerflUgung hat.

Auwdlder und andere natUrliche Uberschwemmungsfldchen (Retentionsfléichen) schitzen die
Menschen entlang der FlUsse vor Hochwasser. Die ungehemmte Zerstérung der Auwdalder sowie
die Bebauung von Retenftionsfldchen mit Wohnsiedlungen und Gewerbegebieten haben die
Hochwassergefahr zusatizlich dramatisch erhoht (siehe die regelmdaBigen ,, Jahrhunderthoch-
wasser” an Rhein, Donau, Mosel, Oder sowie an kleineren NebenflUssen).

Vor unseren Kusten drohen Gefahren durch MUllentsorgung im Meer sowie durch Unfalle mit
Tankschiffen und Schiffen mit gefdhrlicher Ladung wie z.B. chemischen Stoffen.

Ein umfassender Gewdsserschutz beinhaltet den Schutz des Trinkwassers, des Abwassers, der
FlUsse und der Meere vor der Verunreinigung mit Giftstoffen. Daher sind folgende MaBnahmen
unabdingbar:

Sofortige EU-weite Einstellung der Verklappung von MUll (z.B. DUnns&ure, Kl&rschlamm, Bau-
schutt) und der GiftmUlliverbrennung auf See. Meere sind keine MUllkippen. Die in Nord- und
Ostsee versenkte Munition ist zu bergen und fachgerecht zu entsorgen, dies gilt auch fur die an
Land ,,gelagerten” chemischen Waffen.

Strenge Kontrolle von Schiffen auf meeresverschmutzende Praktiken wie Tankreinigung auf ho-
her See. Grindung einer EU-KUstenwache, welche den Schutz der gesamten EU-KUste gewdhr-
leisten kann.

Sammlung und Behandlung der Abwasser von Binnenschiffen.
EinfOhrung weltweiter Normen zum Bau von Tankschiffen zur Vermeidung einer Olpest.

Scharfere Schutzbestimmungen fur den ,,Nationalpark Wattenmeer*, d.h. keine groBfl&dchigen
Eindeichungen, keine Industrieansiedlungen und keine touristischen GroBprojekte.

Minimierung des Schadstoffeintrages in B&che und FlUsse durch Abbau der intensiven Landwirt-
schaft (Reduzierung UbermdaBiger Gulleausbringung), durch ausreichend breite Uferschutzstrei-

fen (mindestens 15 Meter), durch strengere Uberwachung und Verdffentlichung des Zustandes

der Abwadasser aus Industriebetrieben. Weitestgehender Ausstieg aus der Chlorchemie. Produkfi-
onsverbot fir besonders umweltschadliche Substanzen.

Verbot der EinfGhrung neuer, das Wasser belastender Stoffe, solange nicht ein RUckhalt in den
Kl&ranlagen gewdhrleistet ist.

Beseitigung von Vollzugsdefiziten bei der AnfUgung der dritten Reinigungsstufe an Klarwerke zur
RUckhaltung von Phosphaten und Nitraten. Vor allem in den neuen Bundesl@ndern Férderung
dezentraler und gunstiger Alternativkonzepte (z.B. PflanzenklGranlagen).

Krankenhd&user und dhnliche Einrichtungen sind mit auf die jeweiligen Schadstoffe ausgelegten
Reinigungsstufen auszustatten.

Ausweisung neuer und groBzugiger Wasserschutzgebiete mit strengen Auflagen. Betroffenen
Landwirten ist ein Ausgleich fUr Ertragsminderungen zu zahlen, der Uber den Wasserpreis finan-
ziert wird. Der Zugriff auf Tiefengrundwasser durch tiefere Brunnen ist moglichst zu verhindern.

UnverzUgliche Einstellung des Torfabstichs in allen Mooren.

Anlage und Ausbau von Brauchwasser-Kreislaufsystemen und Regenwassersammelanlagen in
Befrieben und privaten Haushalten und, wo méglich und sinnvoll, separate Brauchwasser- und
Trinkwassernetze.

Schaffung des gesetzlichen Rahmens fUr eine stdrker verbrauchsbezogene Staffelung der Was-
ser- und Abwassergebuhren. Sparsamer Wasserverbrauch muss sich lohnen.



Erhalt und Wiederaufbau dezentraler Wasserversorgungssysteme. Fernwasserleitungen nur in
Ausnahmefdallen. Uberprifung und Sanierung kommunaler Abwasserrohrnetze.

Sofortige Einstellung der Verpressung von Giftstoffen und Salzen in das Grundwasser.

Beseitigung von Altlasten auf alten Industriestandorten, MUllkippen der Chemieindustrie, ehe-
maligen milité@rischen Liegenschaften oder von Munition aus den Weltkriegen.

Anreize zur Regenwasserversickerung auf privaten Grundsticken, sodass im Falle eines Hoch-
wassers die Wassermenge, die Uber KlGranlage und Kanal in die FlUsse eingeleitet wird, reduziert
werden kann.

RUckverlegung von Deichen und Renaturierung von Bdchen und FlUssen. Es mUssen so wieder
Fldchen geschaffen werden, die im Falle eines Hochwassers Uberflutet werden dirfen, z.B. Au-
wadlder.

Aufforstung und Erhalt von Waldfl&chen, insbesondere des Bergwaldes. Waldfléchen kénnen
bei Regen groBe Wassermengen aufnehmen und verhindern so den Abfluss UbermdaBig groBer
Wassermengen ins Tal.

Keine Staustufen in Saale und Elbe. Auch die Weser ist in inrem naturnahen Flussverlauf zu erhal-
ten. Daher darf sie fUr GroBmotorschiffe nicht ausgebaut werden.

1.11 Luft zum Atmen

Die Belastung der Luft durch Schadstoffe ist fUr das Waldsterben verantwortlich und bewirkt zahlrei-
che Krankheiten bei Mensch und Tier. Hauptverantwortlich fUr die Luftverschmutzung bis hin zum
Sommer- und Wintersmog sind der Kraftfahrzeug- und Flugverkehr, Industrieanlagen, Kraftwerke,
MuUllverbrennungs- und private Kleinfeuerungsanlagen.

Kraftfahrzeug- und Flugverkehr mUssen reduziert und auf weniger belastende Verkehrstréger
verlagert werden.

Regionale Fahrverbote bei einer Ozonkonzentration von 120 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft
fUr alle brennstoffgetriebenen Kraftfahrzeuge (auBer OPNV und Versorgungsfahrzeuge). Schad-
stoffmessungen an Luffmessstationen auch in Bodenndhe.

Die Luftbelastung durch Schadstoffe aus Kraftwerken und Industriebetrieben ist entsprechend
dem Stand der Technik kontinuierlich zur reduzieren. Dazu muUssen die Genehmigungsbehdrden
die vorhandenen rechtlichen Méglichkeiten besser nutzen.

Bei der Genehmigung neuer Anlagen ist nicht nur die Einhaltung von Abgasgrenzwerten der
neuen Anlage zu beachten, sondern auch die regionale Gesamtbelastung mit Luftschadstof-
fen. Die hierfUr erforderlichen Gutachten mussen, auf Kosten des Antragstellers, von der Geneh-
migungsbehdrde selbst erstellt werden, nicht vom Antragsteller.

Strengere Grenzwerte fUr private Kleinfeuerungsanlagen; stdrkere Nutzung der Fernwarme, der
Kraft-Wdarme-Kopplung und regenerativer Energiequellen.

Die flammenlose Verbrennung und Stfromerzeugung mittels Brennstoffzellen ist zur Serienreife zu
entwickeln. Der Einsatz dieser Technik muss finanziell geférdert werden.

Strengere Grenzwerte zum Schutz der Menschen vor Wohngiften, z.B. aus Baustoffen, Bodenbe-
l&gen, Holzschutzmitteln etc.; Aufkl@rungskampagnen zum Schutz vor dem Zwangsmitrauchen,
insbesondere von Kindern.



1.12 Elekiromagnetische Umweltverschmutzung: Vorsorgeprinzip
beachten und Funkstrahlung ressourcenschonend nutzen

Die Nutzung des Mobilfunks, WLAN und anderer Funktechniken erleichtert und bereichert das Le-
ben vieler Menschen. Schnell und Uberall verfigbare Informationen aus dem Internet, einfache
und schnelle Kommunikation und die mobile Nutzung zahlreicher Informations- und Kommunikati-
onsdienste sind Errungenschaften, die das Leben erleichtern. Viele Menschen wollen sie nicht mis-
sen.

Diese Errungenschaften gehen jedoch mit der Nutzung von vielen Ressourcen und Energie einher.
Wie bei jeder Technologie ist daher bei den verschiedenen Anwendungen dieser Funktechniken
zuerst zu fragen, ob sie wirklich Nufzen bringen und, wenn ja, fur wen. Ressourcen sind grundsatzlich
sparsam, in einer Kreislaufwirtschaft und im Sinne des Gemeinwohls zu verwenden. Energie muss aus
erneuerbaren Quellen stammen und effizient eingesetzt werden. Nutzen und Aufwand sind abzu-
wagen, Risiken zu prifen.

Bei der Entwicklung und Anwendung von Funktechniken wurden und werden jedoch Aufwand und
Nutzen sowie Risiken nur unzureichend abgewogen, und damit mégliche negative Konsequenzen
und Schaden nur unzureichend untersucht. Wirtschaftliche Interessen einzelner Unternehmen und
Personen haben zu viel Gewicht, ihre Aussagen werden kaum kritisch hinterfragt. Insbesondere fehlt
eine umfassende gesellschaftliche Debatte Uber Sinn, Nutzen, Aufwand und die Risiken des fl&-
chendeckenden Ausbaus neuer Netze fUr leistungsfdhigere Mobilfunktechnik wie 5G, 6G, 7G etc.
und der damit erdéffneten technischen Moglichkeiten.

Vorsorge gegen mogliche Schdaden

Verschiedene Studien geben ernst zu nehmende Hinweise auf mogliche Schdden von Menschen,
Tieren und Natur durch Funkstrahlung, insbesondere in den Frequenzbereichen, die fir Mobilfunk
genutzt werden. Unumstritten sind Sché&den durch die Erwdrmung von Gewebe infolge starker
Funkstrahlung. Biologische Effekte unterhalb der thermischen Wirkungsschwelle auf den Ebenen
von Genetik, Zellbiologie und Physiologie und ein Einfluss auf Wohlbefinden, Schlafqualit&t, Nerven-
zellen und Fortpflanzungsféhigkeit werden kontrovers diskutiert. Einige Forschungsergebnisse geben
ernst zu nehmende Hinweise, dass Funkstrahlung krankhafte Entwicklungen bei Menschen und Tie-
ren auslésen und verstarken kann.? Das wird jedoch von der aktuellen Gesetzeslage nicht berick-
sichtigt.

Die ODP fordert hier die konsequente Beachtung des Vorsorgeprinzips: Wo ernst zu nehmende Hin-
weise auf Schdden vorliegen, ist die Nutzung neuer technischer Mdglichkeiten je nach erwartba-
rem Schaden entfsprechend einzuschrdnken. Die Intensit@t elekiromagnetischer Strahlung, der
Menschen, Tiere und Natur durch die Nutzung insbesondere von Mobilfunk und WLAN ausgesetzt
sind, liegt teilweise deutlich Uber der Intensitdt der natUrlichen elektromagnetischen Strahlung, un-
ter der sich Leben auf der Erde entwickelt hat und heute existiert. Sie hat zudem eine andere Quali-
tat (Kohdrenz, Polarisation, Konzentration auf enge Frequenzbereiche, Pulsierung etc.).

Solange krankmachende und schddigende EinflUsse dieser technischen elekiromagnetischen
Strahlung auf Menschen, Tiere und Natur nicht ausgeschlossen werden kdnnen, mussen Immissions-
grenzwerte an der Intensitat und Qualitét der natUrlichen elektromagnetischen Strahlung ausge-
richtet werden.

Wo immer solche Grenzwerte Uberschritten werden, wie etwa in industriellen Produktionsstatten,
sind die dort Beschaftigten umfassend und grindlich medizinisch zu Uberwachen. Wo immer mog-
lich, sollen bevorzugt strahlungsarme und ressourcenschonende kabelgebundene oder optische
Drahtlosnetzwerke beziehungsweise Verbindungsldsungen statt funkbasierte zum Einsatz kommen.

Die Verantwortlichkeit fUr die Beachtung des Vorsorgeprinzips liegt nicht nur bei der Bundesregie-
rung, sondern auch bei untergeordneten Entscheidungsebenen wie den Gemeinden, und zwar

3 Siehe z.B. Bericht des Ausschusses fUr Bildung, Forschung und Technikfolgenabschétzung des Deut-
schen Bundestags, Mégliche gesundheitliche Auswirkungen verschiedener Frequenzbereiche elekt-
romagnetischer Felder (HF-EMF), 2023



Uber Flachennutzungspldne, Bauleitplanung und Ortsgestaltungssatzung, sowie bei den Unterneh-
men, in deren Produktionsstdtten Funktechniken zum Einsatz kommen.

Weniger ist mehr

Aus Umweltgesichtspunkten ist der Ressourcen- und Energieverbrauch des Mobilfunks kritisch zu be-
werten. Dieser konterkariert die dringend erforderliche schnelle Umstellung der Energie-, Rohstoff-
und Grundstoffversorgung auf erneuerbare Quellen, den Aufbau einer Kreislaufwirtschaft und die
Umstellung auf eine ékologische Landwirtschaft.

Die leistungsfahigere Mobilfunktechnik mit 5G, 6G, 7G etc. verspricht die Realisierung von autono-
mem motorisiertem Verkehr; dieser fuhrt aber nicht automatisch zu weniger Verkehr und zu weniger
Energie-, Ressourcen- und Fldchenverbrauch. All das wird jedoch durch mehr Rad-, FuB- und 6ffent-
lichen Verkehr und weniger motorisierten Individualverkehr erreicht — auch ohne 5G, 6G, 7G efc.

Mobilfunktechnik kann die Steuerung hochkomplexer Systeme, zum Beispiel einer Energieversor-
gung auf der Basis fluktuierender erneuerbarer Quellen, erleichtern. Das gleiche Ziel kann jedoch
auch mit kabelbasierten oder mit optischen Drahtlosverbindungen erreicht werden, wobei insbe-
sondere mit Kabelverbindungen langfristig Energie eingespart wird.

Leistungsfahigere Mobilfunktechnik wie 5G, 6G, 7G etc. wird voraussichtlich auch den Unterhal-
tungsbereich (,,Gaming”, ,Streaming" etc.) weiter befeuern. Ob angesichts der Notwendigkeit ei-
ner tiefgreifenden Transformation unserer Alltagsverhdaltnisse hierfr immer mehr Ressourcen einge-
setzt werden sollen, ist offen und kritisch zu diskutieren. An per Kabel angebundenen Hotspots kdnn-
ten zumindest mit einem geringeren Energie- und Ressourcenaufwand die gleichen Unterhaltungs-
angebote zugdnglich gemacht werden.

e Das Vorsorgeprinzip ist im Sinne von Artfikel 191 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdi-
schen Union (AEUV)4 als wichtigstes Element des Verbraucher- und Umweltschutzes umzusetzen.

e Die Haftung fUr mégliche Schdden ist vor der Verbreitung (,,Rollout”) neuer Technologien auf
der Basis einer Technikfolgenabschétzung zu kigren.

e Weniger ist mehr: Keine Férderung des kommerziellen Mobilfunks durch die 6ffentliche Hand.
Beim weiteren Ausbau der digitalen Infrastruktur ist einer DatenUbertragung, welche elektro-
magnetische Umweltverschmutzung weitgehend vermeidet und einen méglichst geringen
Energie- und Ressourcenaufwand mit sich bringt, grundsétzlich Vorrang gegenuber einer funk-
basierten einzurumen. Hier bietet sich insbesondere eine Kombination aus Kabel- und opti-
scher DrahtlosUbertragung wie bei LiFis an. Offentliche Férdermittel dUrfen nur solche Technolo-
gien und Projekte erhalten, die langfristig geeignet sind, den Energie- und Ressourcenverbrauch
und die Belastung von Lebewesen zu reduzieren. Bei Projekten wie dem autonomen Fahren
sind vertretbare Einsatzmdglichkeiten grindlich abzuwagen.

e Die Nufzung von Funkstrahlung zur drahtlosen Kommunikation wird bis auf Weiteres streng regle-
mentiert. Verfahren, welche bislang nicht oder wenig genutzte Frequenzbereiche verwenden,
werden zundchst nur in begrenzten Arealen zugelassen, in denen sich in der Regel keine Men-
schen dauerhaft aufhalten, etwa in automatisierten Industrieproduktionsstatten.

e Wo immer solche Technologien eingesetzt werden, mussen exponierte Menschen verbindlich
an einem Monitoring-Programm teilnehmen, in dem Einflisse und Auswirkungen auf die Ge-
sundheif erfasst werden, so wie es im Rahmen der Strahlenschutzverordnung und der
Réntgenverordnung fur beruflich strahlenexponierte Personen geschieht.

e Eswird ein industrieunabhdngiges Forschungsprogramm geschaffen, um die Einwirkung elektro-
magnetischer Strahlung auf Lebewesen grundlegend und umfassend zu erforschen und MaB-

4 https://dejure.org/gesetze/AEUV/191.hitml

5 Light Fidelity, opfische drahtlose Technologie zur DatenUberfragung, https://www.ipms.fraun-
hofer.de/de/Components-and-Systems/Components-and-Systems-Data-Communication/Li-Fi-
Data-Communication/Li-Fi-HotSpot.html
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nahmen vorzuschlagen, wie schadliche Wechselwirkungen vermieden oder zumindest einge-
grenzt werden kénnen. Dabei ist auch zu untersuchen, warum manche Menschen sehr sensibel
auf den Einfluss elekfromagnetischer Strahlung reagieren und woran das liegt (,,Elektrohyper-
sensibilitat"). Solche Grundlagenforschung auf der Basis der ,,Good scientific practice” sollte
durch Sonderforschungsprogramme der EU sowie der Nationalstaaten (z. B. DFG¢) geférdert
werden und sémtliche heutzutage verwendeten beziehungsweise zur Nutzung vorgesehenen
Frequenzbereiche umfassen.

Solange nicht mit hinreichender Sicherheit nachgewiesen ist, unterhalb welcher Schwellen-
werte und bei welchen Charakteristiken (Pulsierung etc.) Funkstrahlung fur Menschen, Tiere und
Natur als unschéddlich betrachtet werden kann, mUssen zumindest deutlich niedrigere Immissi-
onsgrenzwerte festgelegt werden, als es aktuell der Fall ist.

Allgemein sollte ein Grenzwert von 100 uW/m? gelten — das ist etwa das Doppelte der Immission
naturlicher elektfromagnetischer Strahlung in dem Frequenzbereich, der fir 5G genutzt werden
kann (600 MHz bis 80 GHz). Wo Kinder oder gesundheitlich geschwdéchte Personen sich aufhal-
ten, sowie in Schlafbereichen, sollte ein noch niedrigerer Grenzwert angesetzt werden.

Diese Immissionsgrenzwerte sind im Lichte neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse regelmaBig zu
prifen, zu aktualisieren und gegebenenfalls durch Grenzwerte fir weitere Charakteristiken von
Funk- und optischer Strahlung zu ergénzen.

Die Einhaltung des jeweiligen Schutzstandards muss angemessen Uberwacht und fUr alle Birge-
rinnen und BUrger einklagbar sein. Dabei geht es auch um den Schutz der Wohnung als RUck-
zugs- und Erholungsraum.

Lehr- und Lernpl&tze an Schulen, UniversitGten und andere Bildungseinrichtungen sind mit LAN-
Verbindungen und/oder optischen Drahtlosverbindungen (LiFi)7 auszustatten.

Sensible Bereiche wie Kitas, Schulen, Altersheime, Krankenhd&user und Naturschutzgebiete sind
von Funkstrahlung weitgehend freizuhalten. Aber auch Tiere in natUrlichen Lebensrumen sind
mit verscharften Vorsorgegrenzwerten zu schitzen.

Beim Schutz von Gebduden vor Funkstrahlung ist auch der Einsatz von Photovoltaikanlagen auf
Ddachern und an Fassaden zu prufen, insbesondere bei Gebduden mit sensibler Nutzung wie
Krankenhd&usern. Damit ergénzt die Reduzierung der Funkstrahlenbelastung synergetisch die
Nutzung von erneuerbarer Energie. In solchen Gebd&uden kénnen, sofern erforderlich, ein
schwaches Funknetz oder LiFi weiterhin Drahtloskonnektivité&t gewdhrleisten.

Alle stationGren Sendeanlagen fUr elektromagnetische Strahlung mussen registriert und ausge-
wiesen werden, eingeschlossen kleine Sendeanlagen, die nicht dem Verbraucherbereich zuge-
ordnet sind. Endgerdte sollten bezuglich Funkbereich und Leistung gekennzeichnet werden und
sich bei Nichtgebrauch selbst abschalten oder in einen Stand-by-Modus gehen.

Kommunen ist das Recht einzurGumen, in Zusammenarbeit mit benachbarten Kommunen Ver-
anderungssperren fur den Bau neuer Mobilfunkmasten auszusprechen.

Beim weiteren Ausbau der digitalen Infrastruktur ist einer DatenUbertragung, welche elektro-
magnetische Umweltverschmutzung weitgehend vermeidet, z. B. durch Kabel- oder optische
Ubertragung wie Li-Fi8, grundsdatzlich Vorrang gegeniber einer funkbasierten einzur&umen.

¢ Deutsche Forschungsgemeinschaft
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1.13 Boden schutzen - Flachenverbrauch stoppen

Der fruchtbare Boden ist die Lebensgrundlage aller landgebundenen Lebewesen dieser Erde. Es
braucht unter ungestorten Bedingungen 100 Jahre um 1 mm Boden entstehen zu lassen. Der welt-
weit praktizierte Umgang mit dieser Lebensgrundlage ignoriert aber seine Bedeutung: Bodenero-
sion durch Wind und Wasser, Versiegelung immer neuer Fidchen und die Vergiftung von Fl&chen
durch unsere Wirtschaftst&tigkeit reduzieren Tag fUr Tag unsere fruchtbaren Béden.

Diese Entwicklung muss dringend gestoppt werden. Fruchtbarer Boden ist ein sensibles Gut, dass
sich nicht vermehren Iasst und bei Schadigung, wenn Uberhaupt nur sehr langsam wiederherge-
stellt werden kann. Es ist ein Umdenken bei unserer Bodennutzung als land- und forstwirtschaftliche
Produktionsstétte, als Rohstofflager, als Standort fUr Industrie- und Gewerbebetriebe aber auch bei
der Nutzung fUr Siedlungs- und Verkehrsfl&ichen sowie zur MUllentsorgung erforderlich. Die Funktion
als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte ist aufzuwerten und besser zu schitzen.

Zentrales Instrument, um den ausufernden Fidchenbedarf zu bremsen bzw. zu steuern ist die EinfGh-
rung von handelbaren FiGdchenzertifikaten. Die Ausweisung neuer Baugebiete und die Errichtung
zusatzlicher Verkehrsinfrastruktur sowie die Errichtung neuer Deponien wird zukUnftig an den RUck-
bau von Altbebauung bzw. die Aufhebung von Baufldchenausweisungen gekoppelt. Werden
neue Fldchen Uberbaut, muss an anderer Stelle fUr Ausgleich gesorgt werden.

Wer an FI&chen, die baulich genutzt oder fUr eine solche Nutzung in den FliGchennutzungsplé&nen
vorgesehen sind, rechtswirksam diese Nutzungsmaoglichkeit aufgibt, erhalt dafir entsprechend der
Fldche handelbare Zertifikate. In jedem Bundesland sollen Handelsbérsen fUr diese Fidchenzertifi-
kate eingerichtet werden, um den Vorhabenstrédgern von Neubauprojekten auf der grinen Wiese
die Moglichkeit zu geben den entsprechenden Ausgleich fUr den verursachten Fldchenverbrauch
nachzuweisen.

B&den mit hoher Ertragskraft sollen bei Neuplanungen zundchst mit erhdhten TransaktionsgebUhren
belastet werden und mittelfristig nicht mehr zur Ausweisung von Baugebieten zur Verfigung stehen.
Die GebUhrenUberschisse der Handelsbodrse sollen Projekten zur Altlastensanierung und zur Renatu-
rierung von Uberschwemmungsgefdhrdeten Fidchen zuflieBen. Voraussetzung fur den Erwerb von
Fldchenzertifikaten durch Kommunen soll die Aufstellung eines Innenentwicklungsplanes sein, der
die Notwendigkeit zur Ortsentwicklung im AuBenbereich nachweisen muss.

Die Gewerbesteuer, die Ursache dafir ist, dass Gemeinden méglichst viele Gewerbegebiete aus-
weisen, wird auf eine geeignetere Bemessungsgrundlage umgestellt.

Zusatzlich fordern wir zum Schutz unserer Boden:

¢ Reduzierung der Gulleausbringung in der Landwirtschaft

e Einbeziehung der ausgebrachten Biogassubstrate in die DUngebedarfsrechnung

e Bindung der Agrarférderung an Auflagen zum Bodenschutz

e Schneller Ausstieg aus der landwirtschaftlichen KiGrschlammverwertung

e Strengere Zulassungsbestimmungen fur potentiell umweltgefdhrdende Chemikalien

e Forderung der Erforschung und MarkteinfGhrung von umweltfreundlicheren Ersatzstoffen



1.14 Forschen und Entwickeln fur Mensch und Natur

Forschung und Technik sind immer noch hauptsdchlich daran orientiert, vereint mit der Wirtschaft
deren harten Weg des ,Immer mehr, immer héher, schneller und weiter” zu verfolgen. Nahezu alle
unsere Kréfte sind darauf konzentriert, Wirtschaftswachstum, Wohlstand und Konsum zu mehren.
Dabei wird die Umsetzung der Resultate von Forschungsarbeiten immer komplizierter und weniger
beherrschbar. Menschliches Versagen darf nicht mehr vorkommen und kann doch nicht ausge-
schlossen werden. Manche Technologien haben einen Stand erreicht, auf dem jede Weiterent-
wicklung eine Bedrohung fUr die Menschheit darstellt.

Neben dieser einseitigen technologischen und an Wirtschaftsinteressen orientierten Forschung gibt
es zu wenige Forschungsansdize zur Untersuchung der Auswirkungen staatlicher und nichtstaatli-
cher MaBnahmen auf die Lebensbedingungen von Mensch und Natur. So werden z.B. die von der
Sozialgesetzgebung ausgehenden Umverteilungswirkungen zwischen verschiedenen Bevdlkerungs-
gruppen kaum untersucht, obwohl hiervon die soziale Stabilitét der Zukunft abhdngt.

In der Forschung und Ausbildung dirfen die Anstrengungen nicht Ianger einseitig auf groBindustri-
elle Produktion und Technologieentwicklung ausgerichtet sein. Weit mehr Forschung als bisher ist
notig, um die aufgetretenen dkologischen und sozialen Probleme zu 16sen und eine umweli- und
sozialvertragliche wie arbeitsplatzschaffende Wirtschaftsweise aufzubauen. Die Folgenabsché&tzung
von Technologie und staatlicher Gesetzgebung muss fester Bestandteil der Forschung und verstarkt
gesetzlich verankert werden.

Im Bereich der Technik gibt es zwei groBe Problemfelder, die zu |6sen sind:

o Die Atomtechnologie belastet die Erde Uber Jahrtausende mit Radioaktivitdt. Nach der West-
Ost-Entspannung ist die von der Existenz der Atomwaffen ausgehende Gefahr noch lange nicht
gebannt. In Form der sogenannten ,friedlichen Nutzung" verseucht die Atomenergie unsere
Umwelt immer mehr, bedroht uns mit Reaktorunféllen und unsere Nachkommen auf Jahrtau-
sende mit Atommdll. Die sichere Endlagerung von Atommull ist weltweit nach wie vor ungelst.

e Die Gentechnologie beschwort mit inrer Moglichkeit, direkt an der Wurzel des Lebens, dem Erb-
gut, zu manipulieren, eine Vielzahl von Problemen herauf. Durch die Freisetzung genmanipulier-
ter Organismen und deren nur schwer konfrollierbare Wechselwirkungen mit der Natur kdnnen
enorme Gefahren enfstehen. Andererseits entwickelt die Gentechnik neue Arzneimittel und
Therapiemdglichkeiten.

Unsere technische Intelligenz und Kreativitdt mussen umgelenkt werden, hin zu Lésungen, die nicht
mehr der Zerstérung, sondern weit mehr als bisher der Rettung unserer Lebensgrundlagen dienen.
Uberlebensforschung und Uberlebenstechnik sind die Aufgaben der Zukunft. Zahlreiche grundle-
gende Gebiete im &kologischen Bereich sind noch weitgehend unerforscht. Die EinfUhrung jeder
neuen Technologie muss im Notfall umkehrbar und gegenUber unseren Nachkommen ethisch ver-
antwortbar sein.

Auch im Bereich Forschung und Entwicklung wird die Steuerreform fir Arbeit und Umwelt dabei
deutliche Auswirkungen haben, weil alle am Markt beteiligten Krafte aufgrund der gednderten wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen viel stérker daran interessiert sein werden, Grundlagen und Ver-
fahren zur Einsparung von Energie und Rohstoffen sowie zur Vermeidung schadlicher Emissionen zu
entwickeln.

e Intensivierte Férderung dkologisch orientierter Wissenschaftsbereiche und angepasster wie um-
weltfreundlicher Technologien durch das Bundesministerium fUr Forschung und Technologie, ins-
besondere fur mittelstGndische Unternehmen. Keine Subventionen mehr fUr risikoreiche und
teure GroBtechnologien.

e Forderung der interdisziplindren Forschung und Lehre; mehr Allgemeinwissen und &kologische



Ausrichtung der Wissensinhalte an den Universitaten.

Beschrankung der Forschung zur Atomenergie auf den Ausstieg (neue Energiequellen) und die
Entsorgung von Atommull.

Striktes Verbot der Forschung an Embryonen und der genetischen Verdnderung der menschili-
chen Keimbahn aus grundsétzlichen ethischen Uberlegungen. Ebenso ist die Erstellung von per-
sonenbezogenen Gendatenbanken zu unterbinden, da die Gefahren des Missbrauchs den
moglichen Nutzen bei weitem Ubersteigen (vgl. Kap. 3).

Verfassungsrechtliches Verbot des Klonens von Menschen und menschlichen Embryonen.

Einsatz der Gentechnik in der Medizin bei der Produktion von Pharmazeutika und zum Ersatz von
belastenden Behandlungsmethoden unter strengen Sicherheitsauflagen.

Keine Akzeptanz der Freisetzung gentechnisch manipulierter Lebewesen, weil die damit verbun-
denen Risiken fur die Okosysteme nicht abschdatzbar sind. Gentechnisch verénderte Organis-
men durfen auch zu Forschungszwecken nicht freigesetzt werden.

Aus ethischen Grinden lehnen wir die Patentierung von Lebewesen und ihrem Erbgut ab. Be-
reits jetzt wird das Patentrecht von Konzernen missbraucht, um freie Zuchterinnen und ZGchter
einzuschrdnken.

Férderung soziologischer Forschung zu den Umverteilungswirkungen staatlicher Gesetzgebung
zwischen verschiedenen Bevolkerungsgruppen.

VerfassungsmaBiger Schutz vor den Folgen und Auswirkungen neuer Technologien, da sie ge-
walfige AusmaBe annehmen kénnen. Dieser ist, ebenso wie der besondere Schutz der Natur, im
Grundgesetz und in einer Verfassung der Europdischen Union zu verankern. Die ,,Freiheit von
Forschung und Lehre" muss dort ihre Grenzen finden, wo neue technische Entwicklungen Exis-
tenz und Grundrechte von Mensch oder Natur bedrohen.

Sorge des Staates fur die Unabhdngigkeit von Lehre und Forschung an &ffentlichen Einrichtun-
gen, wie Universitdten, durch den Staat.






Ein gerecht organisiertes und stabiles Sozialsystem setzt Leistungsgerechtigkeit, Nachhaltigkeit und
sozialen Ausgleich voraus. Weil diese Grunds&ize jahrzehntelang missachtet wurden, beginnen nun
die geseftzlichen Sicherungssysteme fir Jugend, Alter und Krankheit zu versagen. HierfUr sind alle
Parteien mitverantwortlich, die seit den 1950er Jahren Regierungsverantwortung getragen haben.
Sie kdnnen bis heute keine schlUssigen Losungen vorweisen.

2.1 Schutz von Familie und Ehe

Die Ehe wurde Uber Jahrhunderte hinweg als Ausdruck einer auf Dauer angelegten Partnerschaft
als Grundlage einer Familie verstanden. Sie schuf die wirtschaftlichen und emotionalen Vorausset-
zungen fur die Erziehung von Kindern, fUr die Solidaritat der Enegatten im Krankheitsfall und fir Ver-
sorgung im Alter durch die erwachsen gewordenen Kinder (unverfdlschter Generationenvertrag).
Ehe, Sexualitdt und Familie bildeten eine Einheit, die der sozialen Stabilisierung der Gesellschaft zu-
gutekam.

In diese Einheit und die darin festgefugten Wertvorstellungen wurde in den letzten Jahrzehnten
durch die Sozialgesetzgebung (elternfeindliches Rentenrecht u.a.) und die medizinische Entwick-
lung (z.B. Vaterschaftstests, bessere Methoden zur Familienplanung) immer tiefer eingegriffen. So
hat die Sozialgesetzgebung mit der EinfUhrung umlagefinanzierter Solidarsysteme (gesetzliche Ren-
ten-, Kranken- und Pflegeversicherung) den wirtschaftlichen Nutzen der Kinder vergesellschaftet,
die Kinderkosten aber groBtenteils bei den Eltern belassen (verfdlschter Generationenvertrag). Do-
mit kam es zu einer massiven wirtschaftlichen Degradierung der Familie mit allen sich daraus erge-
benden ideellen Folgen. Der im Grundgesetz verankerte Schutz der Familie wurde faktisch ausge-
hebelt und bis heute nicht wieder hergestellt.

Die wirtschaftliche Abwertung der Familie und gleichzeitige Aufwertung der Erwerbstatigkeit durch
die Sozialgesetzgebung gefdhrden die Qualitdt der Kindererziehung mit inren langfristigen Auswir-
kungen und sind eine schwere Belastung fUr die Zukunft der Gesellschaft.

Die Forderung der Ehe kommt bereits seit ldngerer Zeit nicht mehr unbedingt der Familie als Ge-
meinschaft von Elfern und Kindern zugute.

GemdaB BGB (§ 1353 1) wird die burgerliche Ehe als ein Bund zwischen zwei Menschen verschiede-
nen oder gleichen Geschlechts verstanden, die 6ffentlich und auf Lebenszeit fireinander Verant-
wortung Ubernehmen.

Eine auf Nachhaltigkeit zielende Gesellschaftspolitik muss die Besserung der familiGren Erziehungs-
bedingungen anstreben und darf sich folglich nicht mehr in erster Linie an der wie auch immer ge-
arteten Partnerschaft orientfieren, sondern am Vorhandensein von Kindern.

Die Ehe ist aber die beste Grundlage fUr eine gute Kindererziehung und rechtfertigt daher auch
den Schutz durch die staatliche Ordnung. Wenn die Nachteile fur die Familie abgebaut werden,
wird das auch der Stabilisierung der Ehe zugutekommen.

e Familie und Ehe sind gemdB dem Auftrag des Grundgesetzes zu schutzen. Allerdings ist die be-
stehende Foérderung der Ehe im Sozial- und Steuerrecht so umzugestalten, dass sie schwerpunki-
magkig dem Schutz der Familie dient, also vor allem dann wirksam wird, wenn Kinder vorhanden
sind oder waren.

¢ Die bestehende Benachteiligung der Eltern im Sozialrecht ist konsequent abzubauen, wie es das
Grundgesetz fordert (vgl. Kapitel 2.2). Wenn die Leistung von Familien fUr die Gesellschaft sach-
gerecht honoriert wird, ist eine besondere Forderung von Familien gegenUber Kinderlosen ist
nicht erforderlich.



e Daher mussen die Bedingungen fUr die hdusliche Betreuung und Erziehung vordringlich und ent-
scheidend verbessert werden (vgl. 2.9 Schutz vor Armut, Modell Erziehungsgehalt).

e Beim Betrieb &ffentlicher Kinderbetreuungseinrichtungen ist das oberste Augenmerk auf die
Qualitét von Betreuung und Erziehung zu richten.

e Beider Frage von Adoptionen muss das Kindeswohl in jedem Fall Vorrang vor den Interessen
der Erwachsenen haben.

2.2 Familien- und Rentenpolitik — Sorge fur Kindheit, Jugend und
Alter

Ein Umlageverfahren bei der Alterssicherung ist nur in gleichem Umfang zu rechifertigen, wie es ein
Umlageverfahren zugunsten der Kindererziehung gibt.

Von allen im Bundestag vertretenen Parteien wird der Eindruck erweckt, unsere Gesetzliche Ren-
tenversicherung beruhe auf einem ,,Generationenvertrag”. Das ist falsch. Durch den fortwéhren-
den irrefUhrenden Missbrauch dieses Begriffs wird die Sicht auf die grundlegenden Konstruktionsfeh-
ler unseres Alterssicherungssystems verstellt.

Der Begriff ,,Generationenvertrag" geht zurick auf Wilfrid Schreiber, der 1955 ein Konzept eines sozi-
alen Sicherungssystems fur Jugend und Alter entwarf, das jedoch nicht verwirklicht wurde. Er ver-
wendete dafir die Formulierung ,Solidarvertrag zwischen den Generationen*. Sein Vorbild war die
herkdmmliche Familie: Eltern sorgen fur die Kinder und werden als Gegenleistung im Alter wieder
von ihnen versorgt. Wer damals keine Kinder hatte, musste die gesparten Kinderkosten fur die ei-
gene Alterssicherung aufwenden, wenn er wie die Eltern vergleichbar gesichert sein wollte. Nach
den Planen Schreibers sollfen aber Kinderlose in den Vertrag zwischen den Generationen einbezo-
gen werden, indem sie zusammen mit den Eltern Uber eine ,,Kindheits- und Jugendrente" die Kin-
dererziehung finanzieren und damit ebenfalls einen Anspruch auf Altersrente gegentber den Kin-
dern erwerben sollten wie die Eltern.

In Wirklichkeit wurde mit der Rentenreform 1957 der Rentenanspruch ausschlieBlich an Erwerbsar-
beit gebunden. Die Voraussetzungen fUr die Auszahlung von Renten werden aber nach wie vor al-
lein durch das GroBziehen einer Nachwuchsgeneration geschaffen. Damit wurde den Eltern der
Gegenwert fUr die Kindererziehung entzogen. Das kommt einer schleichenden Enteignung der EI-
tern gleich. Die als Gegenleistung fur die dynamische Altersrente vorgesehene dynamische ,,Kind-
heits- und Jugendrente" wurde nicht verwirklicht.

Diese Enteignung der Eltern durch die Rentenreform 1957 und Folgegesetze hat die wirtschaftliche
Grundlage der Institution Familie zerstért und verursachte eine relative Verarmung der Eltern mit
mehreren Kindern gegenuber der restlichen Gesellschaft. Die Folge ist, dass der Wunsch nach Kin-
dern und nach Familie immer mehr in den Hintergrund tritt. Es entwickelte sich schrittweise eine fa-
milienfeindliche Gesellschaft, die nur durch Erwerbsarbeit persénlichen Erfolg mdglich macht, wah-
rend die Kindererziehung zu einer Arbeit ohne wirtschaftliche Gegenleistung abgewertet wurde,
was die wirtschaftliche Lebensfdhigkeit der Familien untergraben hat.

Damit wird auch dem Anliegen der Gleichberechtigung der Geschlechter kein guter Dienst erwie-
sen. Das im Patriarchat wurzelnde Denken, nach dem die mannlich gepragte Erwerbsarbeit hoher-
wertiger sei als die weiblich geprégte Erziehungsarbeit, wird zur nicht weniger patriarchalischen

Vorstellung, dass Gleichberechtigung nur durch gleiche Beteiligung am Erwerbsleben zu erreichen
sei. Die Geringschdtzung der Erziehungsarbeit bleibt dabei unverdndert, bzw. wird sogar verfestigt.

Eine tatsdchliche Gleichberechtigung der Geschlechter wird erst méglich, wenn herkdmmliche Er-
werbsarbeit und familiére Erziehungsarbeit als gleichwertig betrachtet und entsprechend honoriert



werden. Das bietet dann auch die besten Voraussetzungen fur eine partnerschaftliche, d.h. einver-
nehmliche Aufteilung der beiden Arbeitsbereiche in der Partnerschaft.

Vor diesem Hintergrund sind die Ublichen Lippenbekenntnisse zur Familie wertlos und unglaubwr-
dig, solange sie nicht die durch den Gesetzgeber erzwungene Abwertung der elterlichen Erzie-
hungsleistung in den Fokus stellen. Die Lebensfahigkeit der Familie kann nur dann wiederhergestellt
werden, wenn die Erziehungsleistung der Eltern auch in wirtschaftlicher Hinsicht den Eltern wieder
zugutekommt, wie es vor dem Eingriff des Gesetzgebers grundsatzlich der Fall war. Angesichts der
Vergesellschaftung der gesetzlichen Altersversorgung kann das am besten durch die Zahlung eines
Erziehungsgehalts geschehen. Die erforderliche Umformung unseres Sozialsystems kann mit Hilfe ei-
nes Stichtags geschehen, ab dem alle Birger nur noch zusé&tzliche Anspriche nach dem neuen
leistungsgerechten System erwerben, wobei die bisherigen Anspriche nach altem Recht nicht erl&-
schen. Da bei einer solchen Stichtagsregelung der gesamte Umstellungsprozess ca. 40 Jahre dau-
ert, sollfen zusatzlich grobe Mdngel im alten System schon frGher behoben werden.

Solange die gesetzlichen Renten auf dem Umlageverfahren beruhen, d.h. die Renten einer Gene-
ration von den Kindern dieser Generation bezahlt werden, muss es ein gleichwertiges Umlagever-
fahren zur Bestreitung der Kinderkosten geben. Die Umlageverfahren fUr Kinder und Rentner sind
gleichwertige und sich gegenseitig bedingende Teile des Generationenvertrages.

Kinder- und Jugendsicherung

e EinfUGhrung einer Grundsicherung fUr alle Kinder und Jugendlichen bei Wegfall des bisherigen
Systems aus Kindergeld, Kinderfreibetrédgen und ALG-II-Leistungen fur Kinder.

¢ Gewdhrung eines Erziehungsgehalts (EZG) fUr die ersten drei Lebensjahre eines Kindes in Hohe
der bisherigen staatlichen Subventionierung eines Krippenplatzes, um Gleichberechtigung unter
den Eltern zu erreichen. Dies ist als erster Schritt zu verstehen, um der Leistung gerecht zu wer-
den, die Eltern heute fUr die Gesamtgesellschaft erbringen. Das Erziehungsgehalt ist Entgelt fir
Kindererziehung und keine Lohnersatzleistung. Die Inanspruchnahme eines Krippenplatzes ist
von den Eltern aus dem EZG zu bezahlen.

e Wahl- und Entscheidungsfreiheit fur Eltern, ob sie ihre Kinder selbst betreuen oder das Geld zur
Finanzierung einer Fremdbetreuung ihrer Wahl verwenden wollen. Erst wenn die Eltern Gber das
fUr die Kindererziehung vorgesehene Geld selbst verfigen kénnen, entsteht die tatséGchliche
Wahlfreiheit, inre Kinder nach eigenen Vorstellungen zu erziehen, wie es das Grundgesetz for-
dert. Die Qualit&t der elterlichen Kindererziehung wird dann erhoht, weil Geld- und Zeitmangel
entfallen oder gemindert werden. Auch die Qualitét von Kinderkrippen wird sich erhdhen, wenn
Eltern selbst als Auftraggeber darauf Einfluss nehmen kénnen.

¢ Im Gegenzug Wegfall des Elterngeldes und der staatlichen Krippenfinanzierung sowie von
Hartz-IV-Leistungen, sofern diese durch die Betreuung von Kleinkindern bedingt sind.

e Besteuerung des Erziehungsgehalts wie bei anderen Erwerbseinkommen auch. Familien mit ge-
ringem sonstigem Einkommen werden dadurch stérker entlastet.

e Enfrichtung von Beitrdgen fur Kranken- und Pflegeversicherung. Beitr&ge zur Rentenversiche-
rung sind nicht erforderlich, weil Kindererziehung selbst Beitrag ist und den Rentenanspruch er-
hoht (siehe unten).

o BeitrGge zur Arbeitslosenversicherung, sodass nach der Erziehungsphase bei Arbeitslosigkeit
keine Benachteiligung entsteht.

e Angeboft von Fortbildung wdhrend der Erziehungsphase (z.B. zur Kinderbetreuung, im bisherigen
Beruf, Sprachférderung bei Migranten).



o Offentliche Férderung von Kindergdrten, deren Besuch ab dem 4. Lebensjahr aus pddagogi-
schen Grinden allgemein zu befUrworten ist.

o Wegfall oder Minderung des Erziehungsgehalts, wenn der Staat im Rahmen seiner ,Wdachter-
funktion" nach Art. 6, Absatz 2, Satz 2 Grundgesetz wegen der Gefdhrdung des Kindeswonhls die
Befreuung und Erziehung eines Kindes ganz oder teilweise Ubernehmen oder organisieren muss.

Alterssicherung

¢ Reduzierung der bisherigen Anspriche aus Erwerbsarbeit zugunsten einer kinderzahl-bezoge-
nen Zusatzrente fUr Elfern durch Erweiterung der heutigen Erziehungsjahre, um die bestehende
Benachteiligung der Eltern beim Rentenanspruch abzubauen.

e Eine verpflichtende Zusatzrente fUr Kinderlose und Eltern mit einem Kind auf Kapitalbasis, die
wdahrend des Erwerbslebens durch die gesparten Kinderkosten finanziert wird.

o Beitrdge zur Kapitalversicherung, solange Erwerbstatige keine Kinder haben und Unterbrechung
der Zahlungen bei Geburt eines ersten Kindes, solange das Kind von den Eltern unterhalten
wird.

e Auszahlung der angesparten Kapitalbeitrédge bei Geburt eines zweiten Kindes, da die Alterssi-
cherung auch ohne Kapitalrente gesichert ist. Auf diese Weise verfigen Eltern dann Uber mehr
Geld, wenn sie es bendtigen.

e Auszahlung von Rentenanspruchen, die sich aufgrund eines dritten oder weiteren Kindes erge-
ben, bereits zur Zeit der Kindererziehung, weil sie zur Alterssicherung nicht mehr erforderlich sind.
Auf diese Weise kdnnen kinderreiche Eltern deutlich enflastet werden.

Grundsatzliches

o Einbeziehung aller Bevélkerungsgruppen in die gesetzliche Jugend- und Alterssicherung auf der
Grundlage des Umlageverfahrens (gesellschaftlicher Generationenvertrag). Eine getrennte Al-
terssicherung von Arbeitnehmern, Freiberuflern, Selbstandigen und Beamten ist nicht systemge-
recht, weil Eltern und Kinder oft nicht zur gleichen Berufsgruppe gehdren.

o Gestaltung des Gesamtsystems aus Kinder-, Jugend- und Alterssicherung in einer Weise, dass
das Armutsrisiko weder durch Kinder noch durch Kinderlosigkeit erndht wird. Ebenso sollen we-
der Kinder noch Kinderlosigkeit zu wirtschaftlichen Vorteilen auf Kosten anderer fGhren.

2.3 Leistungsgerechtigkeit gegenuber kunftigen Generationen -
Nachhaltigkeit in der Sozialpolitik

Keine Generation darf insgesamt im Alter von der nachfolgenden Generation mehr zurickfordern,
als sie selbst fir deren Erziehung geleistet hat.

Das Prinzip Nachhaltigkeit ist &dhnlich wie im 6kologischen Bereich auch im Sozialsystem zu beach-
ten.

Wenn aufgrund eines Geburtenrickgangs die nachfolgende Generation auf zwei Drittel der voran-
gegangenen sinkt, wie es gegenwdartig in Deutschland der Fall ist, dann darf von der zahlenmdaBig
kleineren nachfolgenden Generation auch nur die Ubernahme von etwa zwei Dritteln der Altersver-
sorgung fUr die vorangegangene Generation gefordert werden. Das restliche Drittel ist mit Hilfe der
gesparten Kinderkosten Uber Kapitalbildung von der vorangegangenen Generation selbst direkt zu
finanzieren.



Erfolgt hier keine Anderung, muss das nicht nur die Familien, sondern die gesamte nachfolgende
Generation Uberfordern. Dann wird neben der Familienarmut auch Altersarmut und Armut wegen
Krankheit wieder hdufiger werden, wie sich das heute bereits abzeichnet. Die auf breiter Front an-
steigenden sozialen Probleme werden auch das Bewusstsein fUr die groBen 6kologischen Gefahren
wieder verdrangen, sodass selbst die bereits erreichten 6kologischen Standards in Gefahr geraten.

Der 2005 im Rentenrecht eingefUhrte ,,Nachhaltigkeitsfaktor” wird seinem Namen nicht gerecht. Er
fGhrt mittelfristig zu einer drastischen Senkung der Renten. Er ist kein Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit,
da er an den Konstruktionsfehlern unseres Rentenrechts nichts dndert, sondern lediglich die Renten
kUrzt.

Die durch den Geburtenrickgang eingesparten Kinderkosten sind fUr die Alterssicherung anzu-
legen, sodass die zahlenmdaBig kleinere nachfolgende Generation durch die Versorgung der
Alten nicht starker belastet wird, als es ohne GeburtenriGckgang der Fall wére.

e Das erforderliche Kapital ist von denen aufzubringen, die Kinderkosten sparen. Das hdngt da-
von ab, wie die Kinderkosten finanziert werden.

¢ Im Falle eines vollst&ndigen Kinderkostenausgleichs ist die erforderliche Kapitalbildung von El-
tern und Kinderlosen in gleichem Umfang zu leisten.

¢ Im Falle eines fehlenden Kinderkostenausgleichs ist die Kapitalbildung allein von den Kinderlo-
sen aufzubringen (z. T. auch von Eltern mit einem Kind).

e Bei Verwirklichung des in Kapitel 2.2 vorgeschlagenen ODP-Konzepts (halftiger Kinder- und héilf-
tiger Rentenkostenausgleich) ist das Kapital Uberwiegend von den Kinderlosen zu bilden. Eltern
sind aber in dem Umfang zu beteiligen, in dem sie durch den Kinderkostenausgleich entlastet
werden.

Zielvorstellung ist in jedem Fall eine ausgeglichene Bilanz zwischen zwei aufeinanderfolgenden Ge-
nerationen. Das gesamte soziale Sicherungssystem hat dem Ausgleich individueller Risiken zu die-
nen, aber eine Umverteilung zu Lasten der jeweils nachfolgenden Generation zu vermeiden.

2.4 Solidaritat mit Kranken und Pflegebedurftigen

Die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung hat die Elemente Versicherung, sozialer Aus-
gleich und Generationengerechtigkeit zu verbinden.

Das System der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung gilt fUr etwa 90 % der Bevdlkerung.
Die AnsprUche im Krankheits- und Pflegefall sind dabei fUr alle Mitglieder gleich. Die Beitrdge hinge-
gen steigen linear mit dem Einkommen als einheitlicher Prozentsatz bis zur Beitragsbemessungs-
grenze. FUr Einkommen Uber der Versicherungspflichtgrenze, die seit 2003 deutlich Uber der Bei-
fragsbemessungsgrenze liegt, besteht keine Versicherungspflicht.

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) und die Soziale Pflegeversicherung (SPV) enthalten drei
sich Uberlagernde Elemente. Es handelt sich einmal um eine Versicherung herkdmmlicher Art (einer
fUr alle, alle fUr einen), zum zweiten um ein System sozialen Ausgleichs (Bezieher hdherer Einkom-
men tragen die Krankheitskosten von Beziehern niedriger Einkommen mit) und zum dritten um ein
Umlageverfahren (Erwerbstétige zahlen fur Kinder und Rentner). Alle drei Elemente sind vom Ge-
setzgeber gewollt und nach unserer Auffassung grundsétzlich auch zu rechtfertigen.

Das Prinzip des sozialen Ausgleichs wird aber nur unvollkkommen erfullt. Es wird in zweifacher Hinsicht
verletzt. Einmal erfolgt der Ausgleich nur zwischen mittleren und unteren Einkommen, da hohe Ein-
kommen Uber der Versicherungspflichtgrenze liegen. Zum anderen wird bei der Beitragsbemessung



nicht berucksichtigt, dass die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit auch davon abhdngt, ob und wie
viele Kinder zu unterhalten sind.

Die daraus resultierende Benachteiligung von Eltern wurde 2001 vom Bundesverfassungsgericht fir
die Pflegeversicherung als verfassungswidrig gekennzeichnet und fUr die Krankenversicherung eine
Uberprifung angemahnt. Eine Korrektur bei der Pflegeversicherung erfolgte nur ansatzweise. Der
Profauftrag fUr die Krankenversicherung wurde bis heute nicht sachgerecht erfUllt.

Besonderer Beachtung bedarf das Umlageverfahren innerhalb der GKV, da dieser Anteil hauptver-
antwortlich fUr deren gegenwadartige und vor allem die kinftig zu erwartenden Finanzierungsschwie-
rigkeiten ist. Zwar werden Kinder und Rentner formal gleichbehandelt, d. h. deren Krankheitskosten
werden von den Beitrédgen der Erwerbstétigen mitgetragen. Allerdings betragen die durchschnittli-
chen Krankheitskosten im Alter etwa das 5-fache gegenUber den Krankheitskosten im Kindesalter.

So ergibt sich auch fur die gesetzliche Krankenversicherung (wie fur die Renten- und Pflegeversi-
cherung) aufgrund des Geburtenrickgangs eine Deckungslicke. Immer weniger Erwerbstéatige
kénnen nicht fur den gesamten Krankheitskostenbedarf von immer mehr Rentnerinnen und Rent-
nern aufkommen. Kostendeckende Krankenkassenbeitrdge im Rentenalter sind aber nicht zumut-
bar.

Als Ausweg bietet sich eine Losung an, wie sie von den privaten Krankenversicherungen praktiziert
wird. Dort werden die hdheren Krankheitskosten im Alter durch RUcklagen finanziert, die bereits in
jungeren Lebensjahren gebildet wurden.

Ahnliche Ricklagen sollten auch in der gesetzlichen Krankenversicherung von Versicherten ohne
Kinder (und in geringerem Umfang auch von Versicherten mit einem Kind) verlangt und angespart
werden. Das entspricht auch der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, das fur die Pfle-
geversicherung bereits eine solche Losung empfohlen hat.

Der ab 2009 eingefUhrte Gesundheitsfonds dient zwar dem Risikoausgleich zwischen den Kranken-
kassen. Er |6st aber nicht die Kernprobleme der Gesetzlichen Krankenversicherung. Er leistet keinen
Beitrag zu einem besseren sozialen Ausgleich, da er hohe Einkommen weiter nicht einbezieht und
die Einschrankung der finanziellen Leistungsfahigkeit durch Kinder weiterhin nicht berucksichtigt. Er
zeigt auch keinen Weg, wie die infolge des GeburtenrOckgangs in Zukunft noch zunehmende De-
ckungslucke fUr die hohen Krankheitskosten im Alter geschlossen werden kann. Damit ist der Ge-
sundheitsfonds einschlieBlich der 2015 eingefUhrten flexiblen Beitrdge der Kassen kein Beitrag zu
mehr Nachhaltigkeit bei der GKV.

e Die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung ist auf alle Einkommensbezieher auszudehnen
(Beamte, Freiberufler, Unternehmer u. a.). Die Krankenkassenbeitrdge sind als einheitlicher Pro-
zentsatz des Einkommens zu erheben.

e Essind alle Enkommensarten einzubeziehen (z.B. auch Miet- und KapitaleinkUnfte).

¢ Die gesetzlichen Krankenkassen werden in der Anzahl stark reduziert. Das erspart erhebliche
Verwaltungskosten. Die verwaltungsaufwdndigen, immer wieder anzupassenden Ausgleichs-
zahlungen zwischen den Kassen wegen unterschiedlicher Mitgliederstruktur (Alter, Einkommen,
Gesundheitszustand) werden dann vermindert. Auch Werbeetats der Kassen werden geringer.

e Versicherungspflichtgrenze und Beitragsbemessungsgrenze der Gesetzlichen Kranken-versiche-
rung werden aufgehoben, so dass auch Besserverdienende pflichtversichert sind. Private Zu-
satzversicherungen fUr Sonderleistungen (z.B. Einbettzimmer, medizinische Leistungen auBerhalb
der Regelversorgung) bleiben méglich. Die Altersrickstellungen der privaten Krankenversiche-
rungen bleiben den Versicherten erhalten.

Walhlfreiheit fir die Art der Pflege alter Menschen



e Weder die Gewdhrung noch die Hohe von Leistungen der Sozialen Pflegeversicherung sind von
der Art der Betreuung (hdusliche Betreuung oder Heimunterbringung) abhdngig zu machen.
MaBstab fUr Leistungen darf nur das AusmaB der Pflegebedurftigkeit sein.

e Die Einflussnahme des Staates hat sich auf die Verhinderung von Missst@nden zu beschrénken
(z.B. Ahndung von Misshandlung und Vernachldssigung von Pflegebedurftigen in Familien oder
Befreuungseinrichtungen, Vermeidung der Verwahrlosung alleinstehender alter Menschen, Hei-
maufsicht). Dabei ist neben den kérperlichen Fahigkeiten insbesondere auch die geistige und
seelische Beeintrdchtigung zu berUcksichtigen.

¢ Die Anspriche fUr den Krankheits- und Pflegefall bleiben fUr alle Mitglieder der Gesetzlichen
Krankenversicherung gleich, wie das auch heute fUr die Pflichtversicherten gilt.

e Die sich aufgrund des GeburtenrGckgangs ergebende Deckungslicke fur die Krankheitskosten
im Alter ist durch anzusparende Kapitalbeitrédge zu schlieBen. Sie sind zumindest teilweise von
den Beitragszahlern ohne Kinder (zum geringeren Teil auch von Eltern mit einem Kind) als Be-
standteil der eigenen Alterssicherung Uber die Bildung eines Kapitalstocks aufzubringen, um die
nachfolgende Generation zu entlasten. Ihre Finanzierung ist in Ubereinstimmung mit der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts wegen der fehlenden (bzw. geringeren) Kinderkos-
ten zumutbar.

e Solange es keine Grundsicherung fur Kinder gibt (vergl. Kap. 2.2), ist das Existenzminimum der
Kinder von der Belastung durch Beitrdge zur Kranken- und Pflegeversicherung freizustellen. Der
heutige Sonderbeitrag fUr Kinderlose in der Sozialen Pflegeversicherung kann dann entfallen.

2.5 Integration von Jung und Alt

Gerade in Zeiten des demografischen Wandels darf sich die Sorge fur Jung und Alt nicht in deren
wirtschaftlicher Absicherung erschdpfen. Genauso wie eine Umweltvertraglichkeitsprifung fur alle
politischen Vorhaben zu fordern ist, muss in allen Bereichen bei politischen Entscheidungen auch
die Vertraglichkeit von Vorhaben in Hinblick auf die Bedurfnisse von Kindern, Jugendlichen und Se-
nioren berUcksichtigt werden.

Von groBer Bedeutung fur die Zukunft unserer Gesellschaft sind ein verstndnisvoller Umgang der
Generationen untereinander und eine Atmosphdre gegenseitiger Wertsché&tzung. Deshalb sollen
sie sich nicht in der Familie, sondern auch in der Arbeit und Freizeit begegnen, um soweit vorhan-
den unterschiedliche Einstellungen kennen zu lernen und das Miteinanderleben erfolgreich und
zum Wohle aller zu meistern.

Politik fur Kinder, Jugend und Senioren ist als Querschnittsaufgabe zu verstehen, d.h. in allen po-
litischen Bereichen sind die jeweiligen Bedurfnisse besonders zu berUcksichtigen.

e 7.B.sind in Wohngebieten genigend Aufenthalt-, Spiel- und Ruhezonen vorzuschreiben, in de-
nen sie sich und die Betreuenden entfalten und wohl fUhlen kénnen.

e Projekte fUr gemeinsames Wohnen und Wohnen im Alter sind zu férdern.

e Beider Mobilitatsplanung ist darauf zu achten, dass Kinder und Alte nicht ausgegrenzt werden,
sondern sich sicher in ihrem Alltagsleben bewegen kdnnen.

o  Mitbestimmungsmaoglichkeiten, Arbeit in Verbdnden und andere Eigeninitiativen von Jungen
und Alten sind insbesondere auf kommunaler Ebene zu férdern (z.B. durch Jugend- und Senio-
renbeirdte).



e Freiwiligendienste aller Generationen zur Entfaltung des burgerschaftlichen Engagements (z.B.
Aktivim Alter, freiwillige Aktivitdten von Jugendlichen) und zu gegenseitiger Unterstitzung und
Vernetzung mussen weiterentwickelt werden.

2.6 Gesundheit ist keine Ware

Gesundheitspolitik hat die Grundsatze der Eigenverantwortung und der Solidaritét zu verbinden.

Noch in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts war das deutsche Gesundheitssystem im interna-
tionalen Vergleich in der Spitzengruppe. Derzeit ist es auf einen Platz im mittleren Bereich abgefal-
len.

In Deutschland wurden einst auch viele nUtzliche Medikamente entdeckt und produziert. Jetzt sind
wirkliche Neuentwicklungen selten. DafUr bringt die Pharmaindustrie derzeit viele Medikamente mit
nur unerheblichen Wirkstoffdnderungen als Neuentwicklungen mit einem wesentlich Uberhdhten
Preis auf den Markt. Auch tatsdchliche Neuentwicklungen mussen zu einem wirtschaftlich vertret-
baren Preis abgegeben werden.

Von den Absolventen des Medizinstudiums nimmt heute ein zu kleiner Teil die tatsGchliche medizini-
sche Versorgung der Bevolkerung in Deutschland auf. Ein groBer Teil geht ins Ausland, in die For-
schung oder in die pharmazeutische Industrie, weil die arztliche Tatigkeit in Deutschland in den letz-
ten Jahrzehnten immer weniger attraktiv geworden ist.

Die Struktur des Medizinstudiums muss sich mehr am ganzheitlichen Menschenbild statt ausschlieB-
lich an der Behebung von Krankheiten ausrichten. Beim Zugangsverfahren muss neben den Schul-
noten auch auf menschliche Eignung zum Beruf geachtet werden.

Die Krankenhduser im Besitz der kommunalen Trager kdmpfen um ihr Uberleben. Zahlreiche Hauser,
auch die der Basisversorgung im I&ndlichen Raum, werden geschlossen oder privatisiert.

Die freiberuflich tatigen Fach- und Hausdarzte suchen vergeblich nach Praxisnachfolgern. Das
Durchschnittsalter der Hausérzte in Deutschland liegt heute bei Uber 55 Jahren. Die Behandlung der
gesetzlich Versicherten wird inzwischen so schlecht bezahlt, dass eine wirtschaftliche PraxisfOhrung
durch Behandlung dieser Patientengruppe, die den GroBteil ausmacht, immer weniger gewdahrleis-
tet ist.

Die Beitrdge der Berufstatigen zur Krankenversicherung sind in den letzten Jahren weiter angestie-
gen. Der Staat kassiert den vollen Mehrwertsteuersatz auf Medikamente. Die letzte Erhbhung des
Beitragssatzes erfolgte durch die EinfGhrung des Gesundheitsfonds. Die Patienten mUssen immer
mehr zu Medikamenten, physikalischer Therapie und Ahnlichem zuzahlen. Brillen, Zahnersatz und
pflanzliche Medikamente mussen weitgehend von den Patienten alleine bezahlt werden. Gleich-
zeitig steigert die pharmazeutische Industrie ihre Umsatze weit stdrker als der Durchschnitt aller an-
deren Waren und Dienstleistungen steigt.

Bei der Entwicklung der Krankheitskosten wird bisher zu wenig beachtet, dass sie zu ca. 50% erst im
Rentenalter anfallen. Die Krankenkassen sind demnach zumindest zur Halfte ein Altersversorgungs-
system. Damit ergeben sich auch fUr sie aus dem Geburtenrickgang ganz dhnliche Probleme wie
fUr die gesetzliche Rentenversicherung. Auf die sozialpolitischen Aspekte des Krankenkassenrechts
wird in Kapitel 2.2 ndher eingegangen.

Die Existenz von derzeit etwa 100 Krankenkassen verursacht hohe Verwaltungskosten. Hinzu kom-
men Werbeetats fir gegenseitige Abwerbung ,,gUnstiger Risiken" (mdglichst junge gesunde Versi-
cherte) zwischen den Kassen.

Ein besonders krasses Beispiel unsinniger Mittelverwendung ist das neu eingefUhrte Verfahren, die
Anzahl der chronisch kranken Patienten der einzelnen Kassen zu ermitteln, um daran die Zuteilung



von Geldern zu orientieren. Das hat zu einem aufgebldhten Verwaltungsaufwand bei den Kassen
gefthrt. Schlimmer noch: Damit wurde ein neues Tor fUr Manipulationen gedffnet, das sich kosten-
treibend auswirken wird.

Die Transparenz der Mittelverwendung bei Kassen und Kassendrztlichen Vereinigungen ist unzu-
reichend.

Jahrlich werden mehr als 200 Milliarden Euro allein an Krankenkassenbeitrigen der gesetzlich Versi-
cherten ausgegeben. Der gesamte Gesundheitsmarkt wird auf einen Umsatz von Uber 300 Milliar-
den Euro geschatzt. Versicherungsriesen aus den USA und Klinikkonzerne dringen in den Gesund-
heitsmarkt ein, um Profit zu machen.

Die Klinikkonzerne versuchen, Arztpraxen in fUr sie interessanten Bereichen aufzukaufen, um sie als
Schleusen in die von ihnen betriebenen Kliniken zu verwenden. Eine Betreuung der Patienten in
konzerneigenen rein profitorientierten medizinischen Versorgungssystemen erscheint als duBerst
problematisch.

Als Nachstes soll mit Hilfe der bereits eingefUhrten elektronischen Gesundheitskarte eine zentrale Er-
fassung von Patientendaten gegen die Bedenken von Datenschitzern und Arzteverbdnden einge-
fOhrt werden.

Die Gesunderhaltung ist nicht nur eine Aufgabe jedes Einzelnen, sondern auch des Staates. Ge-
sundheitsschadliches Konsumverhalten wird heute durch massiven Werbeaufwand geférdert und
damit die Gesundheit dem Profit geopfert. Der Staat muss sich wieder mehr um die Gesundheit sei-
ner Burger kUmmern.

¢ Medizinische Versorgung ist keine Ware, sondern ein Recht der Birger. Dieses Prinzip muss erhal-
ten bleiben.

o Impfen ist solidarisch. Eine méglichst hohe Impfrate schitzt auch jene, die wegen Gegenanzei-
gen nicht geimpft werden kénnen. Damit Impfungen grundsétzlich freiwillig bleiben kbnnen,
bedarf es Aufkldrung zu Risiken und Notwendigkeit. Die EinfUhrung einer Impfpflicht in Deutsch-
land ist abzulehnen.

o Der freiberuflich tatige Arzt muss Vertrauensperson des Patienten bleiben. Dies gelingt nur,
wenn die Behandlung der gesetzlich Versicherten angemessen bezahlt wird.

e Der Gebietsschutz fUr Arzte ist aufrecht zu erhalten, damit Gesundheitskonzernen der Zugriff auf
die ambulante Versorgung der gesetzlich Versicherten verwehrt bleibt.

e Zur erforderlichen Krankenkassenreform wird auch auf Kapitel 2.4 verwiesen.

¢ Diagnosen sind nicht der Krankenkasse, sondern nur dem Medizinischen Dienst der gesetzlichen
Krankenkassen bekannt zu geben.

¢ Die Mittelverwendung der gesetzlichen Krankenkassen und der Kassendrztlichen Vereinigung
(z.B. Anteil von Sonderprogrammen, Verwaltung) sind zeitnah offenzulegen.

e Diein den letzten Jahren immer weiter vorangetriebene kostspielige BUrokratisierung einschlief-
lich Gberzogener Vorschriften, die die Qualitdt der medizinischen Versorgung nur scheinbar er-
hoéhen, ist auf ein sachorientiertes MalB zurickzufGhren. Das Kontrollorgan Gemeinsamer Bun-
desausschuss (GBA) muss besser demokratisch legitimiert und mit kompetenten Menschen be-
setzt werden.

e Die Abrechnung der darztlichen Leistung muss auch bei der gesetzlichen Krankenkasse Gber-
sichtlich und Uberprifbar und fUr den Patienten einsehbar sein.



Einsparungen kdnnen auch im Bereich der pharmazeutischen Industrie erreicht werden. Es geht
nicht an, dass Milliardengewinne in diesem Bereich erzielt und auf der anderen Seite unverhdli-
nismaBig hohe Werbeetats durch Krankenkassenbeitrége finanziert werden. Dazu gehéren
auch kostspielige Scheininnovationen der pharmazeutischen Industrie, die ohne medizinischen
Gewinn lediglich der Gewinnmaximierung durch Umgehung patent-rechtlicher Regelungen
dienen.

Die Mehrwertsteuer auf Arzneimittel wird — wie in fast allen anderen europdischen Landern - auf
einen ermdaBigten Steuersatz gesenkt. Die bewirkt einerseits eine Senkung der Krankenkassen-
ausgaben fur Arzneimittel, andererseits verbilligt es fUr die Bevdlkerung den Preis jener Arzneimit-
tel, die sie selbst bezahlen muUssen.

Klassische universitdre Medizin und Naturheilverfahren sollten sich zum Wohle der Patienten er-
gdénzen. Dies kann optimal durch die Zusammenarbeit von Arzten und Heilpraktikern erreicht
werden.

Die therapeutische Arbeit beider Berufsgruppen sollte positiv bewertet und geférdert werden.

Die Heilpraktikerausbildung und das Medizinstudium sollen hohen Standards gentgen und sol-
len stets weiterentwickelt werden.

Wenn Erkrankungen aufgehoben oder abgemildert werden oder gar nicht erst entstehen, be-
deutet dies eine nachhaltige Kostenersparnis fur das Gesundheitssystem. Daher befUrworten wir
auch eine Kostenerstattung durch die gesetzlichen Krankenkassen.

Nachweislich gesundheitsschadliche Substanzen (Tabak, Alkohol, Fabrikzucker u.a.) sind mit ho-
heren Steuern zu belasten. Die eingenommenen Mittel sind zur Suchtprévention und Behand-
lung suchtbedingter Krankheiten der Krankenkasse zur VerfGgung zu stellen. Dadurch wird er-
reicht, dass die Folgen gesundheitsgefdhrdenden Verhaltens von den Betroffenen selbst (mif)fi-
nanziert werden.

Der seit einigen Jahren zunehmend und erfolgreich betriebene Nichtraucherschutz ist beizube-
halten und weiter auszubauen.

Der gesetzlich vorgeschriebene Jugendschutz (Zugang zu Alkohol, Tabakwaren, Computerspie-
len u.a.) muss besser durchgesetzt werden. Dazu kommen auch MaBnahmen bis zum Lizenzent-
zug (z.B. bei Gaststatten) in Betracht.

Deutschland soll wieder ein gefragter und innovativer Forschungsstandort werden. Es sind unter
Einbeziehung alternativer Methoden besonders solche Forschungen zu férdern, die moglichst
nebenwirkungsarme Medikamente und Behandlungsmethoden betreffen. Bei Forschung und
Produktfion mussen ethische und dkologische Grenzen gesefzt werden.

Die dezentrale, wohnortnahe Krankenhausversorgung ist vorzugsweise in der Hand kommunaler
Trager sicherzustellen. Durch Kooperation und Koordination von Einrichtungen untereinander
und mit niedergelassenen Arzten sind qualitative Verbesserungen und wirtschaftliche Effizienz
gleichermaBen zu erzielen. Die SchlieBung zahlreicher patientennaher Krankenhduser zuguns-
ten von GroBkliniken muss verhindert werden.

Die Finanzierung der station&ren Versorgung ausschlieBlich Uber DiagnosenverschlUsselung
(DRGs) ist zu bUrokratisch und nicht menschengerecht.

Die Erfassung von Krankheitsdaten zur Vermeidung von Doppeluntersuchungen ist sinnvoll, soll
aber in der Hand der behandelnden Arzte und des Patienten bleiben. Patientenakten zum Mit-
nehmen oder dhnliche Dokumentationen erfUllen diesen Zweck, ohne das Risiko des Datenmiss-
brauchs unvertretbar zu erhdhen.

Hospizstationen und ambulante Hospizdienste zur menschenwiUrdigen Betreuung Todkranker
sind auszubauen und mit ausreichenden finanziellen Mitteln auszustatten.



¢ Die foxische Gesamtbelastung des Menschen und die Beseitigung schadlicher UmwelteinflUsse
sind verstarkt zu erforschen. Die Einhaltung von MAK-Werten (Maximale Arbeitsplatz-Konzentra-
tion) bei Giftstoffen ist verlasslich zu kontrollieren.

e Alle Bevdlkerungskreise sind, beginnend in Kindergérten und Schulen, Uber aktive Gesunderhal-
tung durch sinnvolle Erndhrung und LebensfUhrung aufzukldren.

e Die Ermdglichung einer ausgewogenen Erndhrung (u. a. Vollwerterndhrung) in allen &ffentli-
chen Einrichtungen mit KGchen, Kantinen oder Mensen, insbesondere in Krankenhd&usern, ist si-
cherzustellen.

Das Gesundheitswesen soll aus markiwirtschaftlichen Zwdngen befreit werden

Die Gesundheitsreformen der letzten Jahrzehnte hatten eine zunehmende Okonomisierung ange-
strebt. Krankenhduser sind heute Teil eines Gesundheitsmarktes und damit einem Konkurrenzwett-
bewerb ausgesetzt. Das Ziel einer erhdhten monetdren Effiziienz wurde erreicht, allerdings mit vielen
Verschlechterungen fur die BUrger, Patienten und Beschdaftigten in Gesundheitsberufen. Trotz dieser
Effizienz sind infolge der durch die Reformen angestoBenen Entwicklung die Beitragssatze fUr die
Krankenversicherung seit den 90er Jahren gestiegen.

Die Marktsteuerung funktioniert nicht - gerade in der Coronakrise zeigt sich, wie stark staatlich regu-
liert werden muss, damit ein ékonomisiertes Gesundheitswesen auch in der Krise funktioniert. In
Coronazeiten wurde die immer noch relativ hohe Bettenzahl in Deutschland als Qualit&tsmerkmal
gepriesen. Noch kurz davor wurde in der Markflogik ein drastischer Abbau gefordert.
Fallpauschalen, Kommerzialisierung und Privatisierung fUhren zu

e Personalmangel durch Kostendruck und Gewinnerwartung.

e Schlechte Versorgung fir Patientinnen und Patienten und schlechte Arbeitssituation fir Arzte
und Pfleger durch Personalabbau, Lohndumping, Outsourcing und Arbeitsverdichtung.

e SchlieBung von Kliniken, vor allem von kleinen, unter Marktlogik weniger effizienten.
e Wenig Anerkennung und schlechte Honorierung des Pflegeberufs. Nicht einmal im zweiten
Corona-Lockdown gab es deutliche Hilfen zum Personalaufbau in der Pflege oder fur die Pfle-

gekrafte.

¢ Krankenhduser mussen Modernisierungen und Anschaffung neuer medizinischer Apparate unter
dem Blick auf Kosteneffizienz beurteilen.

e Medizinisch nicht gebotene Behandlung oder Nicht-Behandlung je nach ékonomischer Beurtei-
lung.

e Abkehr von den Fallpauschalen (DRG) und Ruckkehr zum medizinischen Bedarf als Kriterium fir
die Enfscheidung Uber Behandlungen.

e Die &ffentliche Hand muss fUr die Daseinsvorsorge verantwortlich bleiben - keine weiteren Priva-
tisierungen von Kliniken.

¢ Gemeinwohlorientierung des Gesundheitssystems, Abschaffung von betriebswirtschaftlicher Lo-
gik, Konkurrenz- und Gewinnorientierung.

e Die Versorgung durch regionale Krankenh&user muss wieder sichergestellt werden.

o Aufwertung der Pflegeberufe durch bessere Bezahlung und Aufstockung der Pflegestellen.



o 30 Stunden wéchentliche Regelarbeitszeit in der Pflege, bei vollem Lohnausgleich.

o Verpflichtung fUr Krankenhduser, die GréBe lhrer Belegschaft fUr alle Berufsgruppen nach klaren
Kriterien zu ermitteln und diese einzuhalten.

2.7 Drogenpravention und Drogentherapie

Drogenkonsum war und ist zu allen Zeiten und in allen Gesellschaften eine soziale Realitdt. Seine
individuellen und kollektiven Folgen sind teilweise dramatisch und dirfen keinesfalls vernarmlost
werden. Abhdngigkeit und Sucht, Verkehrs- und Arbeitsunfdlle, schwere korperliche, geistige und
seelische Schaden samt den damit verbundenen Belastungen fUr das soziale Umfeld der Betroffe-
nen und den finanziellen Lasten fUr die Gesellschaft sind hdufige Folgen des Konsums von Alkohol,
Nikotin und illegalen Drogen, aber auch von missbréuchlicher Medikamenteneinnahme und nicht-
stoffichen Abhdngigkeiten (z.B. Spielsucht).

Alle Versuche einer strikten Prohibition sind gescheitert. Andererseits zeigt der RUckgang des Alko-
hol- und Nikotinkonsums in den letzten Jahren, dass zielgerichtete MaBnahmenbindel gewisse Er-
folge zeitigen (z.B. AufkiGrung, Werbeverbot, Verbot von Automatenverkauf; Nichfraucherschutz in
Gaststatten, offentlichen Geb&uden, ZUgen und Bussen, Schulen und Krankenhd&usern). Wo der
kontrollierte, maBige Konsum zur krankhaften Abhdngigkeit wird, ist dies auch als Krankheit zu be-
handeln, wie es derzeit z.B. bei Alkoholismus schon geschieht. Alle drogenpolitischen MaBnahmen

sind daher darauf auszurichten, SUchte jedweder Art zu verhindern bzw. zurickzudringen und
Menschen zu helfen, inr Leben ohne stoffliche und nichtstoffliche Abhdngigkeiten zu fUhren.

Als Bausteine einer realistischen Drogenpolitik fordern wir:
e Zielgruppenorientierte Aufklarung Uber Gefahren und Risiken von legalen wie illegalen Drogen.

¢ Intensive Préventionsarbeit zu (auch nichtstofflichen) Sucht- und Abh&ngigkeitstrukturen (z.B.
Spielsucht, Arbeitssucht)

e Entkriminalisierung durch Freigabe des Erwerbs und Konsums von Marihuana in zugelassenen
Verkaufsstellen ab 18 Jahren

¢ Staatliche Regulierung wie bei den zugelassenen Drogen Alkohol und Nikotin

Zur Hilfe fUr Menschen in Abhdngigkeit von harten Drogen (Heroin, Ecstasy, Crystal Meths u.a.) for-
dern wir:

¢ Finanzielle und personelle Starkung der Drogenhilfe
e FortfUhrung und Verbesserung der Substitutionsprogramme
e Einrichtung von Drogenkonsumrdumen bundesweit

Zu Drogenkriminalitdt und Strafverfolgung siehe unter 5.5



2.8 Menschen mit Behinderung
Integration und Inklusion gestalten

In Deutschland leben Millionen Menschen mit Behinderung (nur ca. 4% davon haben ihre Behinde-
rung bereits seit der Geburt) mit denselben Rechten und Pflichten wie alle Birgerinnen und Burger.

In unserer Leistungsgesellschaft sind sie oft von gesellschaftlicher Ausgrenzung bedroht, weil ihre F&-
higkeiten und Bedurfnisse nicht genigend ernstgenommen werden.

Dem soll das Schwerbehindertenrecht entgegenwirken, und zwar nicht nur durch pauschale finan-
zielle VergUnstigungen, sondern auch durch gerzielte Erleichterung der Integration und Inklusion im
Alltags- und Erwerbsleben.

Der Gesetzgeber soll insbesondere darauf hinwirken, dass Menschen mit Behinderung ihre Arbeits-
kraft optimal einsetzen kénnen. Das starkt den Lebens- und Arbeitswillen und ist auch volkswirt-
schaftlich vernUnftig. Es mUssen Moglichkeiten gefunden werden, die den individuellen Erfordernis-
sen der unterschiedlichen Behinderungen gerecht werden.

Daneben ist es gerade heute eine vordringliche Aufgabe, in der Gesellschaft eine Atmosphdre zu
schaffen, in der Menschen mit Behinderung nicht diskriminiert werden, sondern ein gleichberechtig-
tes Leben fUGhren ké&nnen.

o Staft derlsolation in abgelegenen Einrichtungen muss das Wohnen mit und neben pflegebe-
durftigen und behinderten Menschen durch Rahmenrichtlinien zum ,betreuten und integrierten
Wohnen" bundesweit ausgebaut werden.

e Die Fruhférderung von Kindern mit Behinderung ist zu gewdhrleisten, um langfristige Folgeschd-
den zu verringern.

¢ InKindergdrten, Schulen und Bildungseinrichtungen sollen behinderte und nicht behinderte
Menschen soweit moéglich gemeinsam erzogen werden und mit- sowie voneinander lernen (In-
klusion).

¢ Die gleichberechtigte Teiinahme von Kindern mit Behinderung am Unterricht in Integrationsklas-
sen ist, soweit es im Einzelfall sinnvoll ist, sicherzustellen. UnterstUtzt werden soll dies durch ein gré-
Beres Schulungsangebot fir Pidagogen und PGddagoginnen.

e Die Barrierefreiheit ist bei Bau- und UmbaumaBnahmen, der Ausgestaltung von VerkehrsflG-
chen, Verkehrsmitteln und &ffentlichen Gebduden sicherzustellen (Aufzige, Rampen, abge-
senkte Bordsteine, Signalanlagen fUr Sehbehinderte u.a.).

o Der offentliche Personenverkehr ist barrierefrei auszugestalten.

¢ Die Anzahl gemeinsamer Arbeitspl@tze behinderter und nicht behinderter Menschen ist durch
Anreize bedarfsgerecht zu erhdhen. Abgaben fUr Betriebe, die zu wenig Menschen mit Behin-
derung beschaftigen, sind daher gerechtfertigt.

¢ Menschen mit Behinderungen ist der Einstieg ins Berufsleben zu erleichtern. Unser Ziel ist berufli-
che Integration staft Aussonderung. Finanzielle UnterstGtzungen sind an die Person des Men-
schen mit Behinderung und nicht an eine Institution zu koppeln. Dies ermdglicht Hilfestellungen
genau dort, wo sie dieser Personenkreis selbst mbchte.



2.9 Schutz vor Armut

Die leistungsgerechte Bewertung von Arbeit ist der wirksamste Schutz gegen Armut.

Die wichtigste Ursache fUr Armut in Deutschland ist heute ein falsches Verst&ndnis des Arbeitsbe-
griffs, der auf herkbmmliche Erwerbsarbeit eingeengt wird. Die in jeder Gesellschaft entscheidende
Arbeit der Betreuung, Versorgung und Erziehung von Kindern erfdhrt durch unser Sozialsystem eine
gefahrliche Geringschatzung.

Der durch Kindererziehung erarbeitete wirtschaftliche Wert wird als ,,Alterslohn* an Erwerbsarbeit
gebunden (vgl. Kapitel 2.2). Das hat zwangsl@ufig zu der heute im Vordergrund stehenden Famili-
enarmut gefihrt, die bei Familien mit drei oder mehr Kindern und bei Alleinerziehenden besonders
ausgepragt ist. Auch die Altersarmut betrifft in erster Linie MUtter und Vater mehrerer Kinder.

Hinzu kommt, dass Eltern wegen ihrer Kinder bei der Suche nach besser bezahlter Erwerbsarbeit we-
niger mobil sind. Weiterhin reicht das im Rahmen von ALG Il gezahlte Sozialgeld fur Kinder nicht aus,
um deren Existenzminimum zu sichern. Die bestehende und weiter zunehmende Armut von Eltern
und Kindern behindert die kérperliche und psychische Entwicklung der betroffenen Kinder und be-
einfrachtigt inre spatere Bereitschaft zu Leistung und sozialem und &kologischem Verhalten.

Eine funktfionsfahige Gesellschaft erfordert eine leistungsgerechte Bewertung sowohl herkdmmlicher
Erwerbsarbeit als auch familiérer Erziehungsarbeit. Bei Beibehaltung des Umlageverfahrens im Ren-
tensystem (vgl. Kapitel 2.2) ist das nur durch eine Bezahlung der Erziehungsarbeit moglich.

Auch der gegenwdrtige gesetzliche Mindestlohn? fUr Erwerbsarbeit kann weder Familien mit drei
oder mehr Kindern noch halbtags erwerbstatigen Alleinerziehenden helfen, da aufgrund der Erzie-
hungsarbeit auch mit dem Mindestlohn kein Einkommen in Héhe des Anspruchs erzielt werden
kann, der nach dem ALG Il ohnehin besteht. Erst die Honorierung der Erziehungsarbeit fGhrt dazu,
dass auch diese Personengruppen vom Mindestlohn profitieren.

Ein Mindestlohn kann nur dann einen wesentlichen Beitrag zur Armutsbekdmpfung leisten, wenn
auch die familidre Erziehungsarbeit enflohnt wird. Eine Honorierung der Erziehungsarbeit wird die
Motivation zu weiterer Erwerbsarbeit nicht beeintr&chtigen, da keine Kirzung erfolgt wie beim ALG
Il.

Eine angemessene Honorierung ist auch fur die Pflege pflegebedUrftiger Angehériger zu fordern.
Nach den bestehenden Regelungen der Sozialen Pflegeversicherung betrégt das gewdhrte Pfle-
gegeld weit weniger, als es dem gesetzlichen Mindestlohn entspricht.

o Kurzfristig ist ein an den staatlichen Kosten eines Krippenplatzes orientiertes Erziehungsgehalt /
Befreuungsgeld fUr Kleinkinder (U3) einzufUhren, das auch zur Finanzierung einer Fremdbetreu-
ung verwendet werden kann (Kinderkrippe, Tagesmutter u.a.). Es ersetzt das Elterngeld, die 6f-
fentliche Krippenfinanzierung und das bisherige Betreuungsgeld.

e Bei KUrzung von Leistungen des ALG Il wegen unzureichender Nachweise Uber die Arbeitsplatz-
suche (§32 SGB Il) mUssen zumindest Nahrung, zuzahlungsfreie medizinische Versorgung, Woh-
nung und ein MindestmaB an Kleidung garantiert sein; §31 SGB Il ist hierzu von einer Kann-Vor-
schrift in eine Muss-Vorschrift zu dndern.

e Das von der Sozialen Pflegeversicherung gezahlte Pflegegeld fur hdusliche Pflege hat sich am
durch den Pflegegrad definierten Arbeitsaufwand zu orientieren.

e Die Honorierung der familiGren Erziehungs- und Pflegearbeit wird die Arbeitslosigkeit deutlich

? Der Mindestlohn betragt ab 01.01.2025 12,82 Euro.



verringern, weil dann MUtter, Véater und pflegende Angehdrige wegen bezahlter Erziehungs-
und Pflegearbeit von innen besetzte Stellen in der Wirtschaft freimachen. Auch wird das den
Wiedereinstieg in den alten Beruf oder den Umstieg zu anderen Beschdaftigungen nach der Er-
ziehungs- oder Pflegephase erleichtern. Die durch Erziehungs- und Pflegearbeit erworbenen Er-
fahrungen sind dabei zu berUcksichtigen und durch FortbildungsmaBnahmen weiter auszu-
bauen. Auch das wird zur Minderung von Familienarmut beitragen.

e Die leistungsgerechte Honorierung von Arbeit einschlieBlich der hduslichen Erziehungs- und Pfle-
gearbeit wird zusammen mit einer Grundsicherung fur Kinder (vgl. ODP-Konzept bei 2.2) Famili-
enarmut wirksam und leistungsgerecht verhindern. ,,Prekdre Arbeitsverhdlinisse* (Erwerbstatig-
keit, deren Lohn nicht ausreicht, um eine Familie zu erndhren) werden dann verschwinden.

2.10 Sozial ausgewogene Einkommensbesteuerung

Einkommen sind leistungsgerecht und sozial ausgewogen zu gestalten, das Existenzminimum durch
eine Grundpauschale zu sichern.

Das Steuersystem soll sich an der Leistungsfahigkeit der BUrgerinnen und BUrger orientieren: Hohe
Einkommen sind stérker zu besteuern als niedrige und der Anteil der Steuer am Einkommen muss mit
dem Einkommen wachsen (progressive Besteuerung). Liegt das Einkommen unter dem Existenzmini-
mum, muss die Einkommenssteuer nicht nur entfallen, sondern negativ werden, d.h. es muss eine
finanzielle UnterstUtzung seitens des Staates erfolgen. Eine solche negative Einkommenssteuer kann
andere Formen der finanziellen UnterstUtzung auf einfache Weise ersetzen.

Das deutsche Steuersystem entspricht dem nur teilweise. Der Grundsatz der progressiven Besteue-
rung ist nur bei Erwerbseinkommen verwirklicht, eine negative Einkommenssteuer gibt es bislang gar
nicht. Kapitaleinkommen werden durch die Abgeltungssteuer (Stand 2024: 25 %) meist deutlich
niedriger besteuert als Erwerbseinkommen. Bei den Verbrauchsteuern (Mehrwertsteuer, Strom-
steuer) ist es umgekehrt: Wer ein niedriges Einkommen hat, muss einen hdheren Anteil davon in
Form von Verbrauchssteuern entrichten als Menschen mit hohem Einkommen.

Diese Gestaltung des Steuersystems tré&gt zu einer Umverteilung von Vermégen von Privathaushal-
ten mit niedrigerem Einkommen zu Privathaushalten mit hdherem Einkommen bei. Das fGhrt zu einer
immer starkeren wirtschaftlichen Ungleichheit in der Gesellschaft. Insbesondere Familien sind davon
betroffen. Neben der Benachteiligung von Familien im Sozialrecht ist auch das Steuerrecht eine we-
sentliche Ursache fUr ihre zunehmende Verarmung.

Im Bericht an den Club of Rome ,,Earth for All"* (2022) wird eindringlich gewarnt, dass diese wach-
sende Ungleichheit zu sozialen Spannungen fGhrt, welche die Stabilitat der Gesellschaft gefdhrden.
Gefahrdet wird damit auch die Fahigkeit, auf 6kologische und andere Krisen zu antworten und L&-
sungen umzusetzen.

e FUr alle BUrgerinnen und BUrger, auch solche ohne eigenes Einkommen sowie Kinder, wird eine
Grundpauschale ohne Bedurftigkeitsprifung bei der Einkommenssteuer bericksichtigt. Einzel-
personen, gemeinsam veranlagte Ehepaare und Familien ohne eigenes Einkommen erhalten
die Grundpauschale im Voraus ausbezahlf.

e Bei Einzelpersonen, gemeinsam veranlagten Ehepaaren und Familien mit eigenem Einkommen
wird die Grundpauschale mit diesem verrechnet, um die Lohn- oder Einkommensteuerschuld zu
ermitteln. Je nach Ergebnis muss entweder eine Einkommenssteuer gezahlt werden oder es er-
folgt eine finanzielle UnterstUtzung seitens des Staates. Bei einer dauerhaften finanziellen staatli-
chen UnterstUtzung erfolgt monatlich eine pauschale Vorauszahlung.

e Die Grundpauschale wird gestaffelt eingefUhrt und stufenweise in kleinen Schritten erhoht. Sie



muss anfangs mindestens der durchschnittlichen Mehrwertsteuerlast von Geringverdienern ent-
sprechen. Nur so wird die Steuerfreiheit von niedrigen Einkommen erstmails tatséchlich gewdahr-
leistet.

e Das Klimageld und der Okobonus (siehe Kap. 4.3 dkologisch-soziale Steuerreform) sind in die
Grundpauschale einzubeziehen.

2.11 Gleichberechtigung und Solidaritat

Mit viel Mut und Ausdauer hat die Frauenbewegung seit ihnren Anféngen in der franzésischen Revo-
lution und AufklGrung groBe Erfolge in der Gleichberechtigung von Mdnnern und Frauen erstritten.

Einerseits haben die rechtliche Gleichstellung und die Teilhabe an Erwerbsleben, in Politik und Wirt-

schaft fUr Frauen in unserem Lande zu einer gréBeren Freiheit und Selbstbestimmung gefUhrt. Ande-
rerseits wurde die Uberwiegend von Frauen geleistete familiGre Sorgearbeit durch die Sozialgesetz-
gebung massiv abgewertet und damit die Wahlfreiheit eingeschrankt.

Nach wie vor gibt es aber Defizite, was gleichen Lohn fUr gleiche Arbeit, angemessene Bezahlung
fUr besonders von Frauen ausgefUhrte Tatigkeiten und eine ausgewogene Aufteilung von Verant-
wortlichkeiten zwischen M&nnern und Frauen in Politik und Gesellschaft, in Wirtschaft und Familien
betrifft. Diese zu beseitigen erfordert erhebliche Anstrengungen und das ndtige AugenmaB um ide-
ologisch beeinflusste Fehlentwicklungen zu vermeiden.

Alle Versuche, Frauen, Mdnner und Familien bei der Wahl inres Lebensmodells zu bevormunden
und zu diskriminieren, lehnen wir ab.

Im Hinblick auf die Zukunftsfahigkeit unserer Gesellschaft ist es alarmierend und unbegreiflich, dass
die Vorstellungen von einer Gleichberechtigung der Frauen in einem besonders wichtigen Bereich
noch kaum Eingang in Denkprozesse und Gesetzgebung gefunden haben. Die Wichtigkeit und der
Wert der familiGren Sorgearbeit bleiben weiterhin unbeachtet, obwohl Strémungen im Feminismus
sich immer wieder Gedanken gemacht haben, wie man sie in die Mitte der Gesellschaft bringen
kann.

Die angestrebte Einbeziehung der M&nner in diese Aufgabenfelder erscheint immer noch unrealis-
tisch und wird scheitern, solange hdusliche Kindererziehung und die Pflege hilfsbedurftiger Men-
schen nicht den Stellenwert haben, der ihnen auf Grund ihrer Bedeutung zusteht.

So bleiben diese fUr die Gesellschaft unersetzlichen, aber bisher nicht oder kaum bezahlten Arbei-
ten Uberwiegend an den Frauen hdngen und fUhren zu gravierenden wirtschaftlichen Benachteili-
gungen sowohl wahrend der Zeit der Erwerbstatigkeit als auch im Alter.

Die VerkUrzung des Anspruchs auf Gleichberechtigung auf eine Gleichstellung im Erwerbsarbeitsle-
ben beseitigt Ungleichheiten keineswegs, sondern verschleiert diese noch mehr. Durch einseitige
Subventionierung fur von der Politik gewUnschte Betreuungsmodelle gangelt der Staat Eltern und
verhindert die Gleichberechtigung alternativer Lebensentwurfe.

Hier sieht die ODP den wichtigsten Ansatzpunkt fir die Verwirklichung von Gleichstellung im eigentli-
chen Sinn von Gleichberechtigung.

Im Grundgesetz Art. 3 Abs. 2 ist festgelegt: ,Mdnner und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat for-
dert die tatséchliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Mdnnern und wirkt auf
die Beseitigung bestehender Nachteile hin.*"

Unter dem im Grundgesetz nicht erwdhnten Begriff ,Gleichstellung’ wird heute der Weg verstan-
den, auf dem die geforderte Gleichberechtigung erreicht werden soll (vgl. z.B. Aussagen des Fami-
lienministeriums): ,,Geschlechtergerechtigkeit bedeutet, bei allen gesellschaftlichen und politischen



Vorhaben die unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen von Frauen und Mdnnern zu be-
rGcksichtigen.”

MaBnahmen und politische Vorgaben der Gleichstellungspolitik mUssen sich also immer daran mes-
sen lassen, ob sie die Lebenssituationen, Begabungen und Interessen wirklich aller Frauen und Mdan-
ner im Blick haben.

Die gleichstellende Vorgabe einer 50:50-Verteilung von Frauen und Mdnnern in allen Arbeitsberei-
chen - von Unternehmen Uber Politik und Erziehung bis hin zur familiGren Sorgearbeit — wird diesem
Ziel nicht gerecht. Die Forderung nach maximaler FlexibilitGt und Mobilitat in der Arbeitswelt diskrimi-
niert alle — M&nner wie Frauen —, die familiGre Sorgearbeit leisten.

WUnschenswert ist vielmehr als Ziel eine Partnerschaftlichkeit, die zwischen den Beteiligten auf Au-
genhohe verhandelt wird und die Aufteilung wahlt, die im konkreten Fall als optimal empfunden
wird.

Familiéire Sorgearbeit, ehrenamtliches Engagement aber auch eine entschleunigte Lebensweise
entsprechen hdufig dem Wunsch nach einem sinnerfUllten Leben und sind fUr die ExistenzfGhigkeit
der Gesellschaft unersetzlich. Deshalb muss eine Reduzierung der (Regel-) Arbeitszeit ermdglicht
werden, ohne dass dadurch der Sozialversicherungsschutz zusammenbricht. Das Recht auf Teilzeit
hilft nicht weiter, wenn daraus Altersarmut folgt.

In der aktuellen Politik werden groBe Anstrengungen unternommen, um die Situation von Frauen in
der Erwerbsarbeit zu verbessern.

Erklartes Ziel ist dabei die/der ,,erwerbstatige Erwachsene”, d.h. Jeder Mensch soll Uber den gesam-
ten Lebenslauf fUr sich selber sorgen und seine Alterssicherung aufbauen. Vertretbar und mit dem
Gedanken der Gleichberechtigung vereinbar ist dieses Ziel nur dann, wenn die familiGre Sorgear-
beit der herkbmmlichen Erwerbsarbeit gleichgestellt wird. Dadurch entfdllt der Zwang zur Verein-
barkeit von Familie und Beruf, FamiliGre Sorgearbeit ist dann selbst Beruf.

Durch die ungleiche Bewertung von (bezahlter) Erwerbsarbeit einerseits und (unbezahlter) Familien-
arbeit andererseits kommt es allerdings zu einer zunehmenden Uberforderung von Eltern, Familien-
armut, Verhaltensauffélligkeiten bei Kindern, prek@ren Umstdnden fur Alleinerziehende sowie zur
freiwilligen oder unfreiwiligen Ruckkehr zu traditionellen Aufgabenverteilungen, sobald in einer Part-
nerschaft(mehrere) Kinder geboren werden.

Auch fur Pflegende sind die Anforderungen von Pflege UND Beruf kaum zu meistern.

Das Dilemma der Entgeltlicke muss analysiert und angepackt werden, darf aber nicht durch bUro-
kratische Mammutvorschriften in Gangelung ausarten. Ohne addquate Honorierung der familidren
Sorgearbeit, die bisher unentgeltlich geleistet wurde, wird es kaum zu 16sen sein. BemUhungen, die
yfraditionelle Rollenverteilung in den Partnerschaften aufzubrechen”, sind im Dienste der Gleichbe-
rechtigung untauglich, solange es dabei nur darum geht, jetzt den Vatern den unbezahlten Part
aufzuhalsen, der bisher den MUttern vorbehalten war.

Eine Politik, die als Hauptaufgabe der Gleichstellung die Schaffung von mehr Betreuungs-einrich-
tungen sieht und vornehmlich den Wunsch hat, Frauen fUr klassische M&nnerberufe und umgekehrt
ZU begeistern, ist kurzsichtig. Vielmehr muss sie darauf hinwirken, dass durch bessere Bezahlung und
aussichtsreichere Aufstiegschancen wirkungsvolle Anreize fur die Wahl sozialer Berufe gesetzt wer-
den. Es wirft ein bezeichnendes Bild auf eine Gesellschaft, wenn sie bereit ist fUr die Verwaltung ih-
res Geldes weit mehr zu bezahlen als fir alle Arten von Betreuungsarbeit.

Dass Frauen in FOhrungspositionen in Wirtschaft und Politik zahlenm&Big deutlich unterreprdsentiert
sind und Familienverantwortliche es sich immer weniger leisten kdnnen und wollen, den Hamster-
radlebensstil von Managern anzustreben, bedeutet, dass wichtige Erfahrungen in den TOP-Etagen
fehlen.

Verpflichtende Quoten k&dnnen aber das Problem der unterschiedlichen Wertschatzung nicht 1&sen



und widersprechen — nicht zuletzt in politischen Gremien - dem demokratischen Grundsatz der
Wahlfreiheit.

Vor allem das Leitmotiv der Solidaritdt und Gemeinwohlorientierung erfordert es schlieBlich, dass die
Politik auch international die Anliegen von Gleichberechtigung im Blick behdlt und die haufig kata-
strophale Benachteiligung von Frauen in vielen Ladndern bei wirtschaftlicher und politischer Zusam-
menarbeit mit entsprechenden Staaten berlcksichtigt und thematisiert.

¢ MaBnahmen und politische Vorgaben der Gleichstellungspolitik mUssen die Lebens-situationen,
Begabungen und Interessen aller Frauen und Manner und nicht nur die Interessen bestimmter
Personen- bzw. Lobbygruppen im Blick haben.

e Wirsetzen uns fUr echte Wahlfreiheit ein, weil Staat und Gesellschaft nicht das Recht haben, Le-
bensentwUrfe vorzuschreiben oder zu bewerten.

e Sowohl ein Arbeitsleben mit Uberwiegender/teilweiser Erwerbsarbeit als auch ein Arbeitsleben
mit Uberwiegender familiGrer Sorgearbeit muss wirtschaftliche Unabhé&ngigkeit Uber den gan-
zen Lebenslauf hinweg (Einkommen und Rente) ermdglichen.

e Ein sozialversicherungspflichtiges Erziehungs- und Pflegegehalt muss Menschen, die familidre
Sorgearbeit leisten, diese Wahlfreiheit und Unabhdngigkeit sichern.

e In der Familie geleistete familiGre Sorgearbeit ist ins Bruttoinlandsprodukt aufzunehmen.

e Politischer, gesellschaftlicher oder finanzieller Druck, Kleinkinder oder Betagte in eine Betreu-
ungseinrichtung zu geben, um erwerbstatig sein zu kbnnen, ist als Beeintrdchtigung der Wahl-
freiheit abzulehnen.

e Mehr Vielfalt und Durchldssigkeit fur berufliche Werdeg&nge und Karrieren ist zu ermdglichen.
o Teilzeitarbeit, besonders in FUhrungspositionen, ist zu férdern.
e Eine gewUnschte Ruckkehr ins Erwerbsleben ist durch Wiedereinstiegsprogramme zu erleichtern.

e Der Anteil von Frauen in FUhrungspositionen und Politik muss durch Abbau struktureller Hinder-
nisse und Schaffung familienfreundlicher Anreize gesteigert werden.

e Beiinternationalen Beziehungen und Verhandlungen sind die Interessen von Frauen und Man-
nern ausgewogen zu berucksichtigen. Bevormundung muss vermieden und das Selbstbestim-
mungsrecht geachtet werden.

e Bei Entwicklungspartnerschaften muss die Situation von Frauen in prek&ren Verhdltnissen (z.B.
Ausbeutung und Gewalt, Hauptverantwortung fUr die Erndhrung der Kinder, ungeschitzte Ar-
beitsverhdlinisse, schlechtere Bezahlung bis hin zur Versklavung, Frauen- und Kinderhandel,
Zwangsprostitution) thematisiert und Verbesserungen durchgesetzt werden.

2.12 Okologisch-soziales Gemeinwohljahr

Die ODP fordert die EinfUhrung eines verpflichtenden Gemeinwohljahrs fir Menschen ab 16 Jahren
(nach Schulabschluss bzw. abgeschlossener Ausbildung/Lehre), das sdmtliche gesellschaftlichen
Bereiche umfassen soll, die dem Gemeinwohl dienen (z.B. Umwelt, Soziales, Kultur, Bildung, Sicher-
heit, Demokratie), und ausreichend vergitet wird (vergleichbar mit dem friheren ,,Wehrsold" fur



Wehrpflichtige und Zivildienstleistende), sozialversicherungspflichtig ist und zeitlich bei der Renten-
bemessung angerechnet wird.

Gemeinwonhljahre im Bereich Sicherheit kbnnen erst ab 18 Jahren abgeleistet werden.

Falls rechtlich erforderlich, ist im Grundgesetz Art. 12 (2) entsprechend zu dndern.






3.1 Gentechnologie und Medizin - ihre Chancen und Gefahren

Der wissenschaftliche Fortschritt hat neue Chancen erdffnet und zugleich immer neue ethische Fro-
gen aufgeworfen. Nie aber brachte die Entwicklung der Technik zugleich eine so groe Hoffnung,
menschliches Leid zu lindern, wie ebenso groBe Gefahren mit sich wie einige Methoden der Gen-
technik.

Der gesunde, nach Plan konstruierte Mensch, der an seinen vorbestimmten Platz gesetzt wird, rGckt
immer mehr in den Bereich des Machbaren. Damit zeichnet sich eine vollig neue Dimension der
MachtausUbung von Menschen Uber andere Menschen ab, der wir ethisch bei weitem nicht ge-
wachsen sind.

Jeder Fortschritt der Medizin und der Biologie ist deshallb daran zu messen, ob er mit den humanis-
tisch-christlichen Werten, der MenschenwUrde und den rechtsstaatlichen Grundlagen unserer de-
mokratischen Gesellschaft vereinbar ist.

So wie die Menschheit in den 50er und 60er Jahren des 20. Jahrhunderts ohne echte Debatte und
bewusste gesellschaftliche Entscheidung in das lebensgefdhrliche Abenteuer Atomkraft geschlittert
ist, so sind wir heute ohne wirkliches Problembewusstsein in eine weitreichende Ver&nderung unse-
rer biologischen Existenzbedingungen hineingeraten.

Die Forderungen nach einer Aufweichung heute noch bestehender Gesetze zum Schutz des Le-
bens, z.B. in der Diskussion Uber Embryonenforschung oder Sterbehilfe, werden stets mit dem Ziel der
Vermeidung schweren menschlichen Leids begrindet.

Zwar ist das Ziel zu begruBen, aber auch hier heiligt der gute Zweck nicht jedes Mittel. Vielmehr ge-
raten wie in allen ethischen Fragen auch in der Bioethik unterschiedliche Werte in Konflikt miteinan-
der: Die Vermeidung von Leid auf der einen Seite - Wirde und Lebensschutz fir Menschen von An-
fang bis Ende auf der anderen.

Dies zeichnet sich auch fur den Bereich des Klonens menschlichen Lebens (s.u.) und der Pradimplan-
tationsdiagnostik ab: Am Anfang geht es um die Vermeidung schwerster Krankheiten, am Ende
steht vielleicht das ,,Designer-Baby" und eine nach dem jeweiligen Zeitfgeschmack entworfene
Menschheit.

Wir sehen fUr den Bereich der Genforschung massive Interessen: Krankenversicherungen werden
bei VertragsabschlUssen versuchen, individuelle Krankheitsrisiken zu erfassen, auszuschlieBen oder
mit hohen Zusatzpr@mien zu belegen. Auch Arbeitgeber kdnnten ein Interesse daran haben, die
biologische Konstitution von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu kennen.

e Die ODP tritt dafir ein, alle Verfassungen bis hin zu einer kinftigen EU-Verfassung mit klar ein-
grenzenden Aussagen zur Bioethik auszustatten.

o Die verfassungsrechtliche Rahmensetzung fur die Entwicklung der Medizin und Biotechnologie
ist eine der wichfigsten politisch-gesellschaftlichen Aufgaben am Anfang des 21. Jahrhunderts.
Neben der ,,Wirde des Menschen von Anfang an®, muss das Verbot des Klonens menschlichen
Lebens und das Verbot der Keimbahnmanipulation Verfassungsrang bekommen.

o Moglichkeiten der modernen medizinischen Verfahren, die gegen die Wirde einzelner Men-
schen verstoBen, dUrfen nicht zugelassen werden. Das gilt fUr die gesamte Lebenszeit von der
Zeugung bis zum natUrlichen Tod.



3.2 Die Bedrohung des Erbguts

Die Forschung am fierischen und menschlichen Erbgut hat einen enormen Fortschritt gemacht, als
erkannt wurde, dass bestimmte Eigenschaften auf bestimmten Gen-Bausteinen angesiedelt sind. Es
steht zu erwarten, dass die Forderungen nach gezielten Eingriffen in das Erbgut zur Korrektur krank-
hafter oder einfach nur unerwinschter Anlagen in der Keimzelle immer lauter werden.

Bereits jetzt wird in einigen L&ndern die ,,Selektion praktiziert, bei der menschliche Embryonen mit
unerwlinschten Eigenschaften abgetdtet werden.

Beim reproduktiven Klonen erzeugt man durch Ubertragung von Zellkernen Embryonen und I&sst sie
zu genetisch identischen Individuen heranwachsen. Um erfolgreich einen Klon herzustellen, werden
Hunderte von Fehlschléigen und ein hoher Prozentsatz von Fehlgeburten und Missbildungen in Kauf
genommen. So lange es um Tierversuche geht, ist diese Qudlerei ein Problem des Tierschutzes. Die
kUnstliche Herstellung menschlicher Embryonen und deren Verbrauch verstoBen jedoch gegen die
Menschenwurde.

Beim therapeutischen Klonen werden Stammzellen gewonnen, indem durch Ubertragung von Zell-
kernen (d.h. eigene Zellkkerne werden gegen Zellkerne potenzieller Gewebe- und Organempfan-
ger/innen ausgetauscht) menschliche Embryonen erzeugt werden. Mit solchen , tofipotenten® (d.h.
»ZUr gesamten menschlichen Entwicklung geeigneten®) Zellen werden Versuche gemacht mit dem
Ziel, Ersatzgewebe und ganze Organe zu zichten, die nach der Ubertragung auf den/die Empfén-
ger/in keine oder nur geringe AbstoBungsreaktionen hervorrufen. FUr die erzeugten Embryonen be-
deutet dies den Tod.

Bei der Forschung mit nicht-embryonalen (,,adulten”) Stammzellen werden z.B. aus dem Knochen-
mark erwachsener (,,adulter") Menschen oder aus dem Nabelschnurinhalt Neugeborener Stamm-
zellen gewonnen, um damit (wie aus embryonalen Stammzellen) Gewebe und Organe zu thero-
peutischen Zwecken herzustellen. Auch von diesem Zweig der modernen medizinischen Forschung
sind dhnliche (nach Ansicht vieler Forschender sogar bessere) Ergebnisse fUr die Therapie heute un-
heilbarer Erkrankungen zu erwarten, wie von der verbrauchenden Forschung mit embryonalen
Stammzellen.

Wenn durch vorgeburtliche Selektion und Manipulation des Erbgutes der Wille heute lebender
Menschen den kommenden Generationen aufgezwungen wird, ist dies ein schwerer Versto3 ge-
gen die Grundwerte unserer Zivilisation. Unser Wissen Gber das komplexe Zusammenspiel unserer
Gene und Uber ihre Wechselwirkungen mit der heutigen und kunftigen Mitwelt ist gering. Deshalb ist
jede Manipulation am Erbgut von Menschen, Tieren und Pflanzen gefdhrlich und nicht zu verant-
worten.

Eine Untersuchung des Erbguts eréffnet die Mdglichkeit, bestimmte Erbkrankheiten bzw. die Wahr-
scheinlichkeit fUr bestimmte Erkrankungen eines Menschen vorherzusagen. Jeder Mensch hat aber
ein Recht auf die Selbstbestimmung Uber Informationen, die nur ihn betreffen. Jedes Wissen Uber
seine erblichen Anlagen bleibt in allen Phasen seiner Existenz sein besonderes Eigentum. Aus die-
sem Wissen darf niemandem ein Nachteil erwachsen. In Bezug auf seine genetische Situation hat
jeder Mensch auch ein Recht auf ,,Nichf-Wissen".

e Die Aussicht, vielleicht in Zukunft schwere Krankheiten heilen und mildern zu kdnnen, rechtfertigt
nicht das Abtdten lebensféhiger menschlicher Embryonen. Auch die massiven materiellen Inte-
ressen von Versicherungen und Pharmaindustrie durfen nicht dazu fUhren, diesen elementaren
Grundsatz aufzugeben. Ebenso inakzeptabel ist das Argument, Deutschland mUsse nachziehen,
wenn in anderen Landern bereits Embryonen zum bloBen Material degradiert werden.

¢ Das Klonen von Menschen ist als eine neue und besonders gravierende Form der Fremdbestim-
mung mit der MenschenwUrde unvereinbar und daher zu verbieten.



Das strenge deutsche Embryonenschutzgesetz wurde durch eine Stichtagsregelung und die
schon einmal erfolgte Verschiebung aufgeweicht. Es ist in seinen Grundzigen wiederherzustel-
len und fUr die gesamte EU eine Ghnliche Gesetzeslage zu schaffen.

e Die Herstellung (Zeugung) menschlicher Embryonen einzig fUr die Verwendung in der Forschung
oder in der Medizin ist grundsétzlich abzulehnen. Der Import von Embryonen und embryonalen
Stammzellen ist zu weiterhin verbieten.

e Die Forschung mit adulten Stammzellen, die von zustimmungsfdhigen, erwachsenen Menschen
zur Verfugung gestellt werden, ist zu verstarken. Die freiwillige Konservierung der Nabelschnur ist
zu ermoglichen, um hocheffektive Therapien zu férdern.

e Ein strenger Schutz genetischer Daten muss durch weitreichende Gesetze garantiert werden.
Dies gilf insbesondere fUr das Arbeits- und Versicherungsrecht. Alle Gber eine Person - gleich zu
welchem Zeitpunkt und auf welche Weise - gewonnenen genetischen Daten gehoren dieser
Person. Ausnahmen sind nur zur Verfolgung und Aufkl@rung schwerer Straftaten oder zur Klérung
wichtiger familienrechtlicher Fragen zuldssig. Solche Ausnahmen bedUrfen der gesetzlichen Re-
gelung.

¢ Die Beachtung des Grundsatzes der freien Einwilligung nach vorheriger Aufkldrung (,,informierte
Zustimmung") betroffener Personen ist bei allen medizinisch-biologischen Handlungen sicherzu-
stellen. Forschung an entmUndigten oder nicht einwilligungsfahigen Personen ist nur dann zul&s-
sig, wenn diese einen eindeutigen individuellen Nutzen erwarten kénnen oder wenn es sich um
die Auswertung ohnehin anfallender Daten handelt.

¢ Genetisch bedingte Krankheiten durfen nicht vom Versicherungsschutz ausgeschlossen wer-
den.

3.3 Praimplantationsdiagnostik (PID)

Bei diesem Verfahren werden auBerhalb des Mutterleibs (in vitro) gezeugte Embryonen auf Erb-
krankheiten oder andere Defekte getestet. Dazu entnimmt man dem Embryo eine Zelle, die sich in
diesem fr0hen Lebensstadium zu einem eigenstdndigen Menschen entwickeln kann, obwohl sie
von dem Embryo gefrennt wird (Totipotenz). Durch die Untersuchung wird die Zelle jedoch zerstort.

Ziel der PID ist es, der Mutter nur ,,einwandfreie" Embryonen einzupflanzen und alle anderen zu
wverwerfen". Bei der Selektion ist die T&étung erkrankter Embryonen also gewollt. Unvermeidlich ist,
dass bei der Untersuchung auch Uber den dann ausgewdhlten Embryo umfangreiche genetische
Daten gewonnen werden.

Die PID bedeutet also einen Schritt hin zum ,,gldsernen Menschen. Das hat zur Folge, dass die Ge-
burt eines nicht vorgepruften Kindes als immer weniger normal und akzeptabel empfunden werden
kénnte. Ein behindertes Kind zu bekommen, wird moglicherweise als fahrldssig-asoziales Verhalten
bewertet und kann dazu fUhren, die Betroffenen aus der gesellschaftlichen Solidaritédt auszuschlie-
Ben.

Das oft gehdrte Argument, durch PID lieBen sich Spatabtreibungen wegen Behinderung des Kindes
vermeiden, frifft nur in extrem eingeschranktem MaB zu, weil PID nur bei der In-vitro-Fertilisation
moglich ist und auBerdem die meisten Spéatabtreibungen nicht wegen einer genetisch bedingten
Behinderung des F&tus vorgenommen werden.

Eine Erlaubnis zur PID kdnnte den gesellschaftlichen Zwang férdern, die natUrliche Befruchtung
mehr und mehr durch die In-vitro-Fertilisation zu ersetzen und den Gentest des Embryos von Eltern
als Routine-Untersuchung zu verlangen. Eine umfassende Gefdhrdung der gesellschaftlichen Posi-
tion von Menschen mit Behinderung wdre die ebenso fatale wie zwangsldufige Folge dieser Ent-
wicklung.



e Im menschlichen Embryo ist von Anfang an, das heiBt mit der Verschmelzung von Eizelle und
Samenzelle, der gesamte Mensch angelegt. Deshalb ist der menschliche Embryo von Anfang
an als Subjekt zu verstehen und darf niemals zum bloBen Material erniedrigt werden.

e Die Praimplantationsdiagnostik zur Selektion genetisch erwlnschter Embryonen ist mit der
WUrde des Menschen und mit dem grunds&tzlichen Lebensrecht, das auch Menschen mit Be-
hinderung einschliet, nicht vereinbar und daher zu verbieten.

e Die Entnahme von Stammzellen aus dem Embryo muss verboten bleiben, ebenso der Import
solcher Zellen aus dem Ausland und die Forschung damit.

3.4 Unterstitzung bei Schwangerschaft

Leben zu schitzen ist fUr uns Okologische Demokraten oberstes politisches Ziel. Daher ist es unserer
Auffassung nach die Aufgabe des Staates, alles zu tun, um werdende Eltern zu unterstutzen.

Das Bundesverfassungsgericht hat Mindestforderungen fUr den Lebensschutz festgelegt. Der Staat
wird verpflichtet, den realen Lebensbedingungen entgegenzuwirken, die zu Schwangerschaftskon-
flikten fOhren: materielle Not, Ausbildungsnachteile, Wohnungsnot, Mietvertragskindigung usw. Das
Nebeneinander von Erziehungs- und Berufstatigkeit muss erleichtert werden; auch éffentliche und
private Einrichtungen wie Schulen, Rundfunk und Fernsehen haben eine Schutzaufgabe fir
Schwangere und das ungeborene Leben. Alle Elternteile sollen in die Pflichtberatungen miteinbezo-
gen werden. Es ist fUr Dritte strafbar, Schwangeren zur Abtreibung zu drédngen.

§ 219 (1) StGB sagt: ,,Die Beratung ... hat sich von dem BemUhen leiten zu lassen, die Frau zur Fort-
sefzung der Schwangerschaft zu ermutigen und ihr Perspektiven fUr ein Leben mit dem Kind zu er-
offnen ... Dabei muss der Frau bewusst sein, dass das Ungeborene in jedem Stadium der Schwan-
gerschaft auch ihr gegenuUber ein eigenes Recht auf Leben hat.”

Unser politisches Ziel ist es, die Zahl von Abtreibungen so niedrig wie moglich zu halten. Dies soll
durch Beratung und Férderung erreicht werden (sieh. §219 (1) StGB). Eine Pflichtberatung ist fir die
ODP essentiell. In dieser Beratung sollen werdende Eltern Gber Hilfsmdglichkeiten im Falle einer
Schwangerschaft informiert werden.

Dem im Grundgesetz garantierten besonderen Schutz der Familie steht allerdings eine die Familie
benachteiligende Sozial- und Steuergesetzgebung gegenUber. Diese ist dringend zu korrigieren,
nicht zuletzt, um die hohe Zahl der Abtreibungen aus sozialer Not zu verringern.

Kindererziehung ist eine Leistung, von der die Gesamtgesellschaft, auch die Gruppe der Kinderlo-
sen, profitiert. Unserer Meinung nach muss der Staat diese unbezahlte Arbeit honorieren. Kinderer-
ziehung darf zu keinen gesellschaftlichen Nachteilen fUhren, denn Kinder sind unsere Zukunft. Des-
halb fordern wir zuséatzliche finanzielle Hilfen fUr junge Familien, wie ein Erziehungsgehalt (vgl. Kapitel
2.7), sowie verbesserte staatliche Férderung auch bis nach dem 3. Lebensjahr des Kindes. Familien-
politische Rahmenbedingungen, die Kindererziehung ihrem gesellschaftlichen Wert entsprechend
behandeln und honorieren, sind der beste Weg, Abtreibungen aus sozialer Not zu vermeiden. Auch
Alternativen wie Adoptionen und Annahme von Pflegekindern sollen auch durch wirtschaftliche
Hilfen besser gefdérdert werden.

e Uber die Erkenntnisse der modernen Embryologie und mégliche Komplikationen und Spétfolgen
von Abtreibungen (Post-Abortion-Syndrom) ist konkret zu informieren.

e Uber VerhUtungsmaBnahmen muss aufgeklart werden. Dabei darf sich Aufklérung an Schulen



nicht nur auf biologische Vorgdnge beschranken, sondern muss auch zwischenmenschliche Be-
ziehungen und die Verantwortung bei méglicher Schwangerschaft thematisieren.

e Schwangeren in Konfliktsituationen ist umfangreiche soziale, seelische und finanzielle Hilfe im
Rahmen differenzierter Hilfsmodelle zu gewd&hren.

e Die ODP vertritt als neue konkrete MaBnahmen: Erziehungsgehalt, Kindergrundsicherung (N&he-
resin Kap. 2.1).

e Das Pflichtberatungsgesetz ist so auszugestalten, dass Beratungen wirksam auf den Schutz des
ungeborenen Lebens zielen und Schwangeren in Konflikisituationen entsprechende Alternati-
ven erdffnet werden.

e Adopftionen und Annahme von Pflegekindern sollen auch durch wirtschaftliche Hilfen besser
gefordert werden. Es muss mehr AufklGrungsarbeit geleistet werden, um den Eltern mehr Tole-
ranz zu schenken, die zum Wohle des Kindes auf die Elternschaft verzichten und den Weg der
Adoption wdahlen. Auch Mittel fUr qualifiziertes Fachpersonal, die das Kindeswohl bei halboffe-
nen oder ganz offenen Adoptionen sicherstellen, mUssen zur VerfUgung gestellt werden.

e Pflegefamilien mUssen mehr praktische Hilfen im Alltag bekommen, da das Sorgerecht beim Ju-
gendamt bzw. noch bei der Herkunftsfamilie liegt. Wir fordern fir die Jugend&mter mehr Fach-
personal sowie eine Erleichterung der Behérdengdénge fUr die Pflegefamilien.

3.5 Schutz der Ungeborenen

Unsere politische Verantwortung liegt darin, jedes Leben zu schiutzen. Deshalb setzen wir uns ent-
schieden fur den Schutz des ungeborenen Lebens ein. Neben dem Ziel, die Zahl der Abtreibungen
moglichst gering zu halten, setzen wir uns auch fUr das Lebensrecht von Kindern und Menschen mit
Behinderungen ein. Auch hier liegt es an dem Staat, betroffene Familien zu unterstUtzen und eine
bessere Integration in die Gesellschaft zu erméglichen (vgl. Kap. 2.6). Eine ,,Selektfion”, bei der
menschliche Embryonen mit unerwinschten Eigenschaften abgetdtet werden, lehnen wir entschie-
den ab (vgl. Kap. 3.1).

e Die pranatale Diagnose (PND) zur Feststellung einer Behinderung darf nur mit intensiver Bero-
tfung der Eltern und ausschlieBlich mit dem Ziel einer pranatalen (d.h. der Geburt vorangehen-
den) oder perinatalen (d.h. die Geburt des Kindes begleitenden) Therapie erfolgen. Nach vor-
geburtlicher Vorsorgeuntersuchung darf wegen einer festgestellten Behinderung des Kindes
auch kein Druck auf Schwangere zur Abtreibung ausgeUbt werden. Kosten-Nutzen-Analysen
z.B. von Krankenkassen lehnen wir entschieden ab. Ebenso verbietet sich eine Abtreibung auf
Grund des Geschlechts eines Kindes.

e Die Arzteschaft ist juristisch von einem zunehmenden Zwang zu entlasten, der von ihnen eventu-
ell unter Schadensersatzanspruch ,,die Garantie fUr ein gesundes Kind" verlangt und die préna-
tale Diagnose zur Routine macht.

e Spdatabtreibungen, bei denen — nach prénataler Diagnose — behinderte Kinder bis zum 9. Mo-
nat abgetrieben werden, lehnen wir ab. Die embryopathische Indikation (bei Behinderung des
Kindes) wurde zu Recht abgeschafft, weil sie grundsatzlich eine Diskriminierung behinderten Le-
bens bedeutete. In der Praxis wurde nun allerdings diese abgeschaffte embryopathische Indi-
kation in die medizinische integriert, der zu Folge die unabweisliche Gefdhrdung des Lebens der
Mutter einen Schwangerschaftsabbruch in jedem Entwicklungsstadium rechtfertige. Die ErklG-
rung der Mutter, das erwartete behinderte Kind bedeute fur sie eine unzumutbare Belastung im
Sinne einer existenziellen Bedrohung von Leib und Leben, ist als unzul&ssige Ausweitung der me-
dizinischen Indikation zu werten.



e Wie es das Embryonen-Schutzgesetz bereits festschreibt, durfen bei in-vitro-Fertilisationen nur so
viele Eizellen befruchtet werden, wie tatsdchlich in die Gebd&rmutter eingebracht werden sol-
len. Einen groBeren ,Vorrat" einzufrieren, ist unzul@ssig. Eizellspende und ,,Social Freezing" sollen
verboten bleiben.

e Leihmutterschaft, um fremde Kinder auszutragen, darf nicht zugelassen werden.

3.6 Natuirliche und selbstbestimmte Geburt

Der Schutz des Lebens umfasst origindr den Bereich Geburt und ist untrennbar auch mit dem Berufs-
stand der freien Hebamme verbunden. Gerade hier unterstreicht die ODP ihre Grundeinstellung der
Achtung und Wertschétzung gegenUber allem Leben, insbesondere von Mutter und Kind. Dies zu
gewadhrleisten, ist ureigene Aufgabe der Hebamme. Diese bietet Frauen und Familien eine gute
medizinische, soziale und achtsame Betreuung vom Beginn der Schwangerschaft bis zum Ende der
Stillzeit an.

Durch kompetente und einfUhlsame Beratung in allen Fragen hinsichtlich Schwangerschaft und
Geburt weist die Hebamme die von ihr betreuten Familien in das Geburtsgeschehen ein und
schafft somit die Grundlage fur eine von der Frau selbst bestimmte Geburt. Die Bestdrkung der Frau
hinsichtlich ihrer Gebdarfahigkeit und die einfUhlsame Betreuung durch ,jihre* Hebamme sind die
beste Voraussetzung fUr einen komplikationslosen, sicheren Geburtsablauf fUr Mutter und Kind.

Ein selbstbestimmt erlebtes Geburtsgeschehen, das so genannte ,,Gebdren aus eigener Kraft*, wirkt
sich umfassend positiv auf die Mutter-Eltern-Kind-Bindung und die Bildung der Familie als kleinste Ein-
heit unserer Gesellschaft aus. ,,Es ist nicht egal, wie wir geboren werden" (Michel Odent).

Um dies allen MUttern und ihren Kindern zu erméglichen, ist eine Betreuungsintensitdt von 1:1 (eine
Hebamme betreut eine Frau) anzustreben (Cochrane-Analyse), wie sie derzeit nur in der auBerklini-
schen Geburtshilfe geleistet wird. GegenUber der normalen Geburt stellt der Kaiserschnitt in der Re-
gel das groBere gesundheitliche Risiko fUr Mutter und Kind dar. Die steigende Kaiserschniftrate ist oft
auf Wirtschaftlichkeitsberechnungen von konzerngefihrten Kliniken zurdckzufUhren.

Die ODP setzt sich fUr eine langfristige Losung der Haftpflichtproblematik ein, um den Berufsstand
der Hebamme dauerhaft zu sichern. Deren Leistungen sind ein gesellschaftlich relevanter Beitrag
zur Frauen-und Familiengesundheit.

Wir fordern Rahmenbedingungen, die die Méglichkeit der natUrlichen und selbstbestimmten Ge-
burt unterstitzen:

e Zeit und Transparenz im Umgang mit den Frauen wdhrend der Geburt, sodass ihre Wirde und
ihr Recht auf Selbstbestimmung in jeglicher Weise respektiert werden kann.

¢ Umstrukturierung der Honorarordnungen dahingehend, dass Kaiserschnitte und andere invasive
geburtshilfliche MaBnahmen gegentber der natirlichen Geburtshilfe nicht unverhalinismaBig
hoch vergutet werden.

e Kalkulation der Leistungen von Hebammen durch die Krankenkassen (GKV) nach Kosten und
Verantwortungskompetenz und entsprechende Anhebung der VergUtungen.

e Sicherstellung der gesetzlich geregelten Wahlfreineit (SGB V, § 24 f.) des Geburtsortes (wohnort-
nah) sowie die fldchendeckende Versorgung mit Hebammenhilfe.

¢ Schaffung von alternativen Haftpflichtstrukturen:



o Einrichtung eines staatlichen Haftungsfonds mit/ohne Definition einer Haffungsober-
grenze oder

o Neuordnung der gesamten Berufshaftpflichtstrukturen im Gesundheitsbereich (DGUV)

3.7 Umgang mit Schwerstkranken und Sterbenden

Die Diskussion darGber, ab welchem Zeitpunkt das menschliche Leben beginnt, sowie die Frage
nach der Wirde dieses Lebens findet seine Parallele in der Debatte um die Sterbehilfe. Auch hier
hat der technische und medizinische Fortschritt sehr viel Positives bewirken kdnnen.

Allerdings sehen wir heute auch die Kehrseiten. So ist die Grenze des Lebens heute nicht mehrin
jeder Situation eindeutig festlegbar. Ein Rahmen ist deshalb erforderlich, der in rechtlicher und ethi-
scher Hinsicht das Feld absteckt fUr das, was erlaubt sein soll. Dazu ist weiterhin eine breite Diskus-
sion notwendig, die das Sterben von Menschen enttabuisiert und als das wahrnehmen hilft, was es
tatsdchlich ist: eine gesellschaftliche Realitat, die wir nicht &ndern kénnen.

Angesichts von Leid und Schmerz erscheint das Leben manchem auf bestimmten Wegen verkUrz-
bar und verkirzenswirdig, und es fallt schwer, auf Grund der Individualitat der Situationen verbindli-
che Vorgaben zu formulieren, die auch von den Betroffenen akzeptiert werden kénnen, die den
negativen und bitteren Erfahrungen innerhalb eines Menschenlebens jeglichen Sinn absprechen.

Gerade die Betreuung Sterbender findet in unserem Gesundheitswesen nicht ausreichend BerUck-
sichtigung; Zeit fUr individuelle Zuwendung fehlt oft. Einsamkeit und finanzielle Néte lassen Angste
aufkommen. Das demographische Ungleichgewicht tut ein Ubriges, dass alten und kranken Men-
schen das Gefuhl vermittelt wird, sie kdnnten der Gesellschaft ,,zur Last fallen®.

e Tdten auf Verlangen ist eine Straftat und muss es bleiben.

e Alle BemUhungen, unheilbar Kranke durch lindernde MaBnahmen in ihrem Sterben zu beglei-
ten, sind zu férdern.

e Differenzierte PatientenverfGgungen oder eine Generalvollmacht in den Handen von Angehéri-
gen oder anderer Personen des Vertrauens, die einen Verzicht auf den massiven Einsatz kinst-
lich lebensverl@ngernder MaBnahmen zum Ausdruck bringen, sind zu beachten. Die Zwischen-
schaltung eines zweiten arztlichen Gutachtens kann erforderlich sein, um dem Missbrauch von
Stellvertreterentscheidungen vorzubeugen, besonders, wenn keine PatientenverfUgung vorhan-
den ist.

e Die Ausstellung einer PatientenverfGUgung darf nicht zur Pflicht gemacht werden oder mit Vortei-
len oder Nachteilen z.B. in Pflegeheimen oder bei Versicherungen verknUpft sein.

e Ambulante, auch ehrenamtliche Hospizdienste und Hospize mUssen fldichendeckend ausge-
baut werden und fUr inre Tatigkeit ausreichende 6ffentliche Férderung durch Bund und Lander
erhalten.

e Die Mdglichkeiten der Palliativmedizin (Symptomkontrolle, Schmerzlinderung) sind optimal zu
nutzen.

e Die Kompetenzim Bereich Palliativmedizin muss in Krankenhdusern und bei Hausérztinnen und
Hausdarzten sowie beim Pflegepersonal wesentlich verbessert werden.






Verantwortlich wirtschaften mit der Okologisch-Sozialen Marktwirtschaft

Die bisherige Wirtschaftspolitik zerstért unsere natirliche und soziale Umwelt. Klimawandel, FiGchen-
versiegelung und Bodenerosion, Schadstoff- und L&rmemissionen, Artenschwund, Uberfischte
Meere, Landgrabbing, aber auch die zunehmende Einkommens- und Vermdgensspreizung, die
weltweiten Fluchtbewegungen, die zunehmenden Ressourcenkriege halten es uns tagtaglich vor
Augen.

Wer das Leben auf diesem Planeten erhalten will, muss bei wirtschaftlichen Entscheidungen ékolo-
gischen und sozialen Erfordernissen den Vorrang geben und immer bedenken, ob es unseren Kin-
dern und Enkeln gut tut.

Nur eine Wirtschaftsweise, die zu einer dkologischen Gleichgewichts- und Kreislaufwirtschaft fOhrt
und sich in die KreislGufe der Natur einfUgt, kann auf Dauer bestehen. Deshalb streiten wir fir eine
Wirtschaftspolitik, die nicht kurzsichtiges Gewinnstreben, sondern Nachhaltigkeit zum Ziel hat.

Eine bestandsfahige dkologische Wirtschaft setzt die nicht erneuerbaren Rohstoffe moglichst so ein,
dass sie wiederverwendet werden kdnnen; von erneuerbaren Ressourcen verbraucht sie nicht
mehr, als sich erneuern kdnnen.

Besonderes Augenmerk ist diesbezUglich auf die Nutzung der GemeingUter (Grund und Boden,
Wasser, Luft, Bodenschd&tze, Funkfrequenzen) zu legen. Sodann auf die Rahmenbedingungen
menschlicher Arbeit und nicht zuletzt auf die Finanz- und Kapitalmarktordnung.

Das Wachstumsdogma hat in Deutschland und Europa eine bisher nie dagewesene wirtschaftliche
Entwicklung gebracht, aber es hat uns auch Uber die ,,Grenzen des Wachstums' hinausgefthrt, die
der Club of Rome schon 1972 angemahnt hat. Das Bild des ,,6kologischen FuBabdrucks" macht uns
anschaulich, dass wir ab etwa 1980 mehr als eine Erde fUr unseren Lebensstil verbrauchen, bis 2050

brauchten wir etwa 3 davon.

Die Dekarbonisierung, also die Abkehr von der Energiegewinnung aus Kohle, Erddl und Erdgas, so-
wie der Verzicht auf den hemmungslosen Zugriff auf viele knappe Ressourcen (z.B. Sand oder das
lebensnotwendige Wasser) und die RUckkehr zu einer globalen und generationenUbergreifenden
Kreislaufwirtschaft, die die Begrenztheit der natUrlichen Ressourcen des Planeten Erde ernstnimmt,
bedeutet einen epochalen Transformationsprozess, der unsere Gesellschaft dhnlich tiefgreifend
ver&ndern wird, wie es der Prozess der Industrialisierung und der Okonomisierung aller Lebensberei-
che in den vergangenen hundert Jahren gewesen ist.

Die ODP steht dem gegenwdrtigen kapitalistischen Wirtschaftssystem kritisch gegentber. Eine
groBe Zahl von Vertrdgen hat Deutschland als Staat und als Teil der EU wirtschaftliche Vorteile ge-
bracht, aber gleichzeitig zur weiteren Verarmung vieler weniger entwickelter Staaten gefthrt. Lan-
der, die solche Vertrdge nicht unterschreiben wollten, wurden ausgegrenzt und so an den Rand
des Ruins getrieben.

Vormachtbestrebungen und neokolonialistisches Vorgehen der USA und der an ihr h&dngenden
westlichen Welt haben wirtschaftliche Vorteile gebracht, die AuBerungen der GroBbanken und Ra-
ting-Agenturen haben mehr Gewicht als Uberlegungen zur Befriedung der Well.

Aus diesen Grinden will die ODP die hegativen Auswirkungen unseres Wirtschaftens verhindern und
die Wirtschaft zu ihrem eigentlichen gemeinwohlorientierten und lebensdienlichen Sinn bringen.
Nachhaltige und soziale Kriterien kbnnen nicht mehr berdcksichtigt werden, wenn dem Markt abso-
lute Freiheit zugesprochen wird.

Okologie und Gerechtigkeit gehéren zusammen: Die Schere zwischen Arm und Reich &ffnet sich
immer weiter. 2016 besaBen 62 Superreiche zusammen soviel wie die drmere Hdalfte der Menschheit
insgesamt. Dies ist absolut skandalds — und wird doch stillschweigend hingenommen.

Die Kehrseite davon ist die zunehmende Verarmung Uberall auf diesem Globus. Sie fUhrt zu sozialen
Spannungen, (Burger-)Kriegen und Migration.



Daher streben wir auch eine faire Gestaltung des Steuerrechts an. Kleine und mittlere Erwerbsein-
kommen muUssen von Steuern und Abgaben entlastet werden. Im Gegenzug missen hohe Einkom-
men, Kapitalertrage, groBe Vermogen und Erbschaften héher besteuert werden. Und Produkte
muUssen entsprechend ihrem Rohstoffverbrauch und inrer Umweltbelastung besteuert werden. Wir
brauchen Preise, die die 6kologische und soziale Wahrheit sagen.

Die Erderwd&rmung schreitet voran. Die Pariser Weltklimakonferenz vom Dezember 2015 einigte sich
auf eine Obergrenze von 1,5 °C fur den Temperaturanstieg, weil sonst irreversible und hochgefdahrli-
che Kipp-Prozesse angestoBen werden (Polareis, Permafrostbdden), aber wirklich konkrete Schritte,
um dieses Ziel zu erreichen, sind noch nicht in Sicht.

Ein Patentrezept daftr hat niemand. Viele Ansdtze werden diskutiert. Postwachstumsdkonomie, Ge-
meinwohlékonomie oder solidarische Okonomie liegen uns besonders nahe. Wir suchen eine Uber-
setzung in politische Schritte. Das erfordert viel Mut, Offenheit und Lernbereitschaft.

4.1 Menschenfreundliche Wirtschaftsstrukturen

Menschen mUssen und wollen wirtschaften, um zu leben, sich zu entfalten und die Welt zu gestal-
ten. Das heiBt: die Wirtschaft hat dem Menschen zu dienen.

Das derzeitig markiradikale Wirtschaftssystem tendiert dazu, unter Lobbyeinfluss der Profit-maximie-
rung fur wenige zu dienen. Wirtschaftswachstum wird zum Dogma, die Wirtschaft zum Moloch.
Diese Eigendynamik ist aufzubrechen.

4.1.1 Neue BewertungsmafBstabe fur wirtschaftlichen Erfolg

Da das Bruttoinlandsprodukt (BIP) die sozialen und 6kologischen Aspekte nicht hinreichend abbil-
det, brauchen wir andere, aussagekraftigere Wohlstands- und Fortschrittsindikatoren.

Die Grundfrage lautet: Wie kdnnen gesellschaftlicher Wohlstand, individuelles Wohlergehen und
nachhaltige Entwicklung in einer Gesellschaft angemessen definiert und abgebildet werden. Hier-
bei sollen auch die planetaren Grenzen geachtet werden, die ein grenzenloses Wachstum nicht
erlauben.

Beispielsweise sollen der Index fur die nationale Vielfalt von Vogelarten oder die im Land emittierten

Treibhausgase in die Berechnungen einflieBen. Sogenannte Warnlampen sollten Fehlentwicklungen
bei Vermdgensverteilung oder Immobilienpreisen anzeigen.

e Eine breite gesellschaftliche Wertediskussion ist zu fihren: Wie wollen wir gut leben?

¢ Nationale Nachhaltigkeitsindikatoren sind zu erarbeiten. Die Orientierung an diesen Nachhaltig-
keitsindikatoren ist als ein Staatsziel in das Grundgesetz aufzunehmen.

e Folgende Indikatoren sind regelmdaBig zu erheben. Ihre stete Optimierung ist als Staatsziel festzu-
schreiben:

o Materieller Wohlstand (Bruttoinlandsprodukt, Gini-Koeffizient zur Einkommens- und Ver-
mbgensverteilung, Staatsschulden)

o Soziale Sicherheit und gesellschaftliche Teilhabe (Beschaftigung, Bildung, Gesundheit,
Freiheit)

o Okologie (Ressourcenverbrauch, Treibhausgase, Stickstoff, Artenvielfalt)



e Bereits vorhandene Konzepte, an die angeknUpft werden kann:

o der Happy Planet Index (HPI), der subjektives Wohlbefinden, die Lebenserwartung und
den Okologischer FuBabdruck vereint

o die Entwicklung einer gesamtstaatlichen Gemeinwonhlbilanz

4.1.2 Ergdnzung der Wirtschaftsordnung um die dkologische Dimension

Wirtschaftswachstum, das auf Kosten von Mensch und Natur stattfindet, ist nicht ,,positiv"' und auch
kein ,,Aufschwung". Fortschritt im 6kologischen Sinne ist die Entwicklung von Produkten, Dienstleis-
tungen und Technologien, die gesellschaftlichen und ékologischen Nutzen bringen und die Zukunft
sichern.

Der Begriff ,, Wettbewerbsfahigkeit" ist neu zu definieren. In Zukunft mUssen solche Produkte und Ver-
fahren konkurrenzfdhig sein, die wenig Energie und Rohstoffe verbrauchen, Arbeitsplétze sichern
und die Umwelt entlasten.

Die Begrundung fur das ,,wirtschaftliche Wachstum* lautet seit vielen Jahren, dass man Arbeits-
platze schaffen mUsse. Gleichzeitig werden aber viele Menschen durch RationalisierungsmaBnah-
men von ihren Arbeitsplatzen verdréangt.

Neue Arbeitspldtze entstehen aus neuen Ideen mit sinnhaftem Einsatz der eigenen kdrperlichen
und geistigen Kréfte

»Stetiges und angemessenes Wirtschaftswachstum® (§1 StabG) darf kein Staatsziel mehr sein. Es
ist eine qualitative Wirtschaftsentwicklung anzustreben, die mit weniger Ressourcenverbrauch
und geringeren Emissionen zu hdherer Lebensqualitat fGhrt.

e Rationalisierung muss kUnftig darin bestehen, Energie und Rohstoffe einzusparen, wobei gleich-
zeitig weniger Schadstoffe, Abgase, Abwdsser und Abfall produziert werden.

¢ Mehrund besser qualifizierte Arbeitsplatze werden entstehen, weil langlebige Guter in den
meisten Fdllen arbeitsintensiv sind, weil Energiesparen, Erhaltungs- und ReparaturmaBnahmen,
Wiederverwendung und UmweltschutzmaBnahmen Arbeit schaffen.

¢ Umweltpolitische Instrumente sind zu entwickeln und einzufGhren wie z.B. Garantie-verldnge-
rung fur Gebrauchsguter, Ausdehnung der Gefdhrdungshaftung, Verpflichtung zur RGcknahme
von Einwegverpackungen in Verbindung mit einer Pfandpflicht, Mithaftung der Auftraggeber
bei Giftstoffen und - wie in Japan bereits Ublich - statistischer (nicht nur naturwissenschaftlicher)
KausalitGtsnachweis bei Schadensersatzklagen gegen Schadstoffverursacher.

e Die volkswirtschaftliche Gesamirechnung ist um eine 6kologische Komponente zu erweitern.

e Wirtschaft und Staat sind zu entflechten (siehe Kapitel 5.1).

e Deutschland soll zu einem Motor fUr ékologisches und soziales Wirtschaften werden.



4.1.3 Ergdnzung der Wirtschaftsordnung um die soziale Dimension

Eine Wirtschaft, die die besonderen BedUrfnisse von Kindern, Kranken, Alten und Geringverdienern
unbeachtet |Gsst, ist menschenfeindlich. Insbesondere kann es kein Gemeinwohl geben, solange
das Kindeswohl missachtet wird. Eine Gesellschaft, die sich bevorzugt an den aktuell leistungsféhi-
gen BUrgern orientiert, kann nicht menschengerecht sein. Phasen der HilfsbedUrftigkeit gehodren
zum Leben.

Heute finanzieren die Erwerbstatigen Gber lohnbasierte Beitr&ge die Altersversorgung der Rentner
im geseftzlich geregelten Umlageverfahren zwischen den Generationen. Die Voraussetzung fUr die
Alterssicherung der eigenen Generation wird aber durch Kindererziehung erarbeitet, ohne dass es
fUr deren Kosten ein vergleichbares Umlageverfahren gibt. Das musste zu einer fortschreitenden
Verarmung von Familien fGhren (siehe Kap. 2.2). Folgen waren Geburtenrickgang, Aushdhlung des
Sozialsystems und vor allem eine Vernachldssigung des Kindeswohls.

Heute wird Arbeit im industriellen Sektor vergleichsweise gut bezahlt, obwohl dieser Sektor wegen
Rationalisierung immer weniger Menschen Arbeit bietet. Gleichzeitig wird soziale Arbeit innerhalb

und auBerhalb der Familien gar nicht oder unzureichend honoriert. Es fehlt nicht am Umfang von

Arbeit, sondern an ihrer sachgerechten finanziellen Bewertung. So hat die profitorientierte Wachs-
tumsideologie soziale Belange verdréngt und Lebensqualitdt gemindert.

¢ Solange die Alterssicherung einer Generation von deren Kindern zu finanzieren ist, sind auch die
Kinderkosten gemeinsam zu tragen. Die gesetzlichen Umlagesysteme fur Kinder und fUr Alte
mussen im Gleichgewicht stehen.

e Die Ubernahme der Kinderkosten darf die Entscheidungsfreiheit der Eltern Uber die Verwendung
der Mittel und der Art der Betreuung nicht beeintréchtigen, solange das Kindeswohl nicht ge-
f&hrdet ist.

e FamiliGre Fursorgearbeit (Betreuung und Erziehung von Kindern, Pflege von Angehd&rigen) ist mit
bisheriger Erwerbsarbeit finanziell gleichzustellen.

e Die volkswirtschaftliche Gesamirechnung ist um die Familienarbeit zu ergénzen.

4.1.4 Regionalisierung

Auf der ganzen Welt ist es zur Desintegration von Gemeinschaften gekommen, und Menschen seh-
nen sich nach einer RUckkehr zu regionalen WirtschaftskreislGufen, bei denen wir diejenigen, von
denen wir abhdngig sind, persénlich kennen.

DarGber hinaus setzt die globale Warenproduktion die Regionen in einen Wettbewerb, der eine Ab-
wadartsspirale der Lohne und der Umweltauflagen erzeugt. Wenn die Produktion und der wirtschaftli-
che Austausch regional sind, dann werden auch die Auswirkungen unserer Handlungen auf die
Gesellschaft und die Umwelt viel klarer ersichtlich, und das verstérkt unser angeborenes Mitgefihl.

Die Internalisierung der Kosten langer Transportwege stérkt die Wettbewerbsfahigkeit regional er-
zeugter Produkte.

Die vor Ort vorhandenen GemeingUter (Wasser, Bodenschdétze ...) sind wichtig fUr das Zusammenle-
ben und mUssen daher besonderen Schutz und Wertschatzung erfahren.

e Hohere Energie- und Transportkosten férdern die regionalen Wirtschaftsbeziehungen.



e Stadten und Gemeinden, Landkreisen und Bezirken wird wieder erlaubt, mit ihrer Vergabepraxis
die regionalen Wirtschaftskreisl@ufe zu starken.

e Werden Sozial- und Umwelistandards als elementare Bestandteile von zwischenstaatlichen Fair-
Handelsabkommen ernstgenommen, dann wird das dazu fGhren, dass viele Industrien, die in
den letzten Jahrzehnten in sogenannte Billiglohnldnder verlagert wurden, auch an ihren Absatz-
mdarkten wieder profitabel arbeiten kbnnen. Das gilt ebenso fUr Landwirtschaft und Viehzucht.

¢ Nahversorgung mit GUtern und Dienstleistungen aller Art erhdht nicht zuletzt die Krisenfestigkeit
(Resilienz), die in einer Welt mit zunehmenden Unsicherheiten stérker gefordert sein muss.

4.1.5 Postwachstumsdkonomie von unten

Staatliche Regulierung und ein Anreizsystem, das dkologisches Wirtschaften belohnt, sind das eine.
Das andere ist der Bewusstseinswandel bei den Menschen und das Férdern der ékologischen Be-
wegung. Uber viele kleine Initiativen verankert sich ékologisches Bewusstsein und Handeln in einer
wachsenden Bevdlkerungsschicht.

Deshalb unterstUtzen wir bewusst dkologische und soziale Lebensstile:

e Orientierung an einem fur die Erde tragfdhigen persénlichen &kologischen FuBabdruck

¢ Vermeidung von Flugreisen

e Leben mdglichst ohne Auto, kleinere Strecken mit dem Fahrrad oder zu Fu3 zurGcklegen

e VerkUrzung der eigenen Erwerbs-Arbeitszeit zu Gunsten ehrenamtlicher Tatigkeit

¢ Konsum von weniger tierischen Produkten, eher regional, saisonal

e Produkte mit anderen teilen, langlebige Produkte bevorzugen

e Gebrauchsguter achtsam nutzen und so weit médglich selbsttatig pflegen und reparieren (Re-
pairCafe)

e Nahrungsmittel selbst oder mit anderen anbauen und zubereiten (TransitionTown-Bewegung)
e Zu einer Bank mit guten Oko- und Sozialstandards wechseln und Regionalgeld nutzen

e Einwegverpackungen meiden

e Nicht jedem kurzlebigen Modefrend folgen

¢ Widerstand gegen die Verlockungen der Werbung entwickeln

e Politischen Widerstand gegen die Kohle-, Flug- und Agrarindustrie etc. organisieren oder unter-
stUtzen

4.2 Wirksame Wirtschaftssteuerung

Jede Marktwirtschaft lebt in dem Ordnungsrahmen, den die Politik inr setzt. Die politische Steuerung
der Marktwirtschaft geschieht durch die Verdnderung dieses Ordnungsrahmens (Kontextsteue-
rung).

Mé&chtige Lobbyverbdnde und Einzelunternehmen beeinflussen die Regelsetzung auf allen Ebenen.



Es wird Einfluss auf die scheinbar unabhdngige Wissenschaft genommen, die Presse mit Lobbyarbeit
und Druck bearbeitet, die Politik ebenso und nicht zuletzt werden juristische Mittel eingesetzt.

Die Politik muss sich dem auf nationaler wie internationaler Ebene zur Wehr setzen. Unternehmen
kénnen dem ausweichen und dort produzieren lassen, wo Umwelt und Sozialstandards niedrig sind.
Letztlich mUssen hohe 6kosoziale Standards weltweit durchgesetzt werden.

Der Ubergang von der bisherigen zu einer enkeltauglichen Wirtschaftsweise muss langfristig so an-
gelegt sein, dass er nicht von entsprechenden MaBnahmen in anderen Ladndern abhdngig ist.
Deutschland hat aufgrund seiner Wirtschaftskraft eine besondere Verantwortung.

Die Verfechter einer radikalen Marktwirtschaft dominieren heute Wirtschaftswissenschaft und -poli-
tik. ,De-Regulierung" lautet ihre Kernforderung. Doch die ist zutiefst irrational und ein kultureller
RUckschritt. Ein besseres Wirtschaftssystem mussen wir aber nicht neu erfinden, sondern nur wieder-
beleben.

4.2.1 Jede Wirtschaft braucht einen Ordnungsrahmen
Ohne die dkologische Basis gibt es langfristig kein gesellschaftliches und wirtschaftliches Uberleben.

Ohne soziale Gerechtigkeit gibt es langfristig kein friedliches und gelingendes Miteinander — weder
lokal noch national noch global.

Ohne eine funkfionierende Marktwirtschaft gibt es keine ausreichende Versorgung der Bevolkerung
mit materiellen und ideellen Produkten und Dienstleistungen - und keine befriedigende Entfaltung
der menschlichen Kreativitat.

Das Gleichgewicht dieser drei Dimensionen ist seit vielen Jahrzehnten gestort, weil sich im Konfliktfall
immer alles dem Vorrang der Wirtschaft unterwerfen musste.

Die desastrésen Folgen dieses dkonomischen Primats sind allenthalben sichtbar: in der Uberlastung
aller 6kologischen Systeme; im Raubbau an Bodenschdtzen, Fldchen, Wasser, Luft; in der globalen
Dominanz der 6konomischen Supermdchte USA, EU, Japan und China; in der ungebremsten Sprei-
zung von Einkommen und der schamlosen Zusammenballung von Vermogen.

Den Irrglauben, dass der freie Markt sozusagen automatisch das Gemeinwonhl férdert, halten wir fOr
gefdahrlich.

Die Antwort auf das inhumane Markt-Chaos ist nicht die Planwirtschaft, sondern eine dkologisch-
soziale Marktwirtschaft auf der Basis des Ordoliberalismus. Dieser geht davon aus, dass die Marki-
krafte prinzipiell frei sind, aber durch eine verbindliche staatliche Raohmensetzung an gemeinwohl-
verletzenden Handlungen gehindert werden mussen. Positiv ausgedrUckt: Die politische Rahmen-
sefzung muss das gemeinwohlorientierte Verhalten der Marktkrafte herausfordern.

Unverzichtbare Bestandteile der Gemeinwohlsicherung sind neben Arbeitsschutz- und Umwelt-
schutzregeln auch die Verhinderung von Monopolen und Oligopolen.

¢ Die Rahmenordnung der Wirtschaft ist so zu gestalten, dass dkologische, soziale und wirtschaftli-
che Nachhaltigkeit gewdhrleistet wird.

e Eine Wirtschaft nach dem Modell des ,Washington Consensus" mit den Zielen einer moglichst
vollsténdigen Deregulierung, einer umfassenden Privatisierung &ffentlicher Daseinsvorsorge und
eines fotalen Freihandels lehnen wir ab. Wir streben stattdessen national, europdisch und welt-
weit eine 6kologisch-soziale Marktwirtschaft an.

e Dazu braucht es auf allen Ebenen eine verbindlich-gesetzliche Rahmenordnung, mit der das



soziale und dkologische Gemeinwohl gesichert werden kann.

e Okologisch-soziale Marktwirtschaft braucht Transparenz und Korruptionsbekdmpfung, denn Len-
kung kann nur gelingen, wenn erkennbar ist, wer Einfluss nimmt.

4.2.2 Regulierung der Finanzwirtschaft

Immer wieder stUrzt unser Finanzsystem in krisenhafte Zustdnde. Der Finanzsektor hat sich von der
Finanzierung der Realwirtschaft weitgehend verabschiedet und arbeitet sehr umféanglich nach Art
von riesigen WettbUros. Wenn die Prozesse nicht mehr beherrschbar sind und Zusammenbriche
drohen, muss die Allgemeinheit einspringen und das gesamte Finanzsystem aus den Steuergeldern
kleiner Leute ,retten”.

In welch hohem MaB die internationalen Finanzmdrkte miteinander verwoben sind, hat die Finanz-
und Bankenkrise gezeigt, die seit 2007 um sich greift. Es wurden Risiken in Wertpapiere verpackt,
womit die Banken neue Formen der Geldbeschaffung fanden. Die Gewinne waren zundchst riesig,
aber noch gréBer war die Gier aller, der Banken, der Manager, aber auch der Anleger, noch ho-
here Gewinne zu erzielen.

Spatestens jetzt, da viele GroB- aber auch viele Kleinanleger Geld verloren haben, Banken nur
noch mit staatlicher Hilfe Uberleben kdnnen, renommierte Firmen in Gefahr sind, pleite zu gehen,

und die Steuerzahler auf der ganzen Welt zur Kasse gebeten werden, ist es an der Zeit, Regeln fir
die internationalen Finanzmdarkte zu schaffen.

Um das Finanzsystem zu stabilisieren, die Verantwortlichkeiten klarzustellen und so das Gemeinwonhl
zu starken, fordern wir:

e Trennung der Banken in Kredit- und Investmentinstitute

e Regulierung des Schatten-Banken-Systems

e Genaue Regulierung und Kontrolle der Tatigkeit von Spekulationsfonds (z.B. Hedge—-Fonds)
e Strenge Regulierung und Uberwachung der internationalen Kapitalmdrkte

e Schaffung einer europdischen Bdrsenaufsichtsbehdrde

e Verbot von Derivaten ohne Grundgeschdafte

e Erweiterung der Haftung von Banken bei nicht sorgfaltiger oder gar irrefGhrender Anlagebera-
tung. Anlageberater dirfen nicht auf Provisionsbasis arbeiten.

e Erhebung einer Finanztransaktionssteuer auf alle Finanz- und Bdrsengeschdéfte

4.2.3 Deklarierung des Ressourcenverbrauchs

In den hochindustrialisierten Gesellschaften verbrauchen wir ein Mehrfaches dessen an Ressourcen,
was im Sinne einer nachhaltigen Lebens- und Wirtschaftsweise vertretbar ware. Das ist in unserem
Alltag aber nicht unmittelboar erkennbar, weil es bisher keine Verpflichtung gibt, den Ressourcenver-
brauch (Energie, Wasser, Rohstoffe) fUr die einzelnen Produkte und Dienstleistungen anzugeben.

Wrde jeweils ausgewiesen, welchen Ressourcenverbrauch z.B. die konkrete Bahnfahrt, der Stadi-
onbesuch, die Erdbeeren aus dem Supermarkt, die Computersoftware oder die Pflegedienstleis-
tung verursachen, dann hatten die Verbraucher neben dem Kaufpreis ein wichtiges dkologisches
Kriterium fur inre Konsumentscheidungen.



e Alle Hersteller und Anbieter von Waren und Dienstleistungen werden gesetzlich verpflichtet, den
Ressourcenverbrauch der jeweiligen Produkte detailliert auszuweisen. Wo kleine Betriebe dazu
nicht in der Lage sind, unterstUtzen neu zu schaffende staatliche Stellen.

e Dies hat auf eine Weise zu geschehen, dass die Konsumenten sich leicht und ohne Umsténde
informieren kdnnen.

4.2.4 Forderung von unternehmerischen Gemeinwohlbilanzen

Derzeit existieren fUr Unternehmen kaum Anreize fUr gemeinwohlorientiertes Wirtschaften und es
gibt auch keine verbindlichen Kriterien, an denen solches gemeinwohlorientiertes Wirtschaften ge-
messen werden kénnte.

Einziges Kriterium fUr den wirtschaftlichen Erfolg ist immer noch der finanzielle Profit. Zunehmend
aber beginnen einzelne Unternehmen auch, Gemeinwohlbilanzen z.B. nach den Vorgaben der
Gemeinwohl-Okonomie zu erstellen und zu verdffentlichen.

e Unternehmen, die zusdtzlich zur herkdbmmlichen, 6konomischen Bilanz eine Gemeinwohlbilanz
nach gesetzlich zu definierenden Kriterien aufstellen und dabei Mindestergebnisse erzielen, sol-
len steuerliche Vorteile genieBen.

e Als ,,Gemeinwonhl-Kriterien" sind z.B. familienfreundliche Arbeitszeitmodelle, Klimaschutz-aktivita-
ten, Arbeitsplatzsicherheit, Mitbestimmungs- und Vermogensbildungsaktivité&ten, ethisches Be-
schaffungsmanagement, Arbeitsplatzqualitdt und Gleichstellung, dkologische Gestaltung der
Produkte und Dienstleistungen zu verstehen.

4.3 Okologisch-soziale Steuerreform

Etwa 2/3 der gesamten Steuer- und Abgabensumme werden in Deutschland vom Faktor Arbeit er-
bracht. Vor allem die Sozialsysteme werden immer noch ganz Gberwiegend Uber Aufschldge auf
den Arbeitslohn finanziert. Obwohl menschliche Arbeit ein wertvolles Gut ist, wird sie durch dieses
Uberholte Abgabensystem massiv behindert: Nicht nur Handwerker und Dienstleister, Pflege- und
Betreuungseinrichtungen, sondern auch Bildung und Forschung sind als arbeitsintensive ,,Branchen”
von der Besteuerung der menschlichen Arbeit durch Lohn- und Einkommensteuer sowie von den
Sozialabgaben massiv belastet.

Der Verbrauch von naturlichen Ressourcen (Energie, Rohstoffe, Fldchen) und die Nutzung von Ge-
meingUtern (Wasser, Luft, Funkfrequenzen) werden hingegen kaum oder sehr zurUckhaltend be-
steuvert. Gewinne aus Kapitalanlagen und Vermdgen werden steuerlich sogar stark privilegiert. Eine
am Gemeinwohl crientierte Gesellschaftsordnung braucht ein Steuer- und Abgabensystem, das
den Faktor Arbeit entlastet und stattdessen den Ressourcenverbrauch und die Kapitalertrage be-
steuvert.



4.3.1 Ressourcennutzung und Emissionen belasten, Arbeit entlasten

Steuern und Abgaben werden bislang in unzureichendem MaB nach dkologischen und arbeits-
marktpolitischen Notwendigkeiten erhoben. Wir freten daher fUr eine umfassende Steuerreform ein.
Arbeit ist zu entlasten, Ressourcennutzung und Emissionen sind zu belasten. Ressourcen sind Roh-
stoffe, Fldchen, Grundwasser, genetische Vielfalt u.a., die grundsatzlich Gemeinguter sind. Emissio-
nen sind Treibhausgasemissionen, Schadstoffe, Larm, Lichtverschmutzung u. a., welche u. a. die
Nutzung von Gemeingutern beeintrachtigen. Diese Listen sind nicht abgeschlossen und kénnen er-
weitert werden, wenn neue Kategorien von Ressourcen erkannt werden, deren Nutzung sich kriti-
schen Grenzen ndhert oder unausgewogen ist, oder von Emissionen, die zu bislang nicht hinrei-
chend erkannten Problemen fUhren.

Mit dieser Steuerreform wird legale Arbeit bezahloar und Schwarzarbeit weniger attraktiv. Zugleich
entstehen Anreize zum sparsamen und sozial ausgeglichenen Umgang mit Ressourcen und zur Ver-
meidung von Emissionen. Die Entlastung des Faktors Arbeit fUhrt zur Preisminderung bei arbeitsinten-
siven Produkten und bei Dienstleistungen, z. B. Reparaturen. Produkte mit hohem Ressourcenver-
brauch oder mit Emissionen bei Herstellung oder Gebrauch werden teurer, beim Erwerb oder bei
ihrer Nutzung. Diese Preisverschiebungen unterstitzen die Transformation zu einer Kreislaufwirtschaft
(s. Kap. 1.6). Reparaturen und die Wiederverwendung von Produkten werden wirtschaftlicher als
bisher. All das starkt den Wirtschaftsstandort Deutschland, und setzt Entwicklungen zu umwelt-
freundlichen und sozial vertraglichen Wirtschaftsweisen in Gang, die in Zukunft allein konkurrenzf&-
hig sein werden. Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden ist auf EU-Ebene auf dhnliche Steuer-
reformen in den anderen Mitgliedsstaaten sowie auf einen Grenzausgleich analog zum COo-
Grenzausgleich (CBAM) hinzuwirken.

e Die Arbeitgeberbeitrage zur Sozialversicherung werden gesenkt. Zur Gegenfinanzierung wird
die Sozialversicherung umfassend reformiert. U. a. wird die Bemessungsgrenze fur die Beitrdge
der Arbeitnehmer abgeschafft (s. Kap. 2).

e Ressourcennutzung und Emissionen werden besteuert.

¢ Die Verdnderungen bei Sozialversicherungsabgaben (s. Kap. 2) und Steuern sollen fUr durch-
schnittliche Privathaushalte insgesamt aufkommensneutral sein. Privathaushalte mit hohem Ein-
kommen durfen jedoch stdrker als zuvor belastet, solche mit niedrigem Einkommen mussen ent-
lastet werden. Um dies zu erreichen wird die Umsatzsteuer reformiert (siehe Folgeabschnitt 4.3.2)
und ein Okobonus eingefUhrt. Dieser wird als Pro-Kopf-Zahlung entsprechend dem Klimageld
ausgezahlt.

4.3.2 Umsatzsteuerreform
Das Gemeinwohl erfordert eine Reform der Umsatzsteuer mit dem Ziel, die Deckung des lebensnot-

wendigen Bedarfs zu entlasten. Ein weiteres Ziel ist die Stérkung regionaler WirtschaftskreislGufe, ins-
besondere die Direktvermarktung von pflanzlichen Agrarprodukten.

Die Umsatzsteuer muss den BedUrfnissen der Menschen angepasst werden:

¢ 0% fur Gesundheit und unverarbeitete pflanzliche Produkte (GemuUse, Obst, Getreide, HUlsen-
frochte u.a.)

e 7% fUr weitere Lebensmittel, Firsorge, Bildung, BUcher, Zeitschriften, OPNV, Car-Sharing, Ruftaxi
und andere Formen gemeinsamer Mobilitat

e 19% fUr sonstige Produkte und Dienstleistungen



Ausgleich fur die Umsatzsteuer auf den lebensnotwendigen Grundbedarf durch eine Grund-
pauschale bei der Einkommenssteuer (siehe Kap. 2.10.)

4.3.3 Finanztransaktionssteuer

Die Finanztransaktions-Steuer, die urspringlich von dem Wirtschaftsnobelpreistrdger James Tobin
vorgeschlagen wurde und deshalb auch Tobin-Steuer genannt wird, ist eine spezielle Umsatzsteuer
auf adlle internationalen Devisengeschdafte. Sie macht kurzfristige Spekulationen auf Wahrungs-
schwankungen und andere internationale Devisengeschafte weniger profitabel. Der schnellen Aus-
breitung von Wdahrungskrisen wird entgegengewirkt - illegale Geldwdésche und Steuerflucht werden
erschwert.

Die Finanztransaktions-Steuer sollte weltweit eingefUhrt werden, damit sie ihre Wirkung voll entfalten
kann.

Deutschland setzt sich fur die internationale EinfGhrung der Finanztransaktionssteuer in einem
ersten Schritt innerhalb der EU ein. Die Hohe kann zwischen 0,05 % und 1 % schwanken und wird
von einer unabhdngigen Kommission festgelegt.

Die Einnahmen aus der Finanziransaktions-Steuer werden zur Umsetzung des Global Marshall
Plans eingesetzt.

4.3.4 Faire Einkommens-, Vermdgens- und Erbschaftssteuer

Die Einkommens- und Vermdgensunterschiede werden immer gréBer. Das begUnstigt eine Spaltung
der Gesellschaft und hat nicht nur wirtschaftliche und soziale, sondern auch politische Konsequen-
zen, die sich zunehmend in der Stérkung extremer politischer Bewegungen und Parteien zeigen.

Starkere Progression der Einkommenssteuer und Erhdhung des Spitzensteuersatzes auf 50 %.

Abschaffung der sog. ,,kalten Progression" durch j@hrliche Anpassung der Einkommenssteuerta-
bellen an die durchschnittliche Einkommensentwicklung.

EinfOUhrung einer negativen Einkommenssteuer, die in Form einer Grundpauschale direkt mit der
Lohn- oder Einkommensteuerschuld verrechnet oder vorausbezahlt wird, wenn die Grundpau-
schale die Steuerlast Ubersteigt (siehe Kap. 2.10).

Abschaffung der Abgeltungssteuer auf Kapitalertrége. Kapitalertrége mussen mindestens wie-
der so hoch besteuert werden wie Erwerbseinkommen.

Das Ehegattensplitting wird bis zur EinfGhrung eines sozialversicherungspflichtigen Gehalts fUr die
familiGre Sorgearbeit beibehalten, da es die derzeit einzige wirksame gesellschaftliche Anerken-
nung dieser unverzichtbaren Leistung darstellt. Ein Wegfall wirde die Wahlfreiheit des Lebensstils
der Familien weiter einengen.

Wirksame Reform der Erbschafts- und Schenkungssteuer zur fairen Besteuerung groBer Vermo-
gensUbertragungen. Ein Freibetrag von 1 Million Euro fur Ehegatten, Lebenspartner und Kinder
ist zu gewdhren.

WiedereinfUhrung einer Vermdgenssteuer auf groBe Vermogen Uber 3 Millionen Euro.



4.3.5 Entschiedene Bekdmpfung der Steuerflucht

Obwohl inzwischen eine starke Vereinheitlichung des Finanzsystems in der EU besteht, werden Kapi-
taleinkommen (Zinsen, Dividenden u. a.) in den EU-L&ndern noch sehr unterschiedlich besteuert. So
gibt es z.B. in Luxemburg keine Kapitalertragssteuer.

Dieser Zustand fordert Steuerhinterziehung durch Kapitalflucht innerhalb der EU. Es ist nicht hinzu-
nehmen, dass sich auf diese Weise Kapitaleinkommen der Besteuerung entziehen kénnen, wah-
rend Erwerbseinkommen voll versteuert werden mussen.

e Esist eine EU-weite gleich hohe Quellensteuer anzustreben und sicherzustellen, dass Kapitalein-
kommen nicht geringer besteuert werden als Erwerbseinkommen.

e Sogenannte ,Steueroasen” sind konsequent auszutrocknen.

e Auch die derzeit noch legalen Konstruktionen von international agierenden Konzernen zur Steu-
ervermeidung sind zu unterbinden. Es muss durchgesetzt werden, dass Gewinne immer dort zu
versteuvern sind, wo sie erwirtschaftet werden.

o Esistin dieser Angelegenheit bei allen wichtigen Partnerstaaten (EU-Staaten, G7, Russland,
China) solidarisches Handeln einzufordern.

4.4 Fairer Handel

Durch die Aushandlung von sogenannten Freihnandelsabkommen der zweiten Generation (CETA,
TPP, TTIP, TISA) versuchen die groBen Wirtschafts- und Handelsmdchte (USA, EU, China, Japan) der-
zeit, sich einen moglichst groBen Einfluss auf Welthandel und Weltwirtschaft zu sichern. KernstUcke
der angestrebten Vereinbarungen sind der Abbau der nichttarifGren Handelshemmnisse, der Inves-
torenschutz und die regulatorische Kooperation.

Den von den BefUrwortern erwarteten Vorteilen (geringere Kosten, zus@tzliche Arbeitspldtze) stehen
aber gravierende Nachteile gegenuber, die aus bisherigen Erfahrungen z.B. mit dem nordamerika-
nischen Freihandelsabkommen NAFTA erkennbar sind: Absenkung von Lbhnen und Arbeitnehmer-

rechten, Einfrieren und ggf. Absenkung von Sozial- und Umweltstandards, Einschrénkung der natio-
nalen Souverdnitat.

Nicht zuletzt dienen diese Freihandelsabkommen auch dazu, gegentber Schwellen- und Entwick-
lungsl@ndern weiterhin die Regeln diktieren zu kbnnen und damit das Macht- und Wohlstandsge-
falle gegenUber unseren Rohstoff- und Nahrungsmittellieferanten aufrechtzuerhalten.

¢ Sogenannte ,Freihandelsabkommen*, die die staatliche Souverdnitdt und die demokratische
Mitbestimmung einschrénken, (CETA/TTIP/TISA) dUrfen von der Bundes-republik Deutschland
nicht abgeschlossen werden. Die ODP fordert stattdessen faire Handelsabkommen, die auf der
Basis der Welthandelsorganisation (WTO) einvernehmlich ausgehandelt werden und auch den
schwdcheren Partnern echte Chancen erdffnen.

e Der ,Faire Handel" muss zum Leitgedanken aller neuen internationalen Handelsvertrige wer-
den. Nur Lander, die dkologische und soziale Mindeststandards verbindlich vertraglich anerken-
nen und sich verpflichten, diese Standards einzuhalten und kontinuierlich zu verbessern, sollen
kUnftig als bevorzugte Partner im Welthandel anerkannt werden.



¢ Die Vergaberichtlinien auf allen Ebenen sind so zu fassen, dass kUnftig die Einhaltung sozialer
und &kologischer Mindeststandards zur Voraussetzung fUr den Erhalt &ffentlicher Auftrége wird.

e Bindung aller 6ffentlichen Auftradge an die Bedingung fairer Produktion (ILO 182 etc.)

4.5 Faire Lohne fur alle Beschaftigten

4.5.1 Mindestlohn

Seit 2015 gilt in Deutschland ein Mindestlohn. Der von manchen beflrchtete Verlust von Arbeitsplét-
zen ist nicht eingetreten. Die H&he des Mindestlohnes!® wurde von der ODP von Anfang an fir zu
niedrig gehalten, weil damit auch bei 45 Jahren Vollzeiterwerbstatigkeit nicht einmal eine Alters-
rente auf dem Niveau der Grundsicherung zu erreichen ist. Daher setzen wir uns weiterhin dafir ein,
den Mindestlohn auf ein Niveau zu erhdhen, der ein menschenwirdiges Auskommen ermdglicht.

¢ Die jeweilige Hohe des Mindestlohns ist so festzusetzen, dass er deutlich Uber dem der Grundsi-
cherungssatze liegt, um sogenannte , Aufstockungsfdlle” erheblich zu reduzieren.

e Der Mindestlohn muss ein Niveau erreichen, das sicherstellt, dass eine menschenwUrdige Alters-
versorgung deutlich oberhalb der Grundsicherungsrente erzielt wird, wenn 45 Versicherungs-
jahre in Vollzeit-Erwerbsarbeit erreicht werden.11

¢ Die Mindestlohn-Regelung hat, wie alle anderen Standards der Erwerbstatigkeit, uneinge-
schrankt auch fUr Langzeitarbeitslose, Arbeitnehmer nach dem Arbeithehmer-Entsendegesetz
sowie fur Ausl@nder mit gUlfiger Arbeitserlaubnis zu gelten.

o Unbefristete Arbeitsverhdlinisse dirfen durch befristete Arbeitsvertirdge und Leiharbeit nicht aus-
gehebelt werden.

4.5.2 Lohnabstandsgebot

Leistung muss sich wieder lohnen, gerade fUr untere und mittlere Einkommensgruppen. Diese arbei-
ten mindestens genauso hart wie Menschen mit hohem Einkommen. Staatliche UnterstUtzungsleis-
tungen, z.B. ein BUrgergeld, dirfen nicht dazu fUhren, dass die Bereitschaft fir Erwerbstatigkeit aus-
gehohlt wird. Die EinfUhrung einer Grundpauschale bei der Einkommenssteuer (siehe Kap. 2.10),
welche sonstige Formen staatlicher Unterstitzung ablésen kann, erhdht den Anreiz fUr Erwerbsarbeit
gerade fUr Tatigkeiten mit geringer und mittlerer Entlohnung.

Das ODP-Konzept:

* Angemessener Mindestlohn (siehe Abschnitt 4.5.1), der bei einer Vollzeitbeschaftigung deutlich
oberhalb der Grundsicherung liegt.

* Allgemeinverbindliche Tarifvertr&ge sind anzustreben.

* Das Lohnabstandsgebot ist herzustellen.

10 Der Mindestlohn betréagt ab 01.01.2025 12,82 Euro.
1 Derzeit mUsste der Mindestlohn mindestens 13,20 Euro betragen, um diesen Zweck zu erfillen.



4.5.3 Begrenzung der Lohnspreizung

Von den 1990er Jahren an hat die Lohnspreizung in Deutschland rasant zugenommen. Dadurch
verschieben sich mittelfristig auch die Vermogensverteilung und die Bildungs- und Aufstiegschan-
cen. In der Folge werden der gesellschaftliche Zusammenhalt und der soziale Frieden gefahrdet.

Geht man davon aus, dass das Einkommen aus einer Vollzeitstelle auch bei der am niedrigsten ent-
lohnten Tatigkeit ausreichen muss, einen Menschen und ggf. seine Kinder angemessen zu erndhren,
dann sollte das 12-fache dieses Einkommens in jedem Fall ausreichen, auch die am hdchsten quali-
fizierten Fach- und FUhrungskréafte angemessen zu entlohnen. Dieses Verhdltnis entspricht auch
etwa der Lohnspreizung im Offentlichen Dienst zwischen ungelernten Hilfskr&ften und dem Bundes-
prasidenten.

Wichtig ist, dass mit diesem Konzept keine generelle Lohnhdhengrenze festgelegt wird. Es ist jedem
Unternehmen freigestellt, hdhere Spitzenlbhne zu zahlen, aber es muss dann auch das Lohnniveau
insgesamt erhdéhen.

e Esist durch Bundesgesetz festzulegen, dass in ein und demselben Unternehmen das Verhdaltnis
der héchsten VergUtung zur niedrigsten — bezogen auf einen Vollzeitarbeitsplatz — nicht mehr als
12:1 betragen darf.

4.6 Gemeinguter zum Wohl von Mensch und Natur schutzen

Die ebenso fundamentalen wie begrenzten GUter Boden, Wasser, Luft mUssen umfassend als Ge-
meingUter behandelt und geschitzt werden. Wasser und Luft dUrfen nicht in Privateigentum sein,
gleiches gilt fur Bodenschatze und Funkfrequenzen. Die Nutzung dieser GemeingUter muss gemein-
wohl- und zukunftsorientiert reguliert werden.

Insbesondere die Art der Boden- und Wassernutzung soll nicht mehr allein von den Nutzungsinteres-
sen (Land- und Forstwirtschaft, Besiedelung, Gewerbe, Verkehrswegebau) der jeweiligen Eigentu-
mer bestimmt werden, denn sie beeinflusst ganz maBgeblich unser aller Leben — und das unserer
Kinder und Kindeskinder. Klimawandel, Bodenerosion, Fldchenfral3, Artenschwund, Trinkwasserbe-
lastung, Grundwasserabsenkung, Uberschwemmungen u.a.m. werden ganz entscheidend auch
von der Art der Bodennutzung mit beeinflusst.

Auch die wesentlichen Bereiche der &ffentlichen Daseinsvorsorge (Bildung, Bahn, Post, Telekommu-
nikation, Internet, &ffentlicher Verkehr, Wasser, Gas, Strom) erfordern klare staatliche Regulierung.

e Bund, Ladnder und Gemeinden muUssen die Nutzung dieser Gemeinguter starker regulieren kon-
nen. Sofern sie Nutzungsrechte vergeben, muUssen diese zeitlich begrenzt bzw. kindbar sein und
mit gemeinwohlorientierfen und ékologischen Rahmenbedingungen ausgestattet sein.

e Angesichts der elementaren Bedeutung von Grund und Boden fUr jedwedes Wirtschaften und
angesichts der weltweit rasant zunehmenden Konzentration des Eigentums an Grund und Bo-
den auf immer weniger Akteure (Landgrabbing) ist das Bodenrecht zur Verhinderung von Land-
grabbing zu reformieren.

o Die derzeit geltende Steuerbefreiung fUr Ertrdge aus Grundstucksgeschdften nach einer Halte-
dauer von 10 Jahren ist abzuschaffen.



¢ Steigerungen des Bodenwerts, die ohne besonderen Arbeits- oder Kapitalaufwand des Eigentu-
mers entstehen, sind fUr die Allgemeinheit nutzbar zu machen.

e Die Grundsteuer B (fUr bebaute und bebaubare Grundsticke) ist in eine Bodensteuer umzu-
wandeln, um das Nutzungsinteresse fUr brachliegende innerértlicher Liegenschaften zu steigern
und das Interesse an Neuausweisung von neuen Wohn- und Gewerbegebieten zu mindern.

e Das GrundstUcksverkehrsgesetz ist so zu gestalten, dass landwirtschaftlich genutzte Flidchen
nicht von externen, nichtagrarischen Investoren zur Kapitalanlage aufgekauft werden kénnen.
Bisher genutzte Umgehungsstrategien (z.B. durch Parzellierung, Ubertragung von Geschéftsan-
teilen, Aushebeln von Vorkaufsrechten mittels VerknUpfung mit Waldfldchen oder mittels vorab
geschlossener Pachtvertrége) sind zu unterbinden.

4.7 Fur eine Welt in Balance: der Global Marshall Plan

Es ist 6kologisch unmdglich, dass alle mehr als 7 Milliarden Menschen, die derzeit auf der Erde le-
ben, Ressourcen im selben Ausmal verbrauchen wie wir heute u.a. in Europa und Nordamerika.
Noch viel weniger ist es méglich, dieses Niveau des Verbrauchs auf zukUnftige Generationen auszu-
weiten. Die einzige Alternative ist eine nachhaltige Entwicklung weltweit.

Die Global Marshall Plan Initiative hat ein durchfUhrbares, finanzierbares Modell fUr ein friedliches
und gerechtes Zusammenleben der Volker in einer lebenswerten Welt entwickelt.

Nach dem Zweiten Weltkrieg haben die USA im Rahmen des Marshallplans Westeuropa Aufbau-
hilfe geleistet, die zu unserem heutigen Wohlstand in Deutschland entscheidend beigetragen hat.
Mit einem globalen Marshallplan sollen weltweit die Armut Uberwunden, die Umwelt geschitzt, de-
mokratische Gesellschaftsordnungen etabliert werden. Grundlage ist eine weltweite 6kologisch-
soziale Marktwirtschaft.

Der Global Marshall Plan verfolgt fUnf Kernziele:

1. Umsetzung der Ziele nachhaltiger Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs), die
eine ,,Transformation* unserer Welt gemdaB der Agenda 2030 fUr nachhaltige Entwicklung
anstreben.

2. Erreichung des 0,7%-Ziels und fur Entwicklung erforderliche zusatzliche Mittel verfGgbar ma-
chenl!

3. Faire Besteuerung globaler Wertschépfung als Finanzierungsbasis.
4. Fbérderung einer weltweiten 6kologisch-sozialen Marktwirtschaft.
5. Faire globale Entwicklungspartnerschaft.

Um diese Ziele zu erreichen, sind neue Finanzierungsquellen zu erschlieBen. DafUr fordert die ODP
die Besteuerung globaler Finanztransaktionen (Tobin-Steuer) und die ,, Terra-Abgabe* (Abgabe auf
den grenzUberschreitenden Handel).

Eine Terra-Abgabe von 0,5% wirde die Produkte kaum verteuern, wdre aber ein Anfang fir einen
fairen Welthandel und ein gerechtes Welt-Steuersystem. Nicht alle Firmen k&nnen sich ndmlich an
der Globalisierung beteiligen. Manche sind z.B. aufgrund inrer Produkte auf bestimmte Regionen
angewiesen. Diejenigen jedoch, die global agieren, verschaffen sich Wettbewerbsvorteile, indem
sie sich nationalen Standards und Steuerpflichten entziehen.

FrOhere Fehler beim Einsatz von Entwicklungshilfe sind zu vermeiden. Es muUssen kurzsichtige wirt-
schaftliche und machtpolitische Interessen sowohl in den Geber- als auch in den Nehmerldndern



ausgeschaltet werden. Korrupftion ist zu bek&mpfen, Subsidiarité&t zu achten.

Vor allem soll auf eine 6ffentliche Ausschreibung der Programme unter Nichfregierungs-organisatio-
nen Wert gelegt werden. Damit wird eine gesunde Konkurrenz geférdert und die Mittel werden
nach der besten Kosten-Nutzen-Relation eingesetzt.

Vorrangig sollen Projekte geférdert werden, die die unternehmerische AkfivitaGt der Menschen vor
Ort unterstUtzen (z.B. mit Krediten, vor allem Kleinkrediten). Wissen und Fertigkeiten sollen an eine
maoglichst groBe Zahl von Einheimischen und nicht an eine kleine Elite vermittelt werden. Hilfe zur
Selbsthilfe ist die Devise.

Umweltschutz kann in den Entwicklungsldndern nur dann verlangt werden, wenn gleichzeitig die
Armut gelindert wird. Denn wer um das Uberleben kémpft, sieht in erster Linie sich und seine Familie
und nicht die Umwelt.

Manche Entwicklungsl&dnder haben nur deshalb wirtschaftliche Vorteile, weil der Umweltschutz dort
keine Rolle spielt. Es sollen deshalb zwar Projekte geférdert werden, die Wohistand bringen, im Ge-
genzug wird aber verlangt, dass 6kologische und demokratische Standards eingehalten werden
wie die des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP) und die Kernstandards der Internati-
onalen Arbeitsorganisation (ILO).

Mit dem Global Marshall Plan soll die Idee einer Welt in Balance verwirklicht werden. Die ODP ist der
Global Marshall Plan Initiative beigetreten und setzt sich fUr die politische Umsetzung des Plans ein.
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5.1 Einfluss begrenzen - Politik und Wirtschaft frennen

Demokratie lebt von Mitarbeit, Einmischung und Konftrolle durch alle Akteure einer Gesellschaft.

Aufgrund der Eingebundenheit Deutschlands in internationale Vertragswerke sinkt der nationale
Handlungsspielraum zunehmend. Die Fachleute auf der internationalen BGhne sind die Vertreter
der globalen, das Finanzkapital der Welt in den Handen haltenden Multiplayer.

Durch den Mangel an Wissen und Kooperationsfahigkeit haben die Bevdlkerungen schleichend die
Macht an die (einfluss)reichen Gruppen unterschiedlichster Lobbys abgegeben. Letztere werden
inzwischen von demokratischen Vertretern hochoffiziell fUr das politische Tagesgeschdaft bis hin zur
Gesetzgebung um Mithilfe gebeten. Oder deren vorgelegte Gesetzesvorschldige werden nur noch
abgedndert und durchgewinkt.

In der Verflechtung von Politik und Wirtschaft sieht die ODP ernst zu nehmende Gefahren fir die
Demokratie und fUr das Gemeinwohl. Durch Beratervertrdge, Aufsichtsratsposten und Firmenspen-
den sind politische Mandatstréger heute vielfach méchtigen Gruppen und deren eigennutzigen
Interessen verpflichtet. Darunter leiden GlaubwUrdigkeit, Sachorientierung und Zukunftstdhigkeit al-
ler demokratischen Institutionen. Ohnmacht und Arger sind gestiegen. Und das globall.

Um demokratisch-politische Willensbildung wieder wirkungsvoll und damit fur mehr Menschen at-
traktiv zu machen, tritt die ODP fUr folgende Ziele ein:

e Politik muss sich dem Gemeinwohl verpflichten. Die nationale Politik hat im Interesse ihrer Burger
daftr Sorge zu tragen, dass die im Folgenden genannten Punkte auf allen Ebenen und in allen
Bereichen umgesetzt werden.

e Nur ein sofortiger Ausstieg aus den noch nicht abgeschlossenen WTO-Verhandlungsrunden zur
Deregulierung und Privatisierung smtlicher Markte ermdglicht Uberhaupt erst den Erhalt eines
sozialen Staates. Kein TTIP, CETA, TISA!

Entsprechend sind smtliche WTO- und EU-Vertrdge auf inre partielle Kindbarkeit hin juristisch zu
prifen, um folgende Interessen durchzusetzen:

soforfiges Ende jeglicher Public Private Partnership-Vergabeverfahren,

e sofortigen Stopp weiterer Privatisierungen und Deregulierungen,

e Anderung des Stiftungsrechts,

e KUndigung s@mtlicher Beratervertrdge mit privatwirtschaftlich getragenen Think Tanks,
e Verbot der nicht-6ffentlichen Beratung mit ausgewdhlten Lobbyisten,

e zwangsweise Wiederherstellung der Offentlichkeit in allen teil-éffentlichen Vergabeverfahrung
unter Anderung des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten,

o Wiederaufnahme samtlicher enemals &ffentlicher GUter und Dienstleistungen wie Bildung,
Bahn, Post, Telekommunikation, éffentlicher Verkehr, Wasser, Gas, Strom, ..., unter zentrale,
staatliche Verwaltungsbehodrden, die in einem Kooperationsteam die Belange samtlicher Inte-
ressengruppen der Gesellschaft eigenstdndig zu berlcksichtigen hat,

¢ Verpflichtung aller politischen Mandats- und Entscheidungstréger, auf jegliche Vorteilsnahme
im Amt zu verzichten,



e Verbot, neben einem politischen Amt Aufsichtsrats- oder sonstige, wirtschaftliche Interessenver-
frefung ermoglichenden Posten innezuhaben, soweit sich das Unternehmen nicht mehrheitlich
in 6ffentlicher Hand befindet,

e sowie gezielte Gesetzgebung, die VerstdéBe gegen die vorgenannten Prinzipien unter Strafe
stellt.

Um Politik und Wirtschaft strikt voneinander zu trennen und um Interessenkonflikte zu vermeiden, for-
dern wir:

e Trennung von politischem Mandat und wirtschaftlicher Interessenvertretung. Abgeordnete und
Minister duUrfen keine bezahlten Aufsichtsratsposten Ubernehmen.

e EinfUGhrung eines verpflichtenden Lobbyregisters auf Europa- und Bundesebene.

e EinfGhrung von Anfi-Korruptions-Beauftragten in allen Behoérden.

5.2 Parteien- und Politikerfinanzierung neu regeln

Die Verschleierung von Parteispenden durch StGckelung und durch vielféltige Kaschierung (Sponso-
ring, Anzeigen in Veroffentlichungen, Infost&nden auf Parteitagen) sowie die verdeckte Finanzie-
rung Uber Fraktionskassen und parteinahe Stiftungen machen eine Neuregelung der Parteienfinan-
zierung zwingend erforderlich. Wir brauchen auch hier transparente Strukturen.

Die ODP hat sich verpflichtet, Firmenspenden grundsétzlich nicht anzunehmen. Nur so kann Politik
unabhdngig bleiben und dem Gemeinwohl dienen.

Das Volk kann sich kaum durch Volksvertreter reprdsentiert fUhlen, die sich durch Sonderrechte
Uber das Volk stellen. Die VergUtung der Volksvertreter muss ihren Aufgaben angemessen sein und
ihre Unabhdngigkeit sichern. Unbegrindete Privilegien wie der Verzicht auf Einzelnachweise bei
Aufwandsentschddigungen aber sind zu streichen.

e Spenden von Firmen und GroBorganisationen an politische Parteien und Wéhler-vereinigungen
sind zu verbieten, um diese subtile Beeinflussung von Parteien zu verhindern.

e Solange Spenden von juristischen Personen nicht verboten sind, muss die 50.000-Euro-Grenze
der Pflicht zur unverziglichen Anzeige und Veroffentlichung auf 10.000 Euro abgesenkt werden.

e Spenden von natUrlichen Personen an Parteien sind auf 50 000 Euro pro Jahr zu begrenzen.

¢ Zuwendungen von Sachmitteln und Dienstleistungen sind in den Rechenschaftsberichten der
Parteien entsprechend ihrem Verkehrswert auszuweisen und den Regelungen des Parteienge-
sefzes fUr Zuwendungen zu unterwerfen.

e Die Position ,,sonstige Einnahmen* in den Rechenschaftsberichten darf nicht weiter der Ver-
schleierung unrechtmdaBiger Parteieinnahmen dienen. Daher sollen kinftig alle Einnahmen ab
einem Betrag von 500 Euro in den Rechenschaftsberichten einzeln mit inrer Herkunft aufgefihrt
werden. Die Position ,,sonstige Einnahmen* darf insgesamt nicht mehr als 5% der Gesamtein-
nahmen einer Partei ausmachen.

e KUnftig soll der Bundesrechnungshof darUber wachen, dass die Parteien die gesetzlichen Finan-
zierungsvorschriften einhalten. Er soll hierzu die gleichen Kompetenzen zur unangemeldeten Ak-
teneinsicht wie die Steuerfahndung haben und aufgedeckte VerstdBe zur Anklage bringen kdn-
nen.



e Esist eine klare Trennungslinie zwischen den parteinahen Stiftungen und ihren Mutterparteien zu
ziehen, so dass die Stiftungen nicht als indirekte staatliche Finanzierungsquelle der Parteien die-
nen k&nnen. Nur unter dieser Bedingung ist eine (reduzierte) &ffentliche Férderung der Stiftun-
gen weiterhin akzeptabel.

e Spenden an Abgeordnete mUssen kinftig unzuldssig sein, damit die Unabhdngigkeit der Abge-
ordneten in jedem Fall gewahrt bleibft.

¢ VergUtungen fur gewdhlte Reprasentanten (Abgeordnetendidten, Aufwands-entschadigun-
gen, Zuschusse an Frakfionen usw.) durfen nur entsprechend der allgemeinen Einkommensent-
wicklung gedndert werden. Zu erstattende Auslagen sind wie allgemein Ublich zu belegen. Das
Recht auf Berufsausubung ist zu wahren, die EinkUnfte daraus mussen veroffentlicht werden.

e Die Gehdlter der Regierungsmitglieder sollen am Ende der Wahlperiode im 6ffentlichen Gesetz-
gebungsverfahren fur die ganze folgende Periode festgelegt werden. Weitere Einkommensteile
wie steuerfreie Dienstaufwendungspauschalen, Didten und steuerfreie Kostenpauschalen aus
einem parallelen Abgeordnetenmandat sind ersatzlos zu streichen. Das staatliche Ubergangs-
geld ist auf héchstens ein Jahr bzw. die Dauer einer gesetzlichen Karenzzeit zu begrenzen.

e Die Mehrfach- und Uberversorgung (Ubergangsgelder) von Politikern, die aus der aktiven Arbeit
ausgeschieden sind, ist zu beschneiden. Die Altersversorgung ist Uber die Gesetzliche Renten-
versicherung zu regeln.

5.3 Demokratische Rechte ausbauen und schiutzen

Menschen interessieren sich umso mehr fUr Politik, je mehr sie daran beteiligt werden, ernst genom-
men werden und ihre Lebensbelange einbringen kénnen.

In einer Zeit, da die etablierten Parteien das Vertrauen der meisten BUrger verloren haben, sind un-
bedingt weitere demokratische Mitwirkungsrechte notwendig. Echte Demokratie verleint allen Infe-
ressengruppen eine Stimme. Auch denen, die sich keine Macht erkaufen kénnen.

Die ODP fordert demokratische Rechte, die das Volk zum wirklichen Souverdn machen. Und nur
das volle demokratische Selbstbestimmungsrecht aller BUrger garantiert ein demokratisches Ge-
meinwesen.

Politik muss Mitbestimmung aktiv erméglichen! Demokratie ist laut unserem Grundgesetz Grundlage
unseres Staates und muss eingerdumt, nicht erk&mpft werden. Deswegen mussen politische Gre-
mien daraufhin arbeiten, Méglichkeiten direkt-demokratischer Mitbestimmung zu schaffen und sie
von sich aus herstellen.

e Direkte Demokratie auf Bundesebene ist wie folgt zu ermdglichen:

o Volksinitiative: Mit 100.000 Unterschriften kann dem Bundestag ein Gesetzentwurf vorge-
legt werden.

o Volksbegehren: Lehnt der Bundestag die Volksinitiative ab, kann ein Volksbegehren ein-
geleitet werden. FUr dessen Erfolg mUssen in neun Monaten eine Million Unterschriften
zusammenkommen, bei grundgesetzéndernden Volksbegehren 1,5 Millionen. Im An-
schluss folgt der Volksentscheid.

o Volksentscheid: Hier entscheidet - wie bei Wahlen - die Mehrheit der abgegebenen
Stimmen. Jeder Haushalt bekommt im Vorfeld eine Abstimmungsbroschire mit wichti-
gen Informationen und allen Pro- und Kontra-Argumenten.



o Zusatzlich sollen die Burgerinnen und Burger die Moglichkeit haben, einen Volksent-
scheid gegen BeschlUsse des Bundestages einzuleiten (fakultatives Referendum).

o Die o.a. erforderlichen Unterschriffen mUssen in offener Sammlung gesammelt werden
dUrfen, d.h. nicht ausschlieBlich durch Eintrag auf der Stadt- oder Gemeindebehdrde.

e Volksentscheide mUssen prinzipiell auch dann zuldssig sein, wenn sie Auswirkungen auf den
Haushalt haben.

e Statt Vorabsprachen und machtpolitischer Vorgaben der Parteien bei der Wahl des Bundespra-
sidenten / der Bundesprdsidentin fordern wir die Direktwahl.

¢ Die Amtszeit des Bundeskanzlers / der Bundeskanzlerin ist auf maximal zehn Jahre (zwei Legislo-
turperioden) zu begrenzen.

o Die gleichzeitige Tatigkeit in Parlamenten und Regierungen muss ausgeschlossen werden,
ebenso die gleichzeitige Wahrnehmung von politischen Mandaten und Funktionen in Wirt-
schaftsunternehmen oder -verbdnden, sofern es sich nicht um eine Weiterflhrung der bisheri-
gen Berufstatigkeit handelt.

e Zur Vermeidung von Wahlbeeinflussungen sind Publikationen von Wahlumfragen und -progno-
sen im Zeitraum von sechs Wochen vor Wahlen zu verbieten (wie z.B. in England und in Frank-
reich).

e Weil Wahlprognosen das Wdahlerverhalten stark beeinflussen kénnen, sollen die Umfrageinstitute
verpflichtet werden, bei der Verdffentlichung von Wahlumfragen die von ihnen verwendeten
Methoden detailliert offenzulegen.

e Das Informationsfreineitsgesetz ist so zu dndern, dass es auch Lander und Gemeinden verpflich-
tetf, entsprechende Regelungen fUr ihren Bereich zu erlassen. Es muss das Recht der Burgerinnen
und BUrger auf Einsicht in nicht personenbezogene Akten zu niedrigen GebUhren gewdhrleisten
und die Informationspflicht der Behoérden regeln.

e Das Grundgesetz ist so zu dndern, dass der Bundestag bei Waffenexporten ein Kontrollrecht ge-
genuber dem Bundessicherheitsrat hat.

5.4 Wahlrecht reformieren

Das pluralistisch orientierte Verhdaltniswahlrecht bei Bundes- und Landtagswahlen ist zu starken, well
es am demokratischsten ist und neue politische Bewegungen zuldsst. Ziel sollte die mdglichst pro-
portionale Verteilung von Mandaten sein sowie ein moglichst gleiches Wahlrecht fur alle Men-
schen.

e Sperrklauseln sind abzuschaffen. Die Mandatsverteilung nach d'Hondt muss - wo sie noch ver-
wendet wird - durch weniger verzerrende Verfahren ersetzt werden.

e Dort, wo noch Sperrklauseln existieren, muss die Option einer Ersatzstimme eingefUhrt werden,
um die vom Grundgesetz geforderte Gleichheit der Wahl herzustellen. Bei der Ersatzstimme
kann der Wdahler mittels einer Nummerierung der Parteien auf dem Stimmzettel festlegen, wel-
cher anderen Partei seine Stimme zufallen soll, falls die von inm bevorzugte Partei an der Sperr-
klausel scheitert.

o Dort, wo keine Sperrklausel existiert und folglich auch keine Ersatzstimme erforderlich ist, sollte



den Wdahlerinnen und Wdahlern die Méglichkeit geboten werden, auf dem Stimmzettel be-
stimmte Kandidatinnen und Kandidaten zu bevorzugen. Diese sogenannten offenen Listen kdn-
nen ggf. mit der Mdglichkeit zum Kumulieren und Panaschieren kombiniert werden.

e Minderjahrige im Alter von 14 bis 18 Jahren kénnen sich auf Antrag bis sechs Wochen vor der
Wahl in die Wdahlerlisten eintragen lassen und sind dann wahlberechtigt. Die Zustimmung der
Sorgeberechtigten ist dazu nicht erforderlich.

5.5 Burgerinnen und Burger vor Kriminalitat und Korruption
schitzen

Es gehort zu den urspringlichen und zenfralen Aufgaben des Staates, die Sicherheit seiner BUrgerin-
nen und Burger zu gewdhrleisten. Er hat das Gewaltmonopol. Er muss wirksam die Kriminalitat be-
kdmpfen. Insbesondere im Bereich Menschenhandel und Zwangsprostitution besteht erhdhter
Handlungsbedarf. Die Freiheit der Person - eine der wichtigsten Verfassungsideen der Neuzeit - wird
dort verfallen, wo Angst um Leben, Wirde, Gesundheit und Eigentum die Menschen einschichtert.
Neben einer wertorientierten Erziehung in Familie und Schule, neben einer aktiven Sozialpolitik, die
der materiellen und sozialen Verwahrlosung vorbeugt, ist deshalb auch eine gezielte Politik der Kri-
minalitatsbek&mpfung erforderlich.

e Um die organisierte Kriminalitat einzuddmmen, muUssen Polizei und Staatsanwaltschaft vor allem
Einblick und Zugriff auf die Finanzaktionen der Tatergruppen haben. Wichtig ist ein umfassendes
Zeugenschutzprogramm, damit das Eindringen der Ermittler in die Strukturen der Organisationen
gelingt. Zunehmende Korrumpierung und Infiliration von Politik, Wirtschaft und Verwaltung er-
leichtern die Ausbreitung der organisierten Kriminalité&t. Dem muss durch geeignete MaBnah-
men - wie Abschdépfung illegaler Gewinne, konsequenter Ausschluss von Unternehmen, die Be-
stechungsgelder zahlen, von 6ffentlichen Auftrdgen und Einsetzung von Antikorruptionsbeauf-
fragten - entgegengewirkt werden.

e Die Kronzeugenregelung muss auf die Bek&mpfung der gesellschaftszersetzenden Korruption
ausgedehnt werden.

e Um die individuelle Gewaltkriminalit&t einzuddmmen, muss die friedliche Bewdaltigung von Kon-
flikten das vorherrschende und intensiv gelbte Verhaltensmodell werden - in den Medien, in
der Schule, in der Familie und ebenso in der Politik. Parallel dazu sind jedoch schwere Straftaten
bei Anwendung kérperlicher Gewalt (Vergewaltigung, Mord, schwere Korperverletzung, sexuel-
ler Missbrauch) strikt und z0gig zu verfolgen.

¢ Das schwedische Modell der Prostitutionsgesetzgebung, welches die Inanspruchnahme sexuel-
ler Dienste gegen Bezahlung unter Strafe stellt, ist einzufUhren. Prostituierte selbst sind nicht zu
bestrafen.

o Gewalt durch Fundamentalisten, Links- oder Rechtsextremisten muss mit ,,Null Toleranz" begeg-
net werden. Die Justiz muss personell so gut ausgestattet werden, dass die Tater schnell verur-
teilt werden kdnnen.

¢ Die so genannte Alltagskriminalité&t muss durch ,,lokale Sicherheitsforen* zum Thema in den
Kommunen gemacht und in die Verantwortung aller gegeben werden.

e Die Wahrnehmung von Unrecht muss gescharft, selbstsicheres, Schaden minderndes Verhalten
muss gestarkt werden. Auch bei sogenannten Bagatelldelikten ist die schnelle Verurteilung und
Bestrafung des Taters wichtig, damit das Verfahren erzieherische Wirkung hat.



e Die strafrechtliche Verfolgung von Drogenkriminalitdt ist auf Handelsstrukturen und mafiése
Dealernetzwerke zu konzentrieren statt Konsumenten zu kriminalisieren.

e Zugleich ist der Beschaffungskriminalitdt so weit wie moglich der Boden zu entziehen:

e - durch Entkriminalisierung des Erwerbs und Konsums von Marihuana,

e - durch Substitutionsprogramme (&rztlich kontrollierte Abgabe),

e - durch Stérkung der Drogenhilfe und niederschwelligen Zugang zu Hilfen fUr Suchtkranke,
e - durch Einrichtung von Drogenkonsumrdumen.

e 7u Pr@vention und Therapie siehe unter 2.6.

e Zur Pflege der inneren Sicherheit gehdrt auch die konsequente Bekampfung aggressiver und
gefdhrlicher Verhaltensweisen im StraBenverkehr, insbesondere durch ein Fahrverbot als Regel-
strafe bei groben Geschwindigkeits- und AbstandsverstéBen.

e Wirsetzen uns konsequent fUr die Opfer von Straftaten ein, z.B. durch verstarkten Tater-Opfer-
Ausgleich und die EinfGhrung eines Opfer-Anwaltes, um die rechtliche Stellung der Geschadig-
ten zu starken und den Opfern zusétzliche Sorgen und schmerzliche Erfahrungen vor Gericht zu
ersparen.

e FEine freiheitliche Demokratie darf nicht zulassen, dass religidse GefUhle, z.B. von Juden, Christen
und Muslimen unter dem Deckmantel von Meinungs- und kUnstlerischer Freiheit, absichtlich er-
heblich verletzt werden kdnnen. Deshalb halten wir einen besseren Schutz religidser Empfindun-
gen fur nétig. Die grobe Beschimpfung und Verhdhnung von Bekenntnissen, Religionsgemein-
schaften und Weltanschauungs-Vereinigungen darf nicht nur wie bisher (vgl. § 166 StGB) zu
ahnden sein, wenn sie geeignet ist, den &ffentlichen Frieden zu stéren. Auch § 130 StGB (Volks-
verhetzung) ist bei diesen Delikten konsequenter anzuwenden.

o Die ODP unterstitzt eine realistische und moderne Sicherheitspolitik. Das Gewaltmonopol des
Staates erkennen wir ohne Vorbehalt an. Das Verbof terroristischer Vereinigungen muss konse-
quent umgesetzt werden, unabhdngig ob rechter, linker oder religidser Gesinnung.

Es dUrfen in Deutschland keine No-Go-Gebiete geduldet werden, in der das Gewaltmonopol
des deutschen Staates nicht durchgesetzt werden kann. Zur Verhinderung solcher Gebiete ist
die Polizei entsprechend personell und materiell auszurGsten.

5.6 Medien- und Netzpolitik

Seichte Angebote, zynische Gewaltfime, Pornographie, Verlust der Informationsqualitat und -viel-
falt, Uberforderung vor allem vieler Kinder durch Dauerberieselung und eine sténdige Beeinflussung
durch Konsumwerbung: So stellen sich groBe Teile unserer TV- und Medienlandschaft dar. Das ist
nicht die erhoffte Vielfalt, die uns bei der EinfUhrung des Privatfernsehens versprochen wurde.

Wir setzen dieser Spirale der Niveausenkung eine Medienpolitik mit klarer Werteorientierung entge-
gen: Die gegebenen gesetzlichen Mdglichkeiten missen ausgeschdpft, notfalls die Gesetze ver-
scharft werden. Ein hemmungsloser Marktliberalismus im Mediensektor geht auf Kosten der seeli-
schen Gesundheit von Kindern und Erwachsenen.

Die Wirde des Menschen muss auch und gerade in den Medien gewahrt bleiben.



5.6.1 Offentlich-rechtlicher Rundfunk

Die vom o6ffentlich-rechtlichen Rundfunk urspringlich geforderte Bildungs- und Wertevermittlung
findet zu wenig statt. Sendungen, die Wertvorstellungen, Umgangsformen, Achtung der Menschen-
wUrde und Wissen vermitteln, werden stattdessen bewusst reduziert, konform zu den aktuellen
Markt- und Wirtschaftsansprichen.

e Der urspringlich angelegte Bildungsauftrag muss wieder verstarkt wahrgenommen werden.

e Esist wieder ein stabiles Fernseh- und Rundfunksystem, unabhéngig von Quotenkalkil und Wer-
beeinnahmen, anzustreben.

e Die im Rundfunkstaatsvertrag von 2010 (mit der letzten Novellierung vom 01.01.2016) definierten
Bestimmungen bezUglich Werbung und Sponsoring im 6ffentlich-rechtlichen Medienbereich,
vor allem in Hinblick auf Kindersendungen (Gesetz fir den Jugendmedienschutz) und Sendun-
gen in den ,,Dritten Programmen*, mUssen rigoros Anwendung finden.

5.6.2 Jugendschutz

Internet, soziale Netzwerke und Spiel- und Unterhaltungssoftware prédgen in hohem MaB unsere pri-
vate, schulische und berufliche Umgebung. Vor allem bei Kindern und Jugendlichen sind Freizeitge-
staltung und Bildungsbeschaffung auBerhalb dieser digitalen Mdglichkeiten sehr zurGckgedrangt
worden.

Vom Deutschen Kulturrat wurden Computer- und Konsolenspiele 2008 als Kulturgut anerkannt, ohne
jedoch eine Differenzierung zwischen den Ausprédgungen der Programme und den daraus resultie-
renden Gefdhrdungen fUr die einzelnen Altersklassen zu treffen.

Da die gesetzlichen Vorgaben in dieser Hinsicht zu nachlassig gehandhabt werden, muss eine ver-
starkte Kontrolle der Nutzung sowohl innerhallb der schulischen als auch der elterlichen Kompetenz
erfolgen. Dazu muss jedoch eine eindeutige Klassifizierung von verwendeter Software vorgenom-
men werden und mit gesetzlich vorgeschriebener Kontrolle in genau abgegrenzten Stufen erfolgen.

Das Vermitteln von Bildungsinhalten in der Schule Uber digitale Plattformen darf erst erfolgen, wenn
die Schuler eingehend Uber die Verwendungsméglichkeiten und daraus resultierende Gefahren
unterrichtet worden sind. Gerade durch die unkonftrollierte Verwendung von Weblogs und Video-
Tauschbdrsen sowie frei verfugbaren E-Learning-Plattformen kénnen grundlegende Gefahrenpo-
tenziale nur bedingt erkannt und dementsprechend auch nicht verhindert werden.

e Stdrkung der Medienkompetenz als generelle pddagogische Aufgabe in allen Schulen und Bil-
dungseinrichtungen.

e Beschrdnkung und Kontrolle der zugelassenen Software- und Medienausstattung sowohl im frei-
zeit- wie unterrichtstechnischen Umfeld

o Potenziell gefdhrdende Computer- und Konsolenspiele sowie Internetinhalte auf in Schulen ge-
nutzten Gerdten sind zu sperren, bzw. von Festplatten zu I6schen. Vorhandene Datentrdger sind
einzuziehen sowie ,Kindersicherungen® auf Routern und Zugriffs-plattformen einzurichten.



5.6.3 Datenschutz

Wachsende SpeicherkapazitGten und die steigende Effizienz der Datenverarbeitungssysteme ver-
einfachen es zusehends, immer groBere Datenmengen zu sammeln. Wirtschaft und Behdrden set-
zen vermehrt auf die zentrale Speicherung und Vernetzung von Daten und erhdhen so die Gefahr
des Datenmissbrauchs um ein Vielfaches.

Unter dem Deckmantel der Terrorbekdmpfung findet eine schleichende Aushdhlung der informatio-
nellen Selbstbestimmung statt, BUrgerinnen und Burger werden zusehends unter Generalverdacht
gestellt. Terror- und Verbrechensbekdmpfung muss in einem angemessenen Verhdltnis zum Daten-
schutz-BedUrfnis jeder/s Einzelnen stehen. Daher lehnen wir grundrechtsschéadliche Verfahren wie
die Vorratsdatenspeicherung, die Speicherung von Fluggastdaten und das Eindringen von Ermitt-
lungsbehdrden in private Rechner Uber Fernzugriff ab.

Kritisch zu bewerten sind auch der Nutzen und die Notwendigkeit der umfassenden Datenerfassung
und -sammlung im Mobilfunk, welche missbraucht werden kbnnen. Genauso wie bei leitungsge-
bundener Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) besteht hier das Risiko der Verletzung
der informationellen Selbstbestimmung und der Manipulation von BUrgerinnen und BUrgern, falls die
allgemeine Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) nicht beachtet wird. Wo Grundrechte beein-
frachtigt und die demokratische Grundordnung gefahrdet werden, sind Grenzen zu ziehen.

e Das ODP-Konzept:

¢ Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist als Grundrecht in das Grundgesetz aufzu-
nehmen.

e Behdrden und &ffentliche Einrichtungen sind zur dezentralen Speicherung von Daten zu ver-
pflichten.

e Personenbezogene Daten dUrfen nicht verdachtsunabhdngig gespeichert werden.
¢ Die Datenschutzauflagen fur die Wirtschaft sind zu verscharfen: Eine kommerzielle Nutzung per-
sonlicher Daten darf erst nach ausdricklicher Erlaubnis der Betroffenen und zeitlich befristet ge-

schehen.

¢ Der Handel mit Adressdaten von Privatpersonen ist zu untersagen. Dies gilt auch fur staatliche
Trager.

e VerstéBe gegen Datenschutz und Datenmissbrauch sind scharfer zu ahnden.

e Verhaltensbasierte Daten wie z.B. Surfverhalten, Suchverhalten dUrfen nur mit ausdricklicher
Erlaubnis des Nutzers aufgezeichnet werden, ein Vermerk in den AGB reicht nicht aus.

¢ Die Panoramafreiheit muss erhalten bleiben.
e Alle Behdrden Bund, Land und Kommune mussen Ende-zu-Ende-VerschlUsselung anbieten.

e Backdoors in VerschlUsselungsprogrammen lehnen wir ab.

Wir fordern ein Exportverbot von Spionagesoftware.

5.6.4 Urheberrecht

Das aktuelle Urheberrecht ist nicht mehr zeitgemd&B und bedarf dringend einer Uberarbeitung. Es ist
inakzeptabel, dass Verwertungsgesellschaften den GroBteil des Gewinns durch urheberrechtlich
geschutztes Material fUr sich beanspruchen und den Urhebern oft keinen angemessenen Ausgleich



fUr inre Arbeit bieten. Enrliche Kunden werden mit unzumutbaren Kopierschutzsystemen, die bei-
spielsweise die Anzahl der Installationen einschrénken, den Wiederverkauf verhindern oder eine
permanente Internetverbindung erfordern, als potentielle Raubkopierer abgestempelt.

Eine Uberarbeitung des Urheberrechts darf nicht allein die wirtschaftlichen Interessen der groBen
Verwertungsgesellschaften im Blick haben, sondern muss sich in der Hauptsache an den Interessen
der Urheber und Verbraucher crientieren, denen der Staat in erster Linie verpflichtet ist. Jede/r Ur-
heber/in hat einen Anspruch auf eine faire Bezahlung ihrer/seiner Arbeit.

Die ODP sieht deutliche Defizite in der Bekadmpfung von Massenabmahnungen, um die sich in den
letzten Jahren ein lukratives Betatigungsfeld gebildet hat. Die im Rahmen des zivirechtlichen Aus-
kunftsanspruches getatigten Massenabfragen bei Providern liefern h&ufig eine hohe Fehlerquote.
Zu Unrecht abgemahnte Internetnutzer haben deshalb oft keine Mdglichkeit sich juristisch zu weh-
ren, da die Logdateien geldscht werden und die Beweislast umgekehrt wird. Grundsétzlich befur-
worten wir die Méglichkeit, dass Urheber die Mdglichkeit haben, inr Recht auBergerichtlich durchzu-
setzen, dies darf allerdings nicht auf Kosten der Abgemahnten geschehen und nicht als Geschdfts-
modell fungieren.

¢ Keine Patente auf Software.

e Forderung von OpenAccess unter angemessener Berdcksichtigung der Interessen von Wissen-
schaftlern.

e Stdrkung der Urheber/innen gegenuber den Verwertungsgesellschaften.
¢ Massenabmahnungen mussen gesetzlich unterbunden werden.

¢ Reform des gesamten Abmahnwesens: Die Beweislast muss beim Abmahnenden liegen; durch-
gehende Deckelung der Kosten fur abgemahnte Privatpersonen.

¢ Keine Einschrénkungen ehrlicher Kaufer mit unzumutbaren Kopierschutzsystemen. Es muss si-
chergestellt sein, dass die Inhalte auf allen géngigen Hard- und Softwareplattformen genutzt
werden kdnnen. Die Moglichkeit des Weiterverkaufs muss gewdhrleistet sein.

e Die Fristen des Urheberrechts sind auf 50 Jahre zu verkUrzen.

e Arbeit muss angemessen entlohnt werden, daher Privatkopien innerhalb der Familie ja; eine ge-
nerelle Freigabe des Kopierens darf es aber nicht geben.

5.6.5 Netzsperren

Die Sperrung von Internetinhalten wie beispielsweise Kinderpornographie Uber eine Modifikation
von DNS-Servern (sog. Netzsperren) ist unwirksam, da sie mit einfachsten Mitteln umgangen werden
kann. Durch Filtersysteme ist betroffenen Kindern und Jugendlichen nicht geholfen, da sich Aus-
tausch und Verbreitung menschenverachtender Inhalte in den seltensten Fallen in 6ffentlich zu-
gdnglichen Bereichen des Internets abspielen. Dasselbe gilt fUr Internetangebote mit exzessiven
Gewaltdarstellungen sowie fUr links- wie rechtsextreme Plattformen.

Einschldgige Angebote mussen komplett abgeschaltet und die Tater strafrechtlich verfolgt werden.
Dies kann nur im internationalen Kontext in enger Zusammenarbeit mit anderen Staaten effektiv
umgesetzt werden, da sich viele Anbieter auf ausl@ndischen Seiten befinden.

e Hohere Mittel und mehr Personal in den zustdndigen Behorden fUr die direkte Bekdmpfung von
Kinderpornographie statt einer Investition in unwirksame virtuelle Stopp-Schilder.



¢ Ausweitung der internationalen Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung von Kinderpornographie
und anderen rechtswidrigen Web-Inhalten.

e Ein grundsatzliches Nein zum Aufbau einer Infrastruktur zur Sperrung von Internetinhalten, da
diese willkUrlich auf andere Bereiche ausgeweitet und als Zensurfunktion missbraucht werden
kann.

5.7 Flucht und Migration

5.7.1 Fluchtgrinde wirksam beseitigen

Eine wirkungsvolle Flichtlingspolitik muss an der Wurzel ansetzen, also zur Beseitigung der vielféltigen
und historisch differenziert zu sehenden Fluchtgrinde beitragen.

Flucht und Migration — vor allem innerhalb der befroffenen und in die benachbarten Lander — ha-
ben viele Ursachen: Kriege und Burgerkriege, auch unter Einsafz deutscher Waffen, weltweit zuneh-
mende Militarisierung, Verfolgung aus politischen und religidsen Grunden, Misswirtschaft und Kor-
ruption und die Folgen von Freihandelsabkommen sowie der Lebens- und Wirtschaftsweise der In-
dustrienationen. Hauptgrund fUr die meisten Fluchtbewegungen in Afrika ist das Erstarken islamisti-
scher Bewegungen, die von den reichen Golfstaaten finanziell unterstUtzt werden. Zunehmend ist
auch der Klimawandel eine Ursache von Flucht und Migration.

Wir sind mitverantwortlich fUr viele der Fluchtursachen. Die aktuelle Politik unternimmt weltweit zu
wenig fur ihre Behebung: z. B. Férderung gerechter Strukturen, Achtung der Menschenrechte und
gute Regierungsfuhrung (good governance) in der Welt, faire Handelsbeziehungen, friedliche Be-
hebung von Konflikten sowie MaBnahmen gegen den Klimawandel und seine Folgen. Folge sind
Hunger, unertragliche Not, UnterdrGckung und Konflikte — alles Ausléser von Flucht und Vertreibung.
Deutschland muss starker dazu beitragen, Fluchtwellen zu vermeiden, indem es sich starker fUr die
Vermeidung und Minderung von Fluchtursachen und fur faire Konfliktidsungen einsetzt.

o Die 5Kernziele der Global Marshall Plan Initiative muUssen konsequent umgesetzt werden:
o Die globalen Entwicklungsziele (SDGs) weiterentwickeln und umsetzen.
o Verwirklichung des Ziels, dass alle Geberldnder, darunter auch Deutschland, mindestens
0,7 Prozent ihres Bruttonationaleinkommens fir arme Lander bereitstellen. Faire Besteue-

rung globaler Wertschdpfungsprozesse, insbesondere im Finanzsektor.

o Faire globale Partnerschaft und wirksame Mittelverwendung - basisorientiert und frans-
parent.

o Eine weltweite &kologisch-soziale Marktwirtschaft.
¢ Wirtschaftliches Handeln, ob in Deutschland, der EU oder global darf Menschen nicht ausbeu-
ten und deren Lebensgrundiagen nicht zerstéren. Wirtschaft und (Welt)Handel mUssen fair gere-

gelt sein:

o Vorrang der Menschenrechte vor anderen Vertrigen wie z.B. Handelsrechten, Freihan-
delsvertrdgen und Investitionsabkommen,

o keine Spekulation auf Nahrungsmittel,

o kein Verkauf groBer Landfldchen an ausléndische Investoren (Land-Grabbing),


http://www.un.org/millenniumgoals/index.shtml
http://www.globalmarshallplan.org/too-big-to-tell
http://de.wikipedia.org/wiki/Ökosoziale_Marktwirtschaft

o kein Uberfischen der KUstenmeere,
o gesetzlich garantierte existenzsichernde Léhne fUr alle Arbeitskrafte,
o Beachtung der ArbeitsschutzmaBnahmen der UN-Arbeitsorganisation.

e Wirtschaft und (Welt)Handel sind umwelt- und klimafreundlich sowie ressourcenschonend zu ge-
stalten. Die Gesetze zum Schutz der Lebensgrundlagen (Wasser, Boden, Klima und Artenvielfalt)
sind weiter zu verbessern. DarUber hinaus sind die Forderungen aller Weltklimagipfel konse-
quent umzusetzen.

e Deutschland und die EU muUssen die Zivilgesellschaften in den Herkunftslndern starken. Bil-
dungsmaBnahmen sind zu férdern und Korruption zu bek&mpfen.

e Armutist durch Entschuldung sowie durch echte Entwicklungspartnerschaften ohne Schwer-
punkt auf der eigenen Exportwirtschaft zu bekdmpfen. Diese Partnerschaften mUssen zuvorderst
Hilfe zur Selbsthilfe sein. Entwicklungspartnerschaften mussen an rechtsstaatliche Regierungsfuh-
rung geknUpft werden.

e AuBen- und Sicherheitspolitik muss dem Frieden dienen und Kriegen vorbeugen (siehe Kapitel
6).

5.7.2Umgang mit Geflichteten - Asyl menschenwUrdig gestalten

Die Umsefzung der Genfer Flichtlingskonvention und gegebenenfalls die Gewdhrung von Asyl sind
unsere Pflicht und ein unverzichtbarer Akt der Menschlichkeit. Es ist darauf hinzuwirken, dass Ge-
flichtete in erster Linie in der Nahe ihres Herkunftslandes aufgenommen werden kénnen. Europa
darf sich aber seiner Verantwortung nicht entziehen, eine Abschottung der EU lehnen wir ab. Ge-
flichtete mUssen in allen europdischen Staaten nach Menschenrechtsstandards behandelt wer-
den und ihre Verteilung muss gerecht geregelt werden. Es darf nicht zur vélligen Uberlastung einzel-
ner Staaten, Regionen oder Kommunen kommen.

Deutschland hat sich zu einem der Hauptzielldnder von Geflichteten entwickelt. Es ist darauf hinzu-
wirken, dass die nationalen Kapazitdten den wirklich Verfolgten vorbehalten bleiben und Asylmiss-
brauch unterbunden wird.

Aufnahme von Flichtlingen in der Nahe des Herkunftslandes

¢ Die internationalen FIGchtlingshilfswerke, z.B. das UNHCR, sind hinsichtlich der Fluchtlingslager
groBzigig mit finanziellen Mitteln zu auszustatten, damit die ausreichende Versorgung der
FlIGchtlinge sichergestellt ist und (z. B. durch Bildungsangebote) Perspektiven eréffnet werden
kénnen.

¢ Die Verursacher und UnterstUtzer von Kriegen, die zu Fluchtbewegungen fUhren, sind stérker in
die Finanzierung der FlIichtlingslager einzubinden.

Legale Fluchtwege stdarken
e Das Schlepperwesen ist zu bek&mpfen, auch durch Eréffnung sicherer und legaler Fluchtwege.

¢ Konfingentflichtlinge (z.B. Kriegsfluchtlinge) sollen aus humanitéren Grinden eine Aufenthalts-
erlaubnis erhalten, bis eine RUckkehr ins Heimatland maoglich ist.

e Die organisierte Aufnahme von durch das UN-FIGchtlingshilfswerk UNHCR anerkannten, beson-
ders schutzbedUrftigen Fluchtlingen, die weder in ihr Heimatland zurickkehren noch in inrem
ersten Zufluchtsland bleiben kénnen (Resettlement-Programme), ist auszuweiten.



Vollumfangliche Beibehaltung und ggf. Aufstockung der Mittel des Bundesaufnahmepro-
gramms fUr Opfer geschlechtsspezifischer Unterdrickung, z.B. von den Taliban bedrohte Afgha-
ninnen.

Zigige, faire und EU-weit einheitliche Asylverfahren

In einem Europa ohne Grenzen halten wir es fUr dringend erforderlich, auch das Asylrecht euro-
pdisch zu gestalten.

Asylverfahren muUssen zugig, fair und transparent abgewickelt werden. Fur sie muss derselbe In-
stanzenweg gelten wie fUr andere Gerichtsverfahren.

Auch Asylverfahren auBerhalb des EU-Territoriums mUssen nach rechtsstaatlichen Prinzipien er-
folgen.

Wir lehnen es ab, Staaten als ,,sichere Drittstaaten” oder ,,sichere Herkunftsstaaten” zu definie-
ren, wenn dort nachgewiesenermaBen z.B. aus politischen, religidsen oder ethnischen Grinden
Verfolgung droht.

FIGchtlinge sind anzuerkennen, sofern sie auf Grund des Klimawandels dauerhaft ihre Lebens-
grundlage verloren haben (Klimaflichtlinge).

Das Recht auf Asyl verwirkt, wer nachweislich Terror unterstUtzt oder Menschenrechte verletzt,
schwere Straftaten begeht wie Mord, Totschlag, Vergewaltigung, schwere Kdrperverletzung,
Drogenhandel.

Verteilung anerkannter Asylbewerber

Wir lehnen eine Asylpolitik ab, die sich als Fluchtlingsabwehr versteht. Es ist daran zu arbeiten,
dass Geflichtete in allen europdischen Staaten nach Menschenrecht-Standards aufgenom-
men und behandelt werden.

Die Verteilung der Gefluchteten auf die EU-Mitgliedsstaaten muss entsprechend der EU-
Asylreform umgesetzt werden, d. h. inklusive Ausgleichszahlungen von Staaten, die sich wei-
gern, Geflichtete aufzunehmen.

MaBstab der Verteilung oder des finanziellen Ausgleichs soll die Einwohnerzahl der einzelnen
Lander sowie ihre wirtschaftliche Leistungsfahigkeit sein.

Die Erstankunftsiander sind finanziell und personell zu unterstitzen und zu entlasten. Uber die
reine Nofthilfe hinaus mussen auch dort Integrations-Schritte ermdglicht werden (Schulbesuch,
Gesundheits-Versorgung).

Versorgung von Geflichteten und anerkannten Asylbewerbern

FUr alle innerhalb der EU betfriebenen UnterkUnfte fur Geflichtete mUssen die geltenden Min-
deststandards umgesetzt werden.

Eine dezentrale Unterbringung von GeflUchteten ist anzustreben. Insbesondere Familien sollen
vorrangig in Wohnungen bzw. in abgeschlossenen Wohneinheiten innerhallb der Gemein-
schaftsunterkinfte untergebracht werden. Besonderer Schutz fUr Frauen und Kinder muss ge-
wdabhrleistet sein.

Die Auszahlung von Unterhalt soll teils in Form von Geld, teils in Form von Bezahlkarten und Sach-
leistungen erfolgen, um Geldtransfers in Heimatldnder zu vermeiden. Es ist darauf hinzuwirken,
dass kein finanzieller Anreiz geboten wird, nach Deutschland zu kommen.

Asylbewerbern sind Leistungen nach dem Bildungs- und Teilhabegesetz zu gewdhren. An die-
sen sollen auch deren Kinder sowie unbegleitete minderjaghrige Geflichtete Anteil haben.



Die medizinische Versorgung von Asylbewerbern soll bundesweit mittels einer Gesundheitskarte
erfolgen.

Traumatisierte Geflichtete sind mit psychologischer Hilfe zu unterstUtzen. Der Bedarf dazu ist
frOhzeitig durch die Aufnahmebehdrden festzustellen. Die behandelnden Einrichtungen sind mit
ausreichenden Finanzmitteln auszustatten.

Geduldeten Geflichteten und inren Kindern, die sich nachweislich gut integriert haben und
eine Ausbildungsstelle oder einen Arbeitsplatz nachweisen kdnnen, ist ein Bleiberecht zu ertei-
len.

Konvertierte Christen sind insbesondere in Fluchtlingsunterkinften vor radikalen Islamisten zu
schutzen.

FUr den Nachweis einer Konversion zum christlichen Glauben ist die pfarramtliche Bescheini-
gung anzuerkennen.

Zurickfihrung Nicht-Bleibeberechtigter

Nicht-Bleibeberechtigte sind in inre sicheren Herkunftslnder zurickzufGhren.

Schnellverfahren zur ZurGckfUhrung, insbesondere Uber gesonderte Zentren mit verminderten
Hilfsmoglichkeiten, sind aus humanitdren und verfassungsrechtlichen Griunden abzulehnen.

Bei der Entscheidung, Menschen abzuschieben, muss sorgfaltiger gepruft werden, welche Ge-
fahren den Menschen drohen kénnten. Der Zusammenhalt von Familien muss geschitzt wer-
den.

Keine ZurGckfUhrung von Menschen in Lander, in denen aufgrund religids-exiremistischer oder
anderer Grinde Gefahr fUr Leib und Leben droht, z.B. Christen in vielen muslimischen Landern.

Erhdhung der finanziellen Mittel fUr Berufs- und Weiterbildung, die von Hilfsorganisationen fur ein-
heimische BedUrftige und zugleich fUr RUckkehrende in deren Heimatldndern bzw. sicheren
Drittstaaten angeboten wird.

5.7.3 Arbeitsmigration

Seit Ende des 2. Weltkriegs wurde Deutschland zunehmend zum Einwanderungsland.

Aus Deutschland sind immer wieder Menschen ausgewandert. Es hat zu allen Zeiten beide Bewe-
gungen gegeben: Zuwanderung und Auswanderung.

In unserer Welt ist also die Zu- und Abwanderung von Menschen Uber Staatsgrenzen hinweg inzwi-
schen eine Normalitdt geworden. Die Grinde daflr sind zum einen die Suche nach beruflicher,
persénlicher und wirtschaftlicher Verbesserung, zum anderen Vertreibung oder Flucht. ErwUnschte
Zuwanderung ist von Zuwanderung aufgrund von Vertreibung und Flucht deutlich zu unterschei-
den, bedarf jedoch ebenfalls der Steuerung durch nationale und internationale Regeln.

Anerkennung der Migration als Realitdt und Ablehnung einer Abschottungspolitik.
Vorrangige Deckung des Arbeitskraftebedarfs auf dem deutschen Arbeitsmarkt.

Ein Einwanderungs- und EinbuUrgerungsgesetz, das die soziale und berufliche Integration férdert
und zugleich der Gesamtgesellschaft zugutekommt.

Zuwanderungspolitik, die nicht aufgrund rein nationaler Interessen ein Abwerben von Fach- und



FOhrungskraften férdert und nicht zu einem ,,Ausbluten® der HerkunftslGnder fUhrt.

e Die strikte Einhaltung und konsequente Uberwachung aller einschldgigen arbeitsrechtlichen na-
tionalen Bestimmungen fUr alle Beschdaftigten.

5.7 .4 Integration zum Wohle aller

Ein qualifizierter Arbeitsplatz spielt eine sehr wichtige Rolle in der erfolgreichen und wirdevollen In-
tegration von Migranten in unsere Gesellschaft. Zunehmend werden Migranten in der Berufsqualifi-
kation abgehdangt, weil sie selbst teilweise nur kurze und unzureichende Bildungsbiografien haben.
Damit geraten sie und ihre Familien sozial und finanziell ins Hintertreffen und haben deutlich
schlechtere Chancen, wieder aus dem Bezug von Grundsicherungsleistungen herauszukommen.
Insbesondere sind Frauen mit Migrationshintergrund im Qualifizierungsbereich deutlich unterrepra-
sentiert. GroBe Probleme verursachen auch fehlende Sprachkenntnisse sowie moderne Bildungs-
methoden wie Distanzunterricht und vor allem fehlende Erfahrungen mit dem deutschen Schulsys-
tem.

Allerdings gibt es auch viele gute Integrationsprojekte, die jedoch hé&ufig zu kurz gedacht sind und
zu fr0h enden. Es fehlt ein nachhaltiger Ansatz fUr einen gréBeren Erfolg der BemUhungen um In-
tegration.

e Allen Menschen, die als Flichtlinge nach Deutschland kommen und arbeitsfahig sind, ist sofort
eine Arbeitserlaubnis zu erteilen.

e Es besteht dann grundsatzlich auch eine Arbeitspflicht. Wer dieser nicht nachkommt, verliert sei-
nen Anspruch auf den vollen Umfang der UnterstUtzungsleistungen.

o Verpflichtende Deutschkurse sind in ausreichendem Umfang anzubieten. Wer den Kursen wie-
derholt unbegrindet fernbleibt, verliert seinen Anspruch auf den vollen Umfang der Unterstot-
zungsleistungen.

¢ Gute Integrations-Projekte mUssen in bundesweit einheitliche, dauerhafte Férderungen umge-
wandelt werden.

e Ausl@nderbeirdte und Migrantenvereinigungen mussen mehr als bisher inren aktiven Beitrag zur
Integration leisten.

e Der ,Spurwechsel" vom Asyl in die Arbeitsmigration muss flexibler und einfacher mdglich sein.

e Teilqualifikationen und Weiterbildungsmdéglichkeiten sind in Zusammenarbeit mit Kaommern, Be-
rufsverbdnden und staatlichen Organisationen starker auszubauen.

e Uber Teilhabe und Qualifizierung muss umfassend aufgeklért werden. Die Chancen sind konse-
quent zu nutzen.

5.8 Bildung und Erziehung - wichtigste Grundlagen fur unsere
Zukunft

Eine bestmogliche Erziehung und Bildung unserer Kinder ist die wichtigste Voraussetzung fur eine
glUckliche erfolgreiche Zukunft der gesamten Gesellschaft. Sie muss sicherstellen, dass die Jugend
alle jene Fahigkeiten und Techniken, aber auch das Wissen mitbekommt, das sie braucht, um fur
alle Herausforderungen vorbereitet zu sein.



Deshalb muss eine ganzheitliche Entwicklung der Persénlichkeit vorrangiges Bildungsziel sein. Kultur-
techniken wie Verantwortungsbewusstsein, Teamféahigkeit, RUcksichtnahme und demokratische
Grundregeln mussen eingeUbt werden. Die Erziehung zu Ehrfurcht vor allem Leben, Verantwortung
im Umgang mit der Schépfung und den Mitmenschen sowie Bereitschaft zur Mitgestaltung der Ge-
sellschaft und zum politischen Engagement stérken die Persdnlichkeit und beugen auch gefahrli-
chen Tendenzen wie Gewalt, Extiremismus und Drogenkonsum vor. Grundlage hierbei sind die Wert-
vorstellungen, auf denen unser Grundgesetz basiert.

Umweltbewusstes Handeln soll durch positives Erleben der Natur und die Vermittlung dkologischen
Wissens und grundlegender Lebensfertigkeiten trainiert werden.

Grundlegende Lebensfertigkeiten, soziale Fahigkeiten und Verstdndnis fUr die Note der Mitmen-
schen sollen durch praktfisches Tun geweckt und gefoérdert werden.

Die Interessen der Wirtschaft durfen im Bildungsbereich nicht einseitig in den Vordergrund treten, sei
es, dass versucht wird, moglichst froh auf das Verhalten der Kinder als interessante Verbraucher Ein-
fluss zu nehmen, oder aber Bildungsziele und -inhalte so festzulegen, dass Schulabgdénger einseitig
ausschlieBlich fur die kurzfristigen BedUrfnisse des Wirtschaftslebens ausgebildet werden.

Erziehung und Ausbildung, Bildung und Weiterbildung sind Investitionen in die Zukunft, die im ge-
samtgesellschaftlichen Interesse liegen. Sie durfen daher keinesfalls unter dem Vorwand der staatli-
chen Finanzknappheit beschnitten werden.

Das gesellschaftliche Umfeld fur Familien bzw. Erziehungsberechtigte hat sich grundlegend verdn-
dert. Dies hat zur Erweiterung der Formen des Zusammenlebens gefUhrt. Grundsétzlich gilt jedoch,
dass die Erziehungsberechtigten die Hauptverantwortung fur die Erziehung ihrer Kinder tragen.

Aufgabe des Staates ist es, dies im Rahmen seiner Moglichkeiten durch ein vielfaltiges Angebot zu
unterstUtzen. Inwieweit und in welcher Form von diesem Angebot Gebrauch gemacht wird, ent-
scheiden mit Ausnahme der Schulpflicht die Erziehungsberechtigten. Hierbei ergénzen sich die Er-
ziehungstdatigkeit zu Hause und die der Einrichtungen.

Einen Bildungsplan fUr die Krippen lehnen wir ab, ebenso die Einflhrung einer gebundenen Ganz-
tagsschule gegen den Willen der betroffenen Eltern.

e Die ODP vertritt ein ganzheitliches Bildungskonzept, welches das Lernen mit allen Sinnen bein-
haltet und die Entfaltung des Einzelnen im Rahmen seiner Méglichkeiten zum Ziel hat. Dabei
geht es um eine Chancengleichheit, deren Ziel nicht darin besteht, méglichst viele Kinder zum
Abitur zu fGhren, sondern vielmehr darin, jedem die Moglichkeit zu geben, seinen Begabungen
entfsprechend geférdert zu werden und so seinen Weg zu gehen. Musische F&cher und kreative
Angebote sind in allen Bildungseinrichtungen aufzuwerten, um das Empfindungsvermégen und
die Vielschichtigkeit der Welterfahrung zu steigern.

¢ Dementsprechend soll die Schullandschaft mdglichst vielfdltig sein. Dazu gehdren sowohl ein
dreigliedriges, durchldssiges Schulsystem als auch Gesamtschulen bzw. Gemeinschafts-schulen
und Modelle freier Trager. Staatlich anerkannte und genehmigte private Schulen sind staatli-
chen Schulen gleichzustellen. Ganztagesschulen und Ganztagesbetreuungs-angebote sollen
bedarfsgerecht das bisherige Schulangebot ergdnzen.

e Die ODP fordert die verstérkte Integration von Kindern aus anderen Sprachbereichen und Kultu-
ren, die gezielte Férderung lernschwacher Kinder durch zuséatzliche MaBnahmen auBerhalb des
regul@ren Unterrichts, aber auch die Forderung besonders begabter Kinder im Rahmen sellost
gewahlter Projekte. Die Integration von behinderten Kindern in den Regelunterricht ist im Rah-
men des Mdglichen anzustreben.

e Um die sprachlichen Grundlagen fUr den spdteren Schulbesuch zu festigen, ist ein Anspruch auf
kostenfreien Besuch eines Kindergartens im 5. Lebensjahr bundesweit zu gewdahrleisten.



Wahrend der ersten 6 Schuljahre soll der Unterricht mit innerer Differenzierung fUr alle gemein-
sam erteilt werden. Im dreigliedrigen Schulsystem erfolgt danach die duBere Differenzierung in
Hauptschule, Realschule und Gymnasium. Dies verbessert die Entscheidungsgrundlage fur die
Schulempfehlung erheblich und fUhrt zu einer besseren Férderung lernschwacher Schuler. Die
Durchld@ssigkeit zwischen den Schultypen ist in beiden Richtungen signifikant zu erhéhen.

Die ODP tritt fUr eine Qualitdtsoffensive durch kleinere Klassen und eine gréBere Selbstverant-
wortung der Schulen ein. Die Lehrerausbildung ist bundesweit starker didaktisch auszurichten,
ohne dass sich dabei die fachliche Ausbildung verschlechtert. AuBerdem ist eine konfinuierliche
Weiterbildung der Lehrkrafte sicherzustellen. DarUber hinaus soll im Unterricht Qualit&tskontrolle
durch externe Evaluation stattfinden.

Die ODP fordert ein modulares Abitur nach 12 bis 13 Jahren - die betreffenden Schilerinnen
und Schuler wahlen die Dauer individuell, je nach persdnlichem Leistungswillen. Ein fur alle Bun-
desl@nder verbindliches, einheitliches Mindestniveau der SchulabschlUsse ist herzustellen. Die
Méglichkeiten zur Weiterbildung und zu lebenslangem Lernen (z.B. an Volkshochschulen, Fach-
hochschulen, Universitdten) sind zu verbessern.

Mitmenschlichkeit, soziale Sensibilisierung sowie Erfahrungen in der Arbeitswelt sind durch das
Angebot von Sozial- und Betriebspraktika zu férdern. Je nach Schultyp ist dieses Angebot zu in-
tensivieren.

Die ODP will ein neues Hauptschulkonzept redlisieren, bei dem Projektunterricht und hé&ufige,
ausgedehnte Praktika einen besonders praxisorientierten Unterricht unterstitzen. Dabei sollen
neuartige Unterrichtsinhalte wie etwa Okologie, technisch-kreatives Grundwissen, soziales Ver-
halten, Gesundheit und Umgang mit Geld eingefthrt bzw. deutlich starker vermittelt werden.
AuBerdem muUssen in jeder Lerngruppe zusatzliche Tutoren eingesetzt werden, um auch auf Kin-
der aus schwierigem sozialen Umfeld eingehen zu k&nnen. Ein noch intensiverer Kontakt zu den
lokalen Betrieben als bisher soll Zukunftsperspektiven eréffnen, die die anderen Schultypen so
nicht bieten k&nnen.

Zu einer umfassenden Schulbildung gehéren das Erlernen grundlegender Arbeitsmethoden und
der Erwerb guter Sozialkompetenz. Schulen sollen das Forum sein, wo Zusatzqualifikationen in
Zusammenarbeit mit anderen Institutionen erworben werden kdnnen, zum Beispiel mit Sportver-
einen oder Musikschulen. Kooperationen mit solchen Tradgern der Jugendarbeit sind daher zu
unterstUtzen und auszubauen.

5.9 Hochschulen als Zukunfiswerkstatten

5.9.1 Die Aufgaben der Hochschulen

Hochschulpolitik ist Zukunftspolitik. Hochschulpolitische Weichenstellungen von heute entscheiden
Uber den Ausbildungs-, Wissen- und Forschungsstand von morgen. Damit bestimmen sie auch die
zukUnftigen dkonomischen und &kologischen, kulturellen und sozialen Standards.

Eine zentrale Rolle nehmen die Hochschulen bei der Vermittlung berufsrelevanter Qualifikationen
ein. Hier gilt es, die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und Wirtschaft zu intensivieren und das
theoretische Lernen mit Praktika und Traineeprogrammen zu verknUpfen. Eine klare Organisation

des berufsbezogenen Studienanteils tragt zur VerkUrzung der Studienzeiten und zur Reduzierung der

Zahl der Studienabbrecher bei.

Jedoch fassen wir Hochschulen nicht nur als Einrichtungen zur Vermittiung einer Berufsausbildung
auf. Sie sind auch der bevorzugte Ort fUr wissenschaftliche Forschung, interdisziplinéres Denken,

Lehren und Lernen. Im Kontext der Forderung nach lebenslangem Lernen stehen sie damit allen of-



fen, die auch ohne spezielles Berufsziel inren Horizont erweitern wollen. Insbesondere muss es mog-
lich sein, aus rein fachlichem Interesse studieren zu kbnnen. Dies bedingt ein ausgewogenes Ver-
haltnis zwischen Breite und Spezialisierung, das bei den verschiedenen Hochschultypen durchaus
unterschiedlich ausgepragt sein soll.

Im Zuge der Harmonisierung der europdischen StudienabschlUsse und der EinfUhrung der Bachelor-
und Masterstudiengdnge wird auch das Verhdltnis von (Fach)Hochschulen und UniversitGten neu
definiert. Jedoch soll die (Fach)Hochschule nach wie vor ihren Schwerpunkt eher berufsbildend
und die Universitat ihren Schwerpunkt bei der umfassenden akademischen Bildung setzen.

5.9.2 Gestaltung der Studiengdnge

Eine ganzheitliche Schulbildung muss die Studierféhigkeit der kUnftigen Studierenden gewdahrleis-
ten. Das ist zur Zeit nicht immer der Fall.

Umgekehrt muss aber ebenso die Studierbarkeit der einzelnen Studiengdnge von der jeweiligen
Hochschule sichergestellt werden. Ein verschultes Studium allein nach starren Studienordnungen,
wie sie die meisten Bachelor- und Master-Studiengdnge aufweisen, wird den vielfdltigen Anforde-
rungen im Berufsleben nicht gerechf.

Aufbaustudiengdnge sollen im Sinne lebenslanger Lernprozesse weiter ausgebaut werden. Hoch-
schulen mussen mehr als bisher zu Statten berufs- und lebensbegleitender Aus- und Weiterbildung
werden.

Vor diesem Hintergrund befUrworten wir einen gestuften Aufbau des Studiums, wobei jede Stufe mit
einer klar dokumentierten Qualifikation abgeschlossen wird. Solche Stufen kbnnen sein: Zwischen-
prufung, Bachelor, Master/Diplom/Staatsexamen, Weiterbildung/Promotion.

Dabei soll jede Stufe mindestens den Umfang eines 2-jahrigen Vollzeitstudiums haben. Die studien-
begleitenden, schriftichen PrOfungen muUssen in jeder Stufe mit einer mindlichen Abschlussprifung
ergdnzt werden, damit der Zusammenhang zwischen einzelnen Modulen nicht verloren geht. Ab
der 2. Stufe tritt jeweils eine schriftliche Abschlussarbeit hinzu. Wahrend die 1. Stufe straff organisiert
ist, bestehen die weiteren Stufen ausschlieBlich aus Wahlpflichtmodulen.

5.9.3 Hochschul- und Studienfinanzierung

Um ihren vielfdltigen Aufgaben in Zukunft gerecht werden zu k&nnen, bedUrfen unsere Hochschu-
len einer solideren Finanzausstattung. Nur bei einer bedarfsgerechten Hochschul- und Studienfinan-
zierung sind die Studierbarkeit der Studiengdnge und eine qualitativ hochwertige Forschung Uber-
haupt erreichbare Ziele.

Die Hochschulen bedurfen einer Grundfinanzierung, die an die Studierendenzahl gekoppelt ist. Dar-
Uber hinaus sollen die Hochschulen mit zusatzlichen Mitteln fUr exzellente Forschung und Lehre be-
lohnt werden.

Eine Beteiligung der Studierenden an den eigenen Ausbildungskosten soll nur in Sonderfdllen erfol-
gen, etwa bei einer erheblichen Uberschreitung der Studienzeit. In jedem Fall muss der erste, quali-
tativ dem Diplom oder Magister vergleichbare Abschluss gebUhrenfrei bleiben. Allgemeine Studien-
gebUhren wirden bestimmte soziale Schichten vom Hochschulstudium ausgrenzen und die Studi-
enzeiten verldngern, da haufig zeitintensive Nebenjobs zur Erwirtschaftung der StudiengebUhren
angenommen werden mussten.

Mit den immer stérkeren Versuchen der Lander, sich aus der Finanzierung der Hochschulen zurGck-
zuziehen, kommt es zu einer Abwertung der Geisteswissenschaften. Die Einwerbung von Drittmitteln
darf nicht das entscheidende Kriterium fUr die Bewertung des Nutzens von Forschung und Ausbil-
dung sein.



Im Gegenteil: die Unabhdngigkeit insbesondere der Forschung von Partikularinteressen aus Wirt-
schaft und Politik muss gestarkt werden. Beispielsweise sollen an staatlich finanzierten Forschungs-
einrichtungen erzielte Forschungsergebnisse immer zuerst vom Auftragnehmer der Offentlichkeit
vorgestellt werden, selbst dann, wenn die konkrete Studie industriefinanziert ist.

Die Diskussion Uber Wissenschaftsethik wollen wir verstarkt fUhren und gefihrt sehen. Eine Berlck-
sichtigung der BedUrfnisse der Wirtschaft ist zwar sinnvoll, darf aber nicht zur Ausgrenzung von For-
schungsthemen oder zu Gefdlligkeitsgutachten fGhren, wie das heute schon vielfach geschieht.

5.9.4 Hochschulreform

Im Zuge der gegenwartigen Hochschulreformen werden oftmals SparmaBnahmen als Strukturre-
form getarnt. Beispielsweise scheinen die in den letzten Jahren eingefGhrten Juniorprofessuren auf
den ersten Blick ein Schritt zur Demokratisierung und Modernisierung der Lehre, gleichzeitig auch zur
rascheren Qualifikation von Nachwuchskréften zu sein.

Praktisch bedeutet die Juniorprofessur jedoch, dass junge Wissenschaftler bereits wdhrend ihrer
Qualifikationsphase mit der vollen AufgabenfUlle eines Professors in der Lehre betraut werden, dann
aber nach wenigen Jahren nur weiterbeschdaftigt werden, wenn sie sich in der Forschung hinrei-
chend qudlifiziert haben.

Vor diesem Hintergrund wird eine groBe Zahl der Juniorprofessoren sich wissenschaftlich nicht hinrei-
chend qualifizieren kdnnen. Zugleich wird die Eignung fur die Lehre bei Berufungsverfahren nach
wie vor nicht angemessen bertcksichtigt.

Auf jeden Fall mUssen wieder mehr Dauerstellen geschaffen werden, die jungen Akademikern eine
berufliche Perspektive bieten, auch wenn sie keine Professur erreichen. Der Abbau des akademi-
schen Mittelbaus in einigen Bundesldndern wirkt sich fUr den Lehrbetrieb duBerst negativ aus. Ohne
materielle Sicherheit ergreifen die besten Absolventen keine Hochschullaufbahn.

Ein wesentlicher Nachteil des jetzigen deutschen Hochschulsystems ist es, dass Spitzenleistungen
nicht angemessen belohnt werden. Bei der Berufung von Professoren besteht weder beim Gehalt
noch bei den Forschungsmitteln ein hinreichender Verhandlungsspielraum. Beispielsweise gibt es in
der gegenwdartigen W-Besoldung befristete Leistungszulagen.

Da diese Besoldung aber gegenUber der fruheren C-Besoldung aufkommensneutral eingefUhrt
wurde, haben die Universitéten viel zu geringen Spielraum bei der Gewdhrung der Zulagen; de
facto wird die W-Besoldung von Seite der Universitdtsverwaltungen als SparmaBnahme genutzt.
Das hat zur Folge, dass die besten Wissenschaftler meist ins Ausland abwandern.

Ein weiterer schwerwiegender Nachteil des jetzigen Hochschulrechts ist, dass starre Altersgrenzen

fUr Berufungen bestehen. Daher lohnt es sich fUr dltere deutsche Wissenschaftler nicht, durch be-
sondere Leistungen einen Ruf auf eine Professorenstelle anzustreben.

¢ Angemessene Finanzausstattung der Hochschulen im Zuge einer Steuerreform zugunsten der
Bildung, bei gleichzeitigem Abbau der birokratischen Reglementierung.

e Klare Gliederung des Studiums durch gestuften Aufbau.

e Verbesserung des Unterrichts durch Aufwertung der Lehre.

e Keine StudiengebUhren fUr das erste Studium mit substantieller Qualifikation.
e Starkung des akademischen Mittelbaus.

e Rechte des Forschers an seinen Forschungsergebnissen auch bei Finanzierung durch Drittmittel.



¢ Aufhebung beamtenrechtlicher Besoldungsvorschriften, die zur Folge haben, dass hoch qualifi-
zierte Wissenschaftler abwandern bzw. deutschen Universitdten fernbleiben.

5.10 Verbraucher und Verbraucherinnen schutzen

Trotz vielerlei negativer Begleiterscheinungen wird das Konsumieren fir immer mehr Menschen zum
Lebensmittelpunkt. Die Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen steigt sténdig. Gleichzeitig
werden Produktionsabldufe und Marktstrukturen zunehmend weniger Uberschaubar und die Infor-
mationen Uber Gefahrenpotentiale fUr den Verbraucher schwerer zugdnglich. Das Uberangebot
an Waren und Dienstleistungen erschwert Qualitats- und Preisvergleiche.

Dies erkl@rt auch, warum die Verbraucher und Verbraucherinnen in der Vergangenheit eine Wirt-
schaftsweise der Vergeudung, Vernichtung und Fehlsteuerungen fast widerspruchslos mitgemacht
haben. Bei méglichst niedrigen Preisen wurde stillschweigend eine gleichbleibend hohe Qualitat
und Sicherheit z.B. bei Lebensmitteln vorausgesetzt. Die BSE-Krise hat diese lllusion grindlich zerstért.
In der Folge gewann das Thema Verbraucherschutz wesentlich an Bedeutung.

Allerdings wurde allein durch die Umbenennung eines Ministeriums die wirklich notwendige Umori-
enfierung noch I&ngst nicht erreicht, die sicherstellen muss, dass die funf Grundrechte des Verbrau-
chers die von der EG bereits 1975 in einer Charta festgelegt wurden, auch garantiert werden:

Recht auf Schutz der Gesundheit und Sicherheit,

Recht auf Schutz der wirtschaftlichen Interessen,

Recht auf Wiedergutmachung erlittenen Schadens,

Recht auf Unterrichtung und Aufkldrung sowie

Recht auf Vertretung.

Angesichts des riesigen Aufgabengebietes kann Verbraucherpolitik nicht weiterhin nur ein An-
hangsel der Wirtschaftspolitik sein, sondern muss zum eigensténdigen Politikfeld werden.

Hauptziel muss dabei sein, bei Produktion, Handel und Dienstleistungen den kurzfristigen Wirtschafts-
inferessen, den 6konomischen Prinzipien maximaler Arbeitsteilung, der ricksichtslosen Gewinnopfi-
mierung, der Ausdehnung der Mdrkte und weltweitem Wettbewerb entgegenzutreten, sobald er-
kennbar wird, dass die Entwicklung zu Lasten der Verbraucher und Verbraucherinnen und kom-
mender Generationen geht.

Die Verbraucherpolitik muss alle Bereiche wie z.B. Agrar-, Wirtschafts-, Mobilitats-, Medien-, Gesund-
heits- Bildungs- und Forschungspolitik umfassen. Sie muss den Schutz der Verbraucher/innen vor de-
fekten oder gefdhrlichen Produkten, unlauteren Vertriebsmethoden, unseridsen Geschaftsbedin-
gungen und Uberhdhten Preisen gewdhrleisten.

Prévention ist auch auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes der beste Weg, um Sch&den von
vornherein zu verhindern. Die in mehreren Bereichen vom Gesetzgeber bereits geschaffenen Kon-
trollsysteme sind noch keineswegs ausreichend (z.B. bei Chemikalien und im Mobilfunkbetrieb).

Die Schutzerwartungen sind begrindet in der staatlichen Schutzpflicht gegeniber den Birgerinnen
und BUrgern, die derzeit keinesfalls ernst genug genommen wird.



Zu erreichen sind die noétigen Verdnderungen sicher nur, wenn alle VerbraucherschutzaktivitGten
koordiniert und das Verbraucherschutzrecht weiterentwickelt und durchgesetzt wird. Das setzt vor
allem hoheitliche Befugnisse und damit die Existenz einer zentralen Behérde voraus.

e Verbraucherpolitik als eigenes Politikfeld.

e Schaffung einer eigenen zentralen Verbraucherschutzbehoérde (z.B. durch Ausbau des Bun-
deskartellomts), die sich deutlich von dem jetzigen Konzept eines einheitlichen Ministeriums
fUr Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Ern&hrung unterscheidet und als Sachwalterin der
Verbraucherinteressen bei allen Gesetzesentwirfen und Vorhaben die Auswirkungen auf
den Verbraucherschutz mit einbringt.

e FEinrichtung der Stelle eines Verbraucherschutzbeauftragten analog dem Datenschutzbe-
auftragten.

e Abschaffung der Ministererlaubnisse bei Kartellgenehmigungen.
e Bessere Ausstattung und Stérkung der Rechte der Datenschutzbeauftragten.

e EinfGhrung eines leistungsfahigen Wettbewerbsrechts, in dem der Schutz vor tGuschender,
unsachlich beeinflussender, verschleiernder, diskriminierender und beldstigender Werbung
festgeschrieben ist.

¢ Klagerecht der Verbraucherschutzbehérde, um z.B. den Schutz vor unlauteren Vertriebsme-
thoden und Geschdaftsbedingungen durch Unternehmen besser unterbinden zu kénnen. Ur-
teile in Sachen Verbraucherschutz mUssen verbindlich werden.

¢ Gewdhrung eines erweiterten Vertragsauflosungsrechts und Einflhrung eines Schadenser-
satzanspruchs bei Schaden, die durch unlautere Handlungen oder Werbung entstanden
sind.

¢ Schaffung eines Bundestagsausschusses fur Verbraucherfragen (vgl. Europdisches Parla-
ment), um die derzeit auf zahlreiche Ausschusse verteilte Kontroll- und Kritikfunktion sinnvoller
zu bUndeln.

e Verbot von offener und verdeckter Tabak- und Alkoholwerbung. Beschrénkung des Vertrie-
bes von Tabakprodukten auf Fachgeschdafte, zu denen Minderjdhrige keinen Zugang ha-
ben durfen. Verabschiedung eines bundeseinheitlichen Nichtraucherschutzgesetzes unter
Einbeziehung des Mitarbeiterschutzes, denn kein Mensch darf zum Mifrauchen gezwungen
werden! Die Kosten der Sché&den durch Tabak- und Alkoholgebrauch mussen entsprechend
dem Verursacherprinzip wie in den USA von den jeweiligen Industrien gefragen werden. Ex-
portverbote fUr Tabakprodukte.

e Verstarkte Forschung und AufkliGrung Uber die Gefahren des Elekfrosmogs.

e Senkung der Strahlengrenzwerte fUr Mobilfunkanlagen und Handys (Grenzwert von
100uW/m2 bzw. von 10uW/m2 in reinen Wohngebieten und Aufenthaltsorten von Kindern
und Jugendlichen, z.B. Kindergdrten und Schulen, sowie Krankenhdusern).

e Schutz vor einer Vielzahl von chemischen Stoffen, die unsere Gesundheit bedrohen, durch
strenge Zulassungsverfahren, wie von der EU-Kommission vorgeschlagen (z.B. Substanzen zur
Haltbarmachung und Geschmacksverstdrkung in Lebensmitteln, zahlreiche Wohngifte wie
Formaldehyde, Holzschutzmittel, Lacke, die die Luft in unseren Wohnungen verpesten,
Schadstoffe im Trinkwasser).

e Anlegung strengerer MaBsté&be an die Unbedenklichkeit von Lebensmittelzusatzstoffen und



grondlichere laufende Uberwachung auf sché&dliche RUckstéinde. Inhaltsstoffe und Hilfsmit-
tel in Lebensmitteln mUssen vollsténdig und gut erkennbar deklariert werden.

EinfGhrung des GUtesiegels ,,Gentechnikfrei* oder zumindest eine vollstGndige Deklaration
bestrahlter oder gentechnisch erzeugter Lebensmittel auch unterhalb der derzeit vorhande-
nen Kennzeichnungsschwelle.

Klare und restriktive gesetzliche Regelungen bezlglich Gentests in der Versicherungswirt-
schaft anstaftt ungentgender SelbstverpflichtungserklGrungen.

Definitives Verbot der TiermehlfUtterung an Nutztiere.
Generelle Umkehr der Beweislast in Verbraucherschutzfragen, auch bei Bankgeschdaften.

Weitgehende Sireichung der Ausnahmeregelungen im Verbraucherinformationsgesetz und
Begrenzung der GebUhren fur Auskinfte auf maximal 50 €. Bei Genehmigungsverfahren,
welche zumindest eine Umweltvertréglichkeitsprifung erfordern, sind die Offnungszeiten der
betroffenen Behdérden arbeithnehmerfreundlich zu erweitern.

Nein zur Freisetzung gentechnisch manipulierter Lebewesen, weil die damit verbundenen
Risiken for die Okosysteme nicht abschéatzbar sind. Insbesondere in der Landwirtschaft und in
der Lebensmittelindustrie lehnen wir den Einsatz der Gentechnik ab, da er zu einer weiteren
Industrialisierung und Monopolisierung dieser Bereiche fihrt, einer Dezentralisierung und Ex-
tensivierung entgegenwirkt und den weiteren Verlust genetischer Vielfalt zur Folge hat. Eine
deutliche Kennzeichnung entsprechend hergestellter Produkte, z.B. bei Importware, muss
vorgeschrieben werden.

Die ODP wird die Artenvielfalt als wesentlichen Teil unserer Lebensgrundlage schitzen. Dazu
gehort auch die unabdingbare gentechnikfreie Reinheit des Saatguts. Der Einsatz gentech-
nischer Verfahren in der Landwirtschaft und Nahrungsmittelproduktion ist zu unterbinden.






AuBen- und Entwicklungspolitik mUssen primdr dem Schutz des Lebens und der Lebensgrundlagen
auf der Erde dienen.

Der Treibhauseffekt, der 6kologische Raubbau, die Verschwendung nicht erneuerbarer Rohstoffe,
der Kampf um wertvolle Ressourcen, Verkehrswege und Absatzmdarkte sowie knapp werdendes
Trinkwasser fGhren immer wieder zu Konflikten.

Okologische Stabilitat, mdglichst dezentral-demokratische Strukturen sowie die friedliche Durchset-
zung der politischen, sozialen und kulturellen Menschenrechte sind unabdingbare Voraussetzungen
fUr ein langfristig friedliches Zusammenleben der Menschen auf der Erde.

Vorausschauende Politik zielt darauf ab, weltweit die natiurlichen Lebensgrundlagen in all ihrer Viel-
falt zu erhalten, demokratisches Bewusstsein und rechtsstaatliche Strukturen zu fordern, eine faire
Weltwirtschaftsordnung zu etablieren, die Achtung der Menschenrechte voranzutreiben und den
friedlichen Verfahren der Streitbeilegung bei zwischenstaatlichen Konflikten Geltung zu verschaffen.
Diesen Zielen ist die deutsche Entwicklungspolitik im nationalen und internationalen Rahmen ver-
pflichtet.

6.1 Frieden ermoglichen - Sicherheit schaffen

Friedens- und Sicherheitspolitik bedeutet fir die ODP nicht nur die Abschaffung aller ABC-Waffen
und eine moglichst weitgehende Reduzierung aller anderen Waffensysteme, sondern eine umfas-
sende Politik der Konfliktvorbeugung mit friedenserhaltenden MaBnahmen. Kinftig mussen ethnisch
oder nationalistisch, ideologisch oder dkonomisch motivierte militdrische Konflikte schon im Vorfeld
vermieden werden.

An der AufrUstung vieler Lander, der Verbreitung milit@rischer Technologien und der Waffenherstel-
lung sind der deutsche Staat und viele deutsche Firmen beteiligt. Waffenlieferungen in Krisenge-
biete haben bis heute Kriege mit Millionen Toten und zugleich den Raubbau an Bodenschatzen
und Natfur begUnstigt.

Waffenexporte in Krisengebiete sind als Beihilfe zum Krieg anzusehen. Wahrend wenige hierdurch
reich werden, werden die Kosten fUr die FIGchtlinge und den Wiederaufbau den Bewohnern der
Kriegsgebiete und der Aufnahmeldnder aufgebUrdet.

Kriege, bei denen die Zivilbevdlkerung massiv geschdadigt und bombardiert wird, verschérfen Kon-
flikte, anstatt sie zu I6sen. Nationale Alleingdnge zerstéren zudem die friedenserhaltende Wirkung
des Volkerrechts und schwdchen die UN. Dies gilt zugleich fUr den so genannten ,,Anti-Terror-
Krieg" der USA, der durch exzessive Gewalt und die Férderung undemokratischer Regime wie in
Saudi-Arabien oder Pakistan die globale Verbreitung von Sicherheit, Demokratie und Menschen-
rechten nicht geférdert, sondern behindert hat.

Die langfristige Abschaffung der Massenvernichtungswaffen, der Abbau konventioneller Waffensys-
teme sowie friedliche Konfliktvorbeugung und eine Politik sozialer Gerechtigkeit entziehen terroristi-
schen Gruppen einen GroBteil ihrer Handlungsmoglichkeiten.

Die Handlungsfahigkeit der UN fUr friedenserhaltende Einsétze (Blauhelme) wird durch das Veto-
recht im Weltsicherheitsrat und die ausstehenden Mitgliedsbeitrdge selbst reicher Ladnder wie etwa
der USA geschwdcht.

Nur die UN sind jedoch berechtigt, BeschlUsse Uber friedenserhaltende und friedensschaffende
MaBnahmen zu fallen; nur die UN haben die politische Legitimitat, langfristig fur Frieden und Sicher-
heit zu sorgen.



Friedens- und Konflikiforschung, Férderung von Friedenskompetenz

e Einrichtung bzw. Férderung von Friedens- und Konfliktforschungsinstituten. Jahrliche Anhérungen
im Deutschen Bundestag mit Menschenrechts- und Entwicklungshilfe-Organisationen.

e Jdahrliche Organisation von Friedenskundetagungen durch die Bundesregierung.

e Feste Einbindung von Friedensp&dagogik, Kommunikationsfahigkeit, Schulung der Eigenwahr-
nehmung und Gewaltfreiheit in Schule, Erwachsenenbildung und &ffentlich-rechiliche Medien.

Ziviler Friedensdienst und Konflikivorbeugung

e Ausbau des zivilen Friedensdienstes, der in Zusammenarbeit mit geeigneten Nichtregierungs-
Organisationen zur Konfliktvorbeugung und gewaltfreien Losung von Konflikten in Krisengebie-
ten eingesefzt wird. Dabei sollen Verireter aller Religionen und ethnischen Gruppen der betref-
fenden Gebiete eingebunden werden. Konfliktvorbeugung und friedliche Konfliktbeilegung be-
sitzen absoluten Vorrang vor militérischer Gewalt.

Menschenrechte, Internationale Gerichtsbarkeit

¢ UnterstUtzung nationaler und internationaler Organisationen, die sich fur Menschenrechte und
den Schutz von Freiheits- und Selbstbestimmungsrechten der Vélker im Rahmen der UN-Charta
einsetzen.

¢ Auf Grundlage der Allgemeinen Erkl&rung der Menschenrechte der UN sind die beiden darauf
bauenden Abkommen Gber politische und burgerliche Rechte sowie Uber wirtschaftliche, sozi-
ale und kulturelle Rechte gleichermaBen einzuhalten.

¢ Die Verletzung des Menschenrechts auf Nahrung muss ebenso weltweit gedchtet werden wie
der Einsatz von Kindersoldaten, Todesstrafe, Folter, Vergewaltigung und VerstUmmelung.

e Zum Schufz von Volkerrecht und Menschenrechten ist die grenzUberschreitende juristische Zu-
sammenarbeit sowie die Verrechtlichung der internationalen Beziehungen zu stérken.

¢ Deutschland muss daher weiterhin den Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) in Den Haag,
der fur Volkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen zustandig ist,
den Internationalen UN-Gerichtshof (IGH) in Den Haag, der Streitigkeiten zwischen Staaten
schlichten soll, sowie den Europdischen Gerichtshof fur Menschenrechte (EGMR) in StraBburg
bestmdglich unterstutzen.

e 2008 hat sich die Bundesrepublik Deutschland der obligatorischen Gerichtsbarkeit des Internati-
onalen Gerichtshofs (IGH) unterworfen. Sie hat damit den IGH als Hauptrechtsprechungsorgan
der UN gestarkt und damit zur Starkung des Vélkerrechts beigetragen.

e Der dabei gemachte doppelte Militdrvorbehalt aber macht die deutsche Anerkennungs-erkla-
rung fur weite Teile des Vlkerrechts wertlos. Mit ihm werden vélkerrechtliche Streitigkeiten Uber
den Einsatz deutscher Streitkrafte im Ausland und Gber die Nutzung deutschen Hoheitsgebiets
fOr militérische Zwecke von der Zustdndigkeit des IGH ausdricklich ausgenommen. Dieser dop-
pelte Militérvorbehalt ist umgehend zurckzunehmen.

Gerechte Verteilung und sparsamer Umgang mit knappen Ressourcen
e Zur Konfliktvorbeugung gehort auch die gerechte Verteilung knapper Ressourcen wie z.B. der
freie Zugang zu Trinkwasser, die Sicherstellung des Existenzminimums (Nahrung, Kleidung, Behau-

sung) und eine flachendeckende Versorgung mit Bildungs- und Gesundheits-einrichtungen.

e Ebenso wichtig sind die Einsparung von Energie und der Umstieg auf Erneuerbare Energiefrager.



Wie zuletzt Rohstoffkriege (z.B. Irakkrieg 2003) gezeigt haben, ist die Einsparung von Energie und
der Umstieg auf Erneuerbare Energietrger ebenfalls entscheidend bei der Kriegsvorbeugung.

Um den Staaten diese MaBnahmen zu erleichtern, sind marktbeherrschende Stellungen einzel-
ner Firmen zu verhindern bzw. zu beenden.

Drastischer Abbau der Ristungsexporte

Die deutschen RUstungsexporte sind drastisch zu reduzieren, die Anlagen auf zivile Produktion
umzustellen. RUstungsexporte dirfen generell nur noch in MitgliedslGnder der EU und der NATO
erfolgen und sind strikt an die Einhaltung der international giltigen menschenrechtlichen Stan-
dards zu binden (v. a. UN-Charta und Europdische Menschenrechtskonvention).

Falls ein Empféngerland diese Standards nicht einhdlt oder schon die Kontrolle dieser Standards
verweigert, ist jegliche RUstungskooperation - unabhdngig von Mitgliedschaft in EU oder NATO -
sofort einzustellen. AuBerdem mussen die Endverbleibsnachweise endlich wirksam kontrolliert
werden.

Zu den RUstungsexporten z&hlen auch die Lizenzvergabe und die Errichtung von Produktionsan-
lagen zur Herstellung von Waffen oder Waffenkomponenten.

Die Strafen bei Zuwiderhandlungen sind deutlich zu verscharfen. Einnahmen, die nachweislich
aus Waffenexporten in Kriegsgebiete und aus dem Verkauf oder der Verarbeitung von Rohstof-
fen aus Kriegsgebieten stammen und von Personen oder Firmen mit Sitz in Deutschland erzielt
worden sind, sind in voller Hohe vom Staat abzuschdpfen und je zur HAlffe dem UN-
Flochtlingshilfswerk (UNHCR) und der UN-Welterndhrungsorganisation (FAO) zur Verfigung zu
stellen.

Abbau dller ABC-Waffen, Verbot von Landminen

Schrittweiser Abbau aller ABC-Waffen mit dem Ziel inrer Achtung und ihres Verbots. Weltweite
Kontrolle des Abbaus. Sofortiger Abzug der in Deutschland gelagerten Atomwaffen. Einstellung
sé@mitlicher Versuche mit diesen Waffen.

Keine Stationierung bzw. Neuentwicklung von Weltraumwaffen jeglicher Art. Konsequente Be-
k&mpfung der Weitergabe von Atomwaffen und Exportverbot fur atomtechnische Anlagen ein-
schlieBlich deren Technologie.

Das Verbot von Antipersonenminen und Streumunition ist besser durchzusetzen. Die Produzen-
ten dieser Waffen mussen verpflichtet werden, in voller Hohe fUr die Kosten ihrer Beseitigung
aufzukommen. Ein Verbot aller Landminen ist schnellstens zu erreichen.

Die deutsche AuBenpolitik soll die Staaten, von deren Zustimmung das Inkraftireten des 1996
beschlossenen infernationalen Atomteststoppabkommens (Comprehensive Nuclear-Test-Ban
Treaty — CTBT - vgl. www.ctbto.org) abhdngt und die es noch nichft ratifiziert haben, dringend
auffordern, das zu tun, also das Abkommen durch ihr Parlament zu bestatigen, damit dieser
Meilenstein der Friedenspolitik offiziell in Kraft tritt.

Im Dezember 2015 waren das Agypten, Iran, Nordkorea und vor allem die Atommé&chte USA,
China, Indien, Pakistan und Israel.

Beschrankung der Rechte ausldndischer Streitkrafte in Deutschland

Die Uberflugrechte und Militdrbasen ausléndischer Streitkrafte in Deutschland dirfen ausschlieB-
lich im Sinne des Vélkerrechts genutzt werden.

Gemeinsame AuBBen- und Sicherheitspolitik der EU

Ziel der gemeinsamen AuBenpolitik ist die Férderung friedlicher Konfliktlésung, der politischen,
sozialen und kulturellen Menschenrechte, demokratischer Strukturen sowie des Umweltschutzes.


http://www.ctbto.org/

Die EU handelt bei internationalen Konflikten in enger Absprache mit der UN; sie ist nicht legiti-
miert, an die Stelle der UN zu freten.

Die im Vertrag von Lissabon vereinbarte Aufristung (Art. 42,3) aller Mitgliedsstaaten geht in die
falsche Richtung; sie ist aufzukindigen.

Rolle der NATO

Die ODP bekennt sich zur NATO-Mitgliedschaft Deutschlands. Der Auftrag der NATO muss aber
auf die Verteidigung innerhalb des NATO-Vertragsgebietes beschrankt bleiben.

UN-Reform

Wir fordern eine umfassende Reform der UN, damit diese im Auftrag aller Nationen zum Fundao-
ment und Garanten einer neuen, friedlichen und gerechten Weltordnung werden kann.

Hierzu gehort eine tiefgreifende Demokratisierung der UN, insbesondere die Starkung der Voll-
versammlung gegenUber dem Weltsicherheitsrat.

Die UN einschlieBlich der UN-Sonderorganisationen wie Internationaler Wahrungsfonds und
Weltbank muUssen die friedliche Durchsetzung von Demokratie und Menschenrechten sowie
eine gerechte Weltwirtschaftsordnung und GuUterverteilung férdern. Auf Bérsen-spekulationen ist
eine Finanztransaktionssteuer zu erneben. Diese Einnahmen stehen den UN fUr globale Entwick-
lungs- und Umweltaufgaben zur Verfiugung.

Die friedenserhaltenden Blauhelmeinsdtze der UN sind finanziell zu starken. Langfristig ist eine
stehende UN-Einsatztruppe einzurichten, um Interventionen unabhdngig von den Eigeninteres-
sen der Staaten zu erméglichen.

Konfliktvorbeugung und friedliche Konfliktbeilegung besitzen absoluten Vorrang vor Sanktionen
und militarischer Gewalt, um einen Aggressor zurUckzudrangen. UN-Sanktionen durfen sich nicht
gegen die Zivibevdlkerung richten.

Deutschland bendtigt keinen sténdigen Sitz im UN-Sicherheitsrat. Wichtiger ist die konsequente
Demokratisierung der UN.

Terrorismusbekampfung, Geheimdienstkontrolle

Die Bekdmpfung des internationalen Terrorismus muss ausschlieBlich mit politischen, polizeilichen
und geheimdienstlichen Mitteln erfolgen. Der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag muss
die Zustandigkeit auch fUr die juristische Aufarbeitung des internationalen Terrorismus erhalten.
Es darf nicht mehr toleriert werden, dass Geheimdienste den Terrorismus fordern.

Geheimdienste sind daher strikter parlamentarischer Kontrolle zu unterwerfen und auf die rein
nachrichtendienstliche Tatigkeit aus 6ffentlich zugdnglichen Quellen zu beschréanken. Ver-
deckte Operationen u. @. mussen unterbunden, VerstéBe dagegen bestraft werden.

Verteidigung als staatliche Aufgabe, Schutz von Gefangenen und Zivilbevélkerung

Die Privatisierung von Verteidigungsaufgaben muss verboten bleiben. Der Aufstieg privater Mili-
tarfirmen beschleunigt Uberall auf der Welt den Macht- und Steuerungsverlust der Staaten und
heizt Konflikte an.

Gefangene haben ausnahmslos Anspruch auf die Einhaltung der internationalen Vereinbarun-
gen wie die Genfer Konvention und die Haager Landkriegsordnung.

Ubergriffe und Kriegsverbrechen durch Soldaten oder Séldner sind konsequent durch nationale
Gerichte und den Internationalen Strafgerichtshof zu bestrafen.



e Beimilit@rischen Intferventionen muss der Schutz der Zivilbevolkerung absoluten Vorrang haben.
Falls die Bundeswehr oder ihre BUndnispartner diesen umfassenden Schutz der Zivilbevolkerung
nicht gewdhrleisten wollen oder kbnnen, mUssen alle deutschen Truppen aus diesen Interventio-
nen umgehend abgezogen werden.

6.2 Die Rolle der Bundeswehr

Sicherheit ist ein wichtiges Gut. Auch nach dem Ende des Kalten Krieges spielt die Bundeswehr hier-
bei eine wichtige Rolle.

Da Deutschland heute von befreundeten Nationen umgeben ist, konnten die Truppenstérke redu-
ziert und so Haushaltsmittel gespart werden. Die weitere sicherheitspolitische Zusammenarbeit in
Europa und die Vereinigung der nationalen Armeen zu einer EU-Armee erméglicht weitere Um-
schichtungen zugunsten ziviler Zwecke.

FUr die Einsatzfahigkeit der UN, insbesondere fUr friedenserhaltende Blauhelmeinséize, sind Truppen
aus den UN-Mitgliedsstaaten erforderlich.

Die ODP betrachtet den Grundwehrdienst als freiwillige Wahloption fir das Sozial-&kologische Ge-
meinwohljahr im Bereich Sicherheit.

Die Verteidigungsarmee Bundeswehr darf darlber hinaus — auch in Krisenzeiten — nicht auf verfas-
sungswidrige Interventionen durch militGrischen Angriff onne UN-Mandat umgestellt werden. Die
Bundeswehr als Berufsarmee darf nur im Rahmen des VerteidigungsbUndnisses NATO zur Abschre-
ckung und Verteidigung gegen einen Aggressor eingesetzt werden.

¢ Die Kosten fur die weltweiten Einsdtze der Bundeswehr sind im Bundeshaushalt getrennt auszu-
weisen und jahrlich in einem gesonderten Bericht zu verdffentlichen.

¢ Die Bundeswehr ist eine Verteidigungsarmee. FUr die Teilnahme deutscher Streitkrafte an Aus-
landseinsdtzen mussen neben einem vélkerrechtskonformen UN-Mandat und der mehrheitli-
chen Zustimmung des Bundestags folgende Bedingungen erfullt sein:

o Der Deutsche Bundestag muss in der Lage sein, sich vor und wahrend des Einsatzes
deutscher Krafte unabhdngig und frei Zugang zu Informationen zu beschaffen, um
die Situation vor und wdhrend des Einsatzes moglichst genau beurteilen zu kénnen.

o UN-Kommissionen muUssen jederzeit die faktische Méglichkeit haben, Vorwurfen Uber
Kriegsverbrechen selbstandig vor Ort nachzugehen.

o Beider Finanzierung der Auslandseinsétze sind gleichzeitig auch RUckstellungen for
zivile Opfer zu treffen.

o Jeder Auslandseinsatz wird durch das Bundesverfassungsgericht von Amts wegen
auf seine VerfassungsmaBigkeit geprUft. Bei Verfassungsbruch sind die Verantwortli-
chen zur Rechenschaft zu ziehen.

e FUr die weltweite Anerkennung des Rechts auf Wehr- und Kriegsdienstverweigerung als Men-
schenrecht soll sich die Bundesregierung diplomatisch einsetzen. Den gleichen Schutz sollten
Soldaten genieBen, die sich ihnrem Einsatz oder Befehlen in vélkerrechtswidrigen Angriffskriegen
widersetzen.

e Aus den Verteidigungspolitischen Richtlinien der Bundeswehr sind die ,,Aufrechterhaltung des
freien Welthandels und des ungehinderten Zugangs zu Markten und Rohstoffen in aller Welt" zu



streichen.

e Préventivkriege" jeglicher Art sind durch Art. 26 GG und §80 StGB verboten. Das gilt auch for
die Auseinandersetzung mit weltweit operierenden Terrorgruppen.

e Sowohl der Besitz und erst recht der Einsatz von Kampfdrohnen durch die Bundeswehr sind alb-
zulehnen.

6.3 Europa - demokratisch, okologisch und dezentral

Bitte besuchen Sie unser Wahlprogramm zur Europawahl 2024: https://www.oedp.de/pro-
aramm/europawahlprogramm

6.4 Chancen fur Entwicklungslander

Die groBe materielle Ungerechtigkeit zwischen Industrie- und Entwicklungsldndern, die fortgesetzte
wirtschaftliche Ausbeutung der Entwicklungs- und Schwellenl&nder sowie die dort herrschenden
politischen und wirtschaftlichen Verhdaltnisse haben in diesen Ldndern katastrophale ZustGnde ver-
ursacht. Nach funf Jahrzehnten Entwicklungspolitik ist die Situation in den Entwicklungsi&dndern kei-
neswegs verbessert; oftmals ist sie sogar schlimmer als vor 50 Jahren.

Versagen der Entwicklungspolitik. Die bisherige Entwicklungspolitik hat weitgehend versagt. Sie ist
zu sehr ausgerichtet auf die Kooperation mit staatlichen Stellen, welche oftmals korrupt sind und
einen groBen Teil der Hilfsgelder veruntreuen, sowie auf die UnterstUtzung von zweifelhaften GroB-
projekten wie z.B. Stauddmmen, welche Hunderttausende von Menschen aus inrer Heimat vertrei-
ben. Nur wenige Projekte der ,offiziellen” Entwicklungshilfe bringen Vorteile fur die einfache Bevdl-
kerung.

Demokratiedefizit. Viele Entwicklungs- und Schwellenl&dnder werden von autoritGren Regimen re-
giert und sind gepragt durch den Gegensatz zwischen einer kleinen, exirem reichen Oberschicht
und der groBen, armen Bevdlkerungsmehrheit. Oft werden regionale, ethnische oder religidse Min-
derheiten gewaltsam unterdrickt und Menschenrechte missachtet. Korruption ist in staatlichen Ver-
waltungen aufgrund der minimalen Gehdlter in den &ffentlichen Diensten weit verbreitet.

Misswirtschaft. Die Wirtschaft der Entwicklungsl@nder ist in vielen Fallen von dirigistischen staatlichen
Vorgaben und einer massiven Vernachldssigung der Landwirtschaft gepragt. Wahrend in Gesund-

heit, Bildung und Erndhrung der Bevdlkerung vergleichsweise wenig investiert wird, z&hlen Entwick-

lungslander zugleich zu den besten Kunden bei Waffenexporten.

Dabei ist die Finanzverwaltung oftmals nicht in der Lage, die Vermdgen der reichen Oberschichten
zu besteuern. Wahrend einige Wenige riesige Vermdgen auf Konten im Ausland ansammeln, vere-

lendet die ohnehin arme Bevolkerung und muss mit inren Steuergeldern die Zinsen fUr Kredite (auch
fur Waffenkdufe und Luxusbauten) aufbringen. Nur zu oft werden solche Rahmenbedingungen von
skrupellosen Regierungen und Geschdéftemachern der Industriel&nder rGcksichtslos fur inre Zwecke

ausgenutzt.
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Zerstorung der heimischen Wirtschaft. Die systematische Zerstérung der Wirtschaft in vielen Entwick-
lungsléndern durch Firmen und Regierungen der Industrieldnder verscharft die Probleme. Der unge-
hinderte Zugriff internationaler GroBkonzerne auf den Markt der Entwicklungslénder zerstért vielfach
deren einheimische Wirtschaft. Und der als Landgrabbing bezeichnete Aufkauf riesiger landwirt-
schaftlicher Nutzfldchen durch fremde Staaten und ausldndische Konzerne raubt ihnen die Basis fUr
die Selbstversorgung der Bevolkerung und die Voraussetzung fUr eine eigenstéindige Entwicklung.

Handelspolitik der Industrieldnder. Die Industrieldnder schotten ihre eigenen Mdarkte gegenUber
Produkten aus Entwicklungs- und Schwellenldndern ab und verzerren den internationalen Wettbe-
werb mit Milliardensubventionen; allein an Agrarsubventionen geben die OECD-Staaten jahrlich
360 Milliarden US-Dollar aus. Hochsubventionierte landwirtschaftliche Uberschussprodukte, welche
zu Dumpingpreisen auf den Weltmarkt geworfen werden, untergraben die Existenzgrundlage von
Bauern in Enftwicklungsl@dndern und fGhren dort zu Not und Elend. Gleiches gilt fUr die europdischen
Fischereiflotten, welche die KUstengewdsser von Entwicklungsi@ndern leer fischen und damit die
dort lebenden Fischer um ihre Existenz bringen.

SchlieBlich ist es verantwortungslos, nur einige wenige Prozent der &6ffentlichen Haushalte for Ent-
wicklungshilfe auszugeben und gleichzeitig aus den betroffenen Ldndern unterbezahlte Produkte
von viel hdherem Gesamtwert herauszuholen. Entwicklungshilfe wird oftmals zur Exportférderung for
die heimische Wirtschaft in Entwicklungsl&@nder umfunktioniert, indem nur solche Projekte geférdert
werden, fUr welche die ndtigen InvestitionsgUter bei der heimischen Wirtschaft bestellt werden.

Geringe Entwicklungshilfe. Keines der Industriel@nder kommt der gemeinsam beschlossenen Selbst-
verpflichtung nach, 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts fUr staatliche Entwicklungshilfe auszuge-
ben. Deutschland liegt unter 0,3 Prozent.

Teufelskreis aus Armut, Hunger und Bevélkerungswachstum. Der Teufelskreis aus Armut, Hunger und
Bevolkerungswachstum, angefrieben und geférdert durch Verschuldung und strukturelle Fehlent-
wicklungen, stéBt schon heute an globale Grenzen. Landlosigkeit, Brandrodung in den Regenwdl-
dern und Verstédterung sind nur einige Symptome der Not und des unsagbaren Leids der in Ent-
wicklungsl@ndern lebenden Menschen. Unzdhlige Menschen sterben dort an Hunger und banals-
ten Infektionskrankheiten, kaum beachtet von den Industriel&dndern.

Bevolkerungsexplosion und Wanderungen. Bevolkerungsexplosion und globale Umwelt-katastro-
phen bedrohen das Leben auf der Erde. Deutlich gefdhrlicher als der Kinderreichtum der Armen ist
hierbei der Lebensstil der Reichen!

Allein die gedankenlose Verbrennung fossiler Energietrager wie Ol und Kohle durch die Industriel&n-
der ist lefztlich fUr die zunehmende Erwdrmung der Erde und die dadurch zu erwartenden Wande-
rungsbewegungen verantwortlich; Millionen von Menschen werden in den ndchsten Jahrzehnten
allein durch den steigenden Meeresspiegel ihre Heimat verlassen und in andere Gegenden wan-
dern mussen. Diese Volkerwanderung wird zwangsldufig einhergehen mit inneren und evtl. auch
AuBeren Konflikten bis hin zu Kriegen.

¢ Die Entwicklungspolitik muss sich endlich regional und am Prinzip der Nachhaltigkeit orientieren.
Sie dient — unter BerUcksichtigung von Demokratie und Menschenrechten — der Anhebung der
Lebensqualitdt unserer Mitmenschen in aller Welt. Sie darf nicht etwa eigenen wirtschaftlichen
Interessen untergeordnet werden.

e Die ODP setzt sich dafir ein, dass den Menschen in den Entwicklungsl@ndern unter Bewahrung
ihrer Kultur solidarische partnerschaftliche Hilfe geleistet wird. Diese kann nicht im Export um-
weltzerstérender und energieintensiver Industrien und Technologien in L&dnder bestehen, in de-
nen Arbeitskraft im Uberfluss zur Verfigung steht. Vielmehr sind Dienstleistungen, Waren sowie
angepasste handwerkliche und mittlere Technologien auszutauschen, wobei die Férderung der
Eigenstandigkeit dieser Ladnder Vorrang haben muss (Hilfe zur Selbsthilfe).



Es fehlt nicht so sehr an Mitteln, sondern es geht um deren sinnvolle Verwendung durch be-
schleunigte Planung und Umsetzung, méglichst an Ort und Stelle mit Hilfe regionaler EU-BUros
und in Kooperation vor allem mit Nicht-Regierungsorganisationen. Subsidiaritat heiBt auch, dass
Partner der Entwicklungspolitik nicht immer ein Staat sein muss, sondern auch kleinere Einheiten
wie Familien und Dorfgemeinschaften sein kénnen.

Es dUrfen keine ZuschUsse und keine Kredite (z.B. Hermes-BUrgschaften) fir Regime vergeben
werden, die die Menschenrechte nicht anerkennen.

Verbot der Einfuhr von Produkten, die unter Umgehung ethischer und gesundheitlicher Mindest-
standards, z.B. durch Zwangsarbeit oder Kinderarbeit, produziert wurden.

Entwicklungspolitik muss sich ldnderspezifisch an den tatsdchlichen GrundbedUrfnissen der Men-
schen ausrichtet und nicht an den Bedurfnissen reicher Oberschichten oder den Wirtschaftsinte-
ressen des Geberlandes. Dazu gehdren die Durchsetzung von Demokratie und Menschenrech-
ten, Bekdmpfung von Korruption, autoritérer und feudaler Strukturen sowie die Produktionsfor-
derung notwendiger Konsumguter.

Vordringlich sind die Forderung der medizinischen Grundversorgung, Alphabetisierungs- und Bil-
dungsprogramme fur breite Bevolkerungsschichten, insbesondere auch fur Frauen, der Aufbau
sozialer Sicherungssysteme, damit die hohe Kinderzahl als Basis der individuellen Alterssicherung
entbehrlich wird, sowie Hilfe bei menschenwurdigen MaBnahmen zur Familienplanung.

Frauen in Entwicklungsldndern leisten einen groBen Teil der materiellen Versorgung zusétzlich zur
Familienarbeit; sie sind nicht nur auf vielfaltige Weise benachfteiligt, sondern als die ,, Trimmer-
frauen der dkologischen Zerstorung* héufig auch die Leidtragenden der Entwicklung. Sie brin-
gen wesentliche Kompetenzen ein, um in allen gesellschaftlichen Bereichen, insbesondere
auch bei der Planung von Projekten aller Art, mitzuentscheiden.

Vor allem in den wachsenden stadtischen Ballungsgebieten der Entwicklungsi@nder sind Pro-
gramme zur Verbesserung der MUllentsorgung, der Wasserversorgung und Abwasserreinigung
sowie der Luftreinhaltung ndtig. Jegliche MUllexporte aus Industrieléndern in Entwicklungsl@nder
sind zu unterbinden.

Wir streben gerechte Bedingungen auf dem Weltmarkt fir den Handel mit Entwicklungs-ldndern
an. Die WTO soll zur ordnungspolitischen Institution fortentwickelt werden, die die Prinzipien einer
Okologischen und sozialen Marktwirtschaft fir den Welthandel durchsetzt. Sie soll eine Steuer
auf internationale Kapitaltransfers erheben kénnen, um damit die sozialen und dkologischen
Folgekosten einer globalisierten Weltwirtschaft zu mindern - denn wdhrend Kapital frei fransfe-
riert werden kann, bleiben die Arbeithehmer und die Natur vor Ort.

Schuldenerlass fur die drmsten Lander ist zu gewdhren, wenn diese ernsthafte Anstrengungen
zur Beseitigung der Schuldenursachen unternehmen.

Heimische Kleinbetriebe in Landwirtschaft und Handwerk sind unabdingbar fir die értliche Ver-
sorgung, arbeiten regional angepasst und nachhaltig, bzw. kénnen sich flexibel in dieser Hin-
sicht entwickeln. Deshalb sind die WTO-Vertrdge und die geplanten Vertrdge zum Schutz der
Investitionen internationaler Konzerne entsprechend abzudndern.

Alle Politikbereiche (insbesondere die Wirtschaftspolitik, die Agrarpolitik und die Entwicklungspo-
litik) mUssen darauf ausgerichtet werden, dass alle Ladnder der Welt inr Recht auf Erndhrungssou-
verdnitat uneingeschrankt wahrnehmen kénnen. D.h. sie mUssen frei in inrer Entscheidung sein,
wie sie die Erndhrung ihrer Bevolkerung gewdhrleisten, ob durch den vorrangigen Anbau der
benodtigten Nahrungsmittel im eigenen Land oder durch Import oder durch ein frei gewdhltes
Verhdltnis aus beidem. Einmischungen von auBen — etwa durch Weltbank oder Internationaler
Wdhrungsfond (IWF) - z.B. mit der Verpflichtung, zum Schuldenabbau auf Teilen der zur Verfu-
gung stehenden landwirtschaftlichen Nutzfldche Produkte fUr den Weltmarkt anbauen zu mus-
sen, haben zu unterbleiben.



Die in vielen L&dndern vorherrschende Klein- und Mittelb&uerliche Landwirtschaft muss geschitzt
und geférdert werden. Das weltweite Landgrabbing, d.h. die Verjagung der einheimischen
Bauern von ihren angestammten Fidchen, um dort dann Landwirtschaft in industriellem MaB-
stab betreiben zu kbnnen, muss gestoppt werden.

Die Landwirte in allen Teilen der Welt mUssen das Recht auf Nachbau von selbst erzeugtem
Saatgut bekommen, ohne LizenzgebUhren zahlen zu mUssen.

Patente auf Pflanzen und Tiere, Mikroorganismen eingeschlossen, mUssen verboten werden.

FOr Nahrungs-, Genuss- und Futtermittel aus Entwicklungsi@ndern sind nur dann Import-be-
schrankungen zu verhdngen, wenn deren Anbau bzw. Export Erndhrungsengpdsse fur die dor-
tige Bevdlkerung oder Naturzerstérung zur Folge hat. Es sind Programme zur drastischen Ein-
schrankung der weltweiten Viehwirtschaft und des Fleischkonsums einzuleiten. AuBerdem mus-
sen die europdischen Fischereiboote die internationalen Regeln zur Erhaltung des Fischbestands
befolgen.

In groBem Umfang sind Programme zur Wiederaufforstung und zur Rekultivierung der Trocken-
gebiete zu férdern, um die Bodenerosion und das weitere Vordringen der Wisten zu verhindern.

Gerzielte Hilfe zur wirtschaftlichen Umstrukturierung muss denjenigen Ldndern und Menschen zu-
teil werden, die wirtschaftlich vom Drogenanbau abhdngig geworden sind.

Zur Umstellung der Wirtschaft auf dezentrale Strukturen mit sanften und angepassten Wirt-
schaftsweisen und Technologien (z.B. Energieeinsparung und Aufbau dezentraler, regenerativer
Energieversorgung, naturliche Landwirtschaft, Agroforesting) oder zur Wiederherstellung dieser
Strukturen bzw. zu einer entsprechenden Weiterentwicklung ist den betroffenen Landern Hilfe
durch Know-how und nicht rickzuzahlende Gelder zu leisten.

FUr Katastrophenfdlle wie z.B. Erdbeben, Vulkanausbriche, Uberschwemmungen und Stirme ist
unter dem Kommando der UN eine standige ,,zivile Eingreiftruppe” in der Art des Technischen
Hilfsdienstes zu schaffen. Diese muss personell und technisch in der Lage sein, innerhalb von ma-
ximal drei Tagen in jedem Teil der Welt zum Einsatz zu kommen.



7 Die ODP ist die okologische
Partei der demokratischen
Mitte

Die Okologisch-Demokratische Partei ist eine wertorientierte Partei der politischen Mitte. Die Beach-
tung 6kologischer und sozialer Zusammenhdnge, die Ehrfurcht vor dem Leben, die Verantwortung
fUr die Zukunft unserer Kinder und die Besinnung auf ethische Werte sind die Leitlinien unserer Politik.

Mit unserem umfassenden und konsequenten Konzept sind wir die notwendige 6kologische, soziale
und demokratische Alternative zu den anderen Parteien, die heute alle von Umweltschutz und sozi-
aler Gerechtigkeit — besonders auch von Familienfreundlichkeit — reden, ohne zu beachten, was
das wirklich bedeutet.

Die ODP geht nicht den Weg bequemer Kompromisse, sondern tritt konsequent fir die streitbare
Demokratie und die Erhaltung der 6kologischen und sozialen Lebensgrundlagen ein und fir Ab-
wehrbereitschaft und -féhigkeit gegeniber den Zerstérern des freiheitlichen Rechtsstaates.

Die groBe Aufgabe eines dkologischen und sozialen Aufbruchs und einer demokratischen Erneue-
rung zur Erhaltung der Lebensgrundlagen erfordert einen moglichst breiten, partei-Ubergreifenden
Zusammenschluss aller verantwortungsbewussten Birgerinnen und Burger.

Die ODP will daher, als politischer Arm der dkologischen Bewegung und sozial vernachléssigter
Gruppen, vor allem BUrgerinnen und Burger aus allen Bereichen der politischen Mitte ansprechen,
die sich um die Zukunftsf@higkeit unserer Gesellschaft bemUhen. Dagegen sind uns die Grundhal-
tungen rechts- und linksradikaler Gruppierungen fremd und mit unserem Grundsatzprogramm nicht
vereinbar. Die ODP wendet sich entschieden gegen jegliche faschistische Tendenzen und verurteilt
jede Gewalt gegen auslandische oder judische MitbUrgerinnen und MitbUrger oder deren Einrich-
tungen sowie gegen Minderheiten aufs Scharfste.

118 Die ODP ist die 6kologische Partei der demokratischen Mitte
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Verantwortungsbewusstes politisches Denken und Handeln setzt ethische WertmaBstébe voraus.
Dies gilt umso mehr angesichts des zunehmenden Werteverfalls in Gesellschaft und Politik. Die Si-
cherung des Uberlebens von Mensch und Natur, der Schutz der Umwelt um ihrer selbst willen und
fUr uns Menschen sowie gerechte Beziehungen zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Grup-
pen mussen Vorrang vor allen privaten, wirtschaftlichen und &ffentlichen Interessen haben.

Vielfach stellen die derzeit politisch Verantwortlichen Winsche und materielle Anspriche einzelner
Interessengruppen Uber das Gemeininteresse an einer Politik, die dem Uberleben der Menschheit
dient. Dabei betreiben sie auch weiterhin der kurzfristigen materiellen Gewinne wegen das Wirt-
schaftswachstum - um jeden Preis.

Dieses allein am wirtschaftlichen Erfolg orientierte Denken prégt unsere gesamte Gesellschaft und
ist Hauptursache fUr die Sinnkrise in unserer Gesellschaft mit all inren sozialen Folgen wie Naturent-

fremdung, Niedergang der zwischenmenschlichen Beziehungen, Verarmung von Familien, Verein-
samung, Suchtkrankheiten, Hoffnungslosigkeit, Resignation und Selbstmord.

Immer gibt es jedoch eine Mdglichkeit, erkannte Fehlentwicklungen zu stoppen.

Unser Land braucht dazu eine dkologische und sozial orientierte Partei, die fUr die Bewahrung der
Lebensgrundlagen eintritt und die demokratische Erneuerung vorantreibt. Wir bitten Sie daher: Tre-
ten Sie der ODP als aktives oder férderndes Mitglied bei und bauen Sie eine neue konsequente po-
litische Bewegung mit uns auf.

Geben Sie uns bitte bei den ndchsten Wahlen Ihre Stimme!
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